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(Beginn: 14:26 Uhr)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Meine sehr verehrter Damen und Herren, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir treten in die 57. Plenarsitzung
ein, die ich hiermit eröffne. Ich stelle die Beschlussfähig-
keit fest.

Zur Tagesordnung. Die Tagesordnung vom 17. November
2015 sowie ein Nachtrag vom heutigen Tag mit insgesamt
80 Punkten liegen Ihnen vor. Wie Sie dem Nachtrag zur
Tagesordnung, Punkt 78 bis 80, entnehmen können, sind
drei Anträge eingegangen, die von den Fraktionen als Setz-
punkte deklariert wurden und ebenso wie die Tagesord-
nungspunkte 14 und 62 anstelle einer Aktuellen Stunde am
Donnerstagvormittag in der vereinbarten Reihenfolge auf-
gerufen werden. Mit Punkt 80 wird Punkt 49 aufgerufen.

Noch eingegangen und an Ihren Plätzen verteilt ist ein
Dringlicher Antrag der Fraktion der FDP betreffend Inves-
titionshemmnisse für den Wohnungsbau beseitigen – nega-
tive Auswirkungen durch Mietpreisbremse stoppen,
Drucks. 19/2676 neu. Wird die Dringlichkeit bejaht? – Das
ist der Fall. Dann wird dieser Dringliche Antrag Punkt 81.
Die Redezeit beträgt fünf Minuten je Fraktion.

Ich frage, ob sich Einwände gegen die Tagesordnung erge-
ben oder ob die Tagesordnung so genehmigt ist. – Das ist
der Fall.

Wie im Ältestenrat vereinbart und in der Tagesordnung
vermerkt, tagen wir heute bis ca. 21 Uhr.

Ansonsten stelle ich fest, dass wir mit Punkt 1, der Frage-
stunde, Drucks. 19/2483, beginnen und danach fortfahren
mit den Nachwahlen unter den Tagesordnungspunkten 2
bis 4.

Entschuldigt fehlt heute Herr Kollege Jürgen Banzer, der
erkrankt ist.

Ich weise noch darauf hin, dass uns am Donnerstag Seine
Exzellenz, der Staatspräsident der Sozialistischen Republik
Vietnam, Herr Truong Tan Sang, besuchen wird. Die Ple-
narsitzung wird ungefähr gegen 14 Uhr unterbrochen, so-
dass unser Gast vereinbarungsgemäß eine Rede vor den
Abgeordneten halten kann.

Ich darf Sie noch auf eine Ausschusssitzung hinweisen.
Heute Abend, im Anschluss an die Plenarsitzung, kommt
der Haushaltsausschuss in Sitzungsraum 510 W zusam-
men. Voraussetzung ist, dass der Gesetzentwurf, der auf
der Ausschusstagesordnung steht, vom Plenum zurück-
überwiesen wird.

Meine Damen und Herren, einen runden Geburtstag konnte
der Kollege Schork, allerdings schon am 28. Oktober 1955

(Heiterkeit)

geboren, also am 28. Oktober dieses Jahres feiern.

Heute kann Frau Abg. Dr. Daniela Sommer Geburtstag fei-
ern. Den Jahrgang spare ich mir jetzt. – Ich wünsche Ihnen
beiden im Namen des Hauses alles Gute für das kommende
Lebensjahr. Für Sie gibt es auch Blumen.

(Allgemeiner Beifall – Vizepräsident Wolfgang
Greilich überreicht Schriftführerin Dr. Daniela Som-
mer einen Blumenstrauß.)

Von den Geburtstagen kommen wir jetzt noch zu einer Ge-
burt. Herr Abg. Marius Weiß ist am 11. Oktober 2015 Va-
ter eines Sohnes geworden. Herzlichen Glückwunsch.

(Allgemeiner Beifall)

Noch viel wichtiger ist: Ole Kreutzmann und seine Mutter
Lena Kreutzmann sind wohlauf. Ich bitte darum, die herz-
lichen Glückwünsche zu überbringen.

Wir kommen dann zu Tagesordnungspunkt 1:

Fragestunde – Drucks. 19/2483 –

Ich rufe die aus der letzten Fragestunde überwiesenen und
weiter auf der Tagesordnung befindlichen Fragen auf, als
Erste die Frage 374. Frau Kollegin Gnadl.

Lisa Gnadl (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Welche Konsequenzen zieht sie aus dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts zum Betreuungsgeld?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Staatsminister Grüttner, bitte sehr.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Abgeordnete, in einer Besprechung zur Asyl- und
Flüchtlingspolitik hat die Bundeskanzlerin gemeinsam mit
den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder
am 24. September 2015 festgehalten, dass die Flüchtlings-
situation auch die Kinderbetreuung vor große Herausforde-
rungen stellt. Der Bund wird die finanziellen Spielräume
im Bundeshaushalt, die durch den Wegfall des Betreuungs-
geldes bis 2018 entstehen, dazu nutzen, Länder und Kom-
munen im Rahmen der Umsatzsteuerverteilung bei den
Maßnahmen zur Verbesserung der Kinderbetreuung zu un-
terstützen.

Der Hessische Aktionsplan zur Integration von Flüchtlin-
gen, den die Landesregierung in der letzten Woche vorge-
stellt hat, sieht hierzu vor, dass die Bundesmittel zu einem
größeren Teil in die Betriebskostenförderung der Kinderta-
geseinrichtungen fließen und zusätzlich niedrigschwellige
Angebote zur Integration von Kindern aus Flüchtlingsfa-
milien gefördert werden.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank. – Frau Kollegin Ypsilanti, wenn Sie drücken,
kann ich Ihnen auch das Wort zu einer Zusatzfrage ertei-
len. Bitte sehr.

Andrea Ypsilanti (SPD):

Herr Minister, welche Antwort bekommen denn die Fami-
lien, die einen Antrag auf Betreuungsgeld vor dem Verfas-
sungsgerichtsurteil gestellt haben und sich nicht um einen
Krippenplatz und dann eben auch nicht um einen Job für
Mutter oder Vater gekümmert haben, denen aber jetzt das
Betreuungsgeld arg in der Kasse fehlt?
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Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Die Vereinbarung mit der Bundesregierung sieht vor, dass
bei Anträgen, die vor der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts bewilligt wurden, Betreuungsgeld auch dann
noch gewährt wird.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Nächste Zusatzfrage, Herr Kollege Merz, bitte sehr.

Gerhard Merz (SPD):

Herr Minister, können Sie präzise sagen, zu welchen An-
teilen die round about 38 Millionen € auf die beiden
Zwecke verteilt werden und auf welchem Weg Sie das als
Betriebskostenzuschuss zur Verfügung stellen werden?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister Grüttner, bitte.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Die Zahl von 38 Millionen € kann ich nicht bestätigen.

(Gerhard Merz (SPD): 27, Entschuldigung!)

Es sind round about 25 Millionen €, von denen 21,4 Mil-
lionen € in den Bereich der Aufstockung der Mittel im
Rahmen des Kinderförderungsgesetzes laufen. Die restli-
chen Teile gehen in den Bereich der niedrigschwelligen
Angebote.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank. – Ich sehe keine Wortmeldungen mehr.

Dann kommen wir zu Frage 375. Frau Kollegin Hartmann.
– Würden Sie bitte drücken?

Karin Hartmann (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Sind alle 145 Stellen, die für den Pakt für den Nachmittag
im Schuljahr 2015/2016 zur Verfügung stehen, besetzt
worden?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Es antwortet Herr Kultusminister Lorz.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Frau Abg. Hartmann, alle von den Pilotschulträgern gemel-
deten Schulen konnten mit den nach Schülerfaktor berech-
neten Stellen besetzt werden. Das ergab allerdings in der
Summe keine 145. Für die 57 vorgeschlagenen Schulen
werden jetzt im Pilotschuljahr 2015/2016 laut Lehrerzu-
weisungserlass von Anfang November 2015 insgesamt
121,9 Lehrerstellen verwendet, davon 70,51 Lehrerstellen
in Mitteln. Das entspricht 3.243.461,34 €.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank. – Nachfragen sehe ich keine.

(Zurufe von der SPD: Doch!)

Frau Hartmann, bitte sehr. Sie müssen aber drücken.

Karin Hartmann (SPD):

Wie sieht es aus mit der Differenz der Stellen? Sind diese
anderweitig vergeben worden, oder sind sie einfach unbe-
setzt?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister Lorz.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Frau Abg. Hartmann, wir haben immer gerade zu Beginn
eines Schuljahres einen sogenannten Stellenpool, um ins-
besondere auf die natürliche Fluktuation, die gerade zu Be-
ginn eines Schuljahres auftritt, reagieren zu können. Die
quasi überschüssigen Stellen sind diesem Pool zugeführt
worden. Im Moment wird alles, was aus diesem Pool nicht
für die natürliche Fluktuation eingesetzt werden muss, für
die Einrichtung zusätzlicher Intensivmaßnahmen für die
Flüchtlingsbeschulung verwendet.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank. – Jetzt sehe ich in der Tat keine weiteren
Wortmeldungen.

Dann kommen wir zu den neu eingegangenen Fragen. Als
Erste kommt Frage 378. Herr Kollege Warnecke.

Torsten Warnecke (SPD):

Ich darf die Landesregierung fragen:

Wie hoch sind die aus dem EU-Sozialfonds aufgewendeten
Mittel für die Rundfunkwerbung für die Initiative „gut aus-
bilden – Qualität in kleinen Betrieben“?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Es antwortet Minister Al Wazir. Wo ist er denn? – Da ist er
ja.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Sehr geehrter Herr Abg. Warnecke, das Förderprogramm
„gut ausbilden – Qualität in kleinen Betrieben“ wird aus
Mitteln des Europäischen Sozialfonds finanziert. Die auf-
gewendeten Mittel für die Rundfunkwerbung betragen
105.750,75 €.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister. – Zusatzfrage, Herr Kollege
Warnecke.
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Torsten Warnecke (SPD):

Herr Staatsminister Al-Wazir, ich darf nachfragen: Wie
viele Maßnahmen hätten Sie denn damit fördern können,
und war diese Rundfunkwerbung unbedingt notwendig?

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, das Programm „gut aus-
bilden – Qualität in kleinen Betrieben“ richtet sich an klei-
ne hessische Unternehmen und gemeinnützige Organisatio-
nen mit weniger als zehn Beschäftigten. Die bilden bisher
sehr unterdurchschnittlich aus. Wir glauben, dass es – so-
wohl was den Fachkräftemangel angeht als auch was das
Angebot von Ausbildungsplätzen angeht – gut ist, sich
ganz besonders auf diese Zielgruppe zu konzentrieren. Das
Programm umfasst über die ESF-Förderperiode insgesamt
8 Millionen €. Wenn Sie das einmal ausrechnen – lassen
Sie mich kurz überlegen –, sind das 1,3 % – kaufmännisch
gerundet. Ich glaube, dass das sehr gut angelegtes Geld ist,
weil wir darauf aufmerksam machen müssen, dass es ein
solches Programm gibt. Die Tatsache, dass uns diese Auf-
merksamkeit zu erzielen gelungen ist, zeigt sich unter an-
derem auch daran, dass Sie jetzt diese Frage stellen.

(Zuruf von der SPD: Er macht es umsonst! Nein,
kostenlos! Nicht umsonst!)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister. – Herr Kollege Schmitt.

Norbert Schmitt (SPD):

Wenn das alles so gut läuft, warum haben Sie dann das
Programm für Hauptschüler, die nach der 9. Klasse unmit-
telbar in Ausbildung gehen, eingefroren oder abgeschafft,
obwohl das beim hessischen Handwerk ungeheuer gut
nachgefragt wurde?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Bitte sehr, Herr Minister.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Das haben wir getan, weil wir, um es sehr deutlich zu sa-
gen, das Gefühl hatten, dass es dort auch oft zu dem ge-
kommen ist, was man Mitnahmeeffekt nennt. Wir glauben,
dass es vor allem darauf ankommt, gerade kleine Unter-
nehmen, nämlich die, die sehr unterdurchschnittlich ausbil-
den, dazu zu bringen, einen Ausbildungsplatz anzubieten.
Da ist es oft so, dass diese Unternehmen der Auffassung
sind, dass sie nicht genügend Ausbildungstiefe haben. Wir
glauben, dass man in diesen Bereichen mit Zuschüssen
mehr erreichen kann.

Im Übrigen will ich auch noch einmal ausdrücklich sagen,
dass wir in diesem Bereich durchaus auch die Möglichkeit
haben, dass natürlich auch Absolventen von Hauptschulen
eine Möglichkeit bekommen, diese Ausbildungsplätze zu
besetzen. Man muss allerdings sagen: Sie kennen ja die
Zahlen von Hauptschülerinnen und Hauptschülern. Das
sind nicht mehr so viele.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Bitte sehr, Herr Kollege Warnecke.

Torsten Warnecke (SPD):

Herr Staatsminister Al-Wazir, ich darf abschließend fra-
gen: Haben Sie den Kammern bzw. den Interessenverbän-
den des Handwerks nicht zugetraut, das Programm hinrei-
chend in die Breite der Mitgliedsbetriebe zu streuen? Da-
mit verbunden ist die Frage: Wird denn eine Evaluierung
nur durch ein einfaches Kreuz hinter „Ich habe von dieser
Maßnahme aus dem Rundfunk erfahren und mich deshalb
beteiligt“ erfolgen?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Bitte sehr, Herr Minister.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Ich bin sehr dankbar dafür, dass es Handwerkskammern
sowie Industrie- und Handelskammern gibt, die seit Jahren
bei ihren Mitgliedsunternehmen Werbung dafür machen,
auszubilden und Ausbildungsplätze zu schaffen. Ich kann
mich auch daran erinnern, dass ich – gerade in der großen
Krise vor zehn Jahren, als es sehr wenige Ausbildungsplät-
ze, aber viele Schulabgängerinnen und -abgänger gab –
sehr dankbar dafür war, dass es die Kammern gab. Die ha-
ben dann wirklich im wahrsten Sinne des Wortes „Klin-
kenputzen“ betrieben.

Aber wenn wir uns einmal anschauen, welche Betriebe
ausbilden und welche nicht, dann stellen wir fest, dass ge-
rade die Zielgruppe dieses Programms, nämlich die kleinen
Betriebe mit unter zehn Beschäftigten, absolut unterdurch-
schnittlich ausbilden. Offensichtlich ist es in der Vergan-
genheit nicht gelungen, sie zu erreichen. Genau das versu-
chen wir jetzt. Natürlich werden wir auch evaluieren, ob
das Ganze erfolgreich gewesen ist. Deswegen bin ich auch
für Ihre Frage dankbar. Sie trägt zur Öffentlichkeitsarbeit
bei.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister.

Wir kommen dann zur Frage 379. Frau Kollegin Waschke,
bitte sehr.

Sabine Waschke (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Hält sie Vereinbarungen über Lernpartnerschaften, wie die
zwischen der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der
CDU Fulda und der Konrad-Adenauer-Schule Petersberg,
wenn sie zwischen anderen parteipolitischen Verbänden
oder Vereinigungen und Schulen abgeschlossen werden,
ebenfalls für mit dem Grundsatz der politischen Neutralität
vereinbar, solange die Partnerschaften auf beispielsweise
Berufsorientierungsinhalte und nicht auf politische Sach-
verhalte zielen?
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Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Es antwortet Herr Kultusminister Lorz.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Frau Abg. Waschke, wie bereits in der Antwort auf die
Kleine Anfrage Drucks. 19/2287 ausgeführt, ist die Beur-
teilung, ob das Engagement eines Akteurs als politisch
neutral einzustufen ist, grundsätzlich ein Einzelfall und
richtet sich vor allen Dingen nach Art und Inhalt der ge-
planten Zusammenarbeit. Daher sind selbstverständlich
nicht nur Vereinbarungen mit der Mittelstandsvereinigung,
sondern auch Vereinbarungen mit anderen Vereinigungen
und Verbänden mit dem Grundsatz der politischen Neutra-
lität vereinbar, solange die Vereinbarung eindeutig nicht
auf die Vermittlung parteipolitischer Sachverhalte gerichtet
ist.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank. – Frau Kollegin Waschke, bitte.

Sabine Waschke (SPD):

Herr Minister Lorz, würde diese Position der Landesregie-
rung, wie Sie sie gerade dargestellt haben, dann auch für
eine Untergruppierung der Partei der NPD gelten?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Bitte, Herr Kultusminister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Frau Abg. Waschke, ich glaube, die Frage stellt sich nicht.
Wir sind bei der Beantwortung Ihrer Frage zu den partei-
politischen Verbänden und Vereinigungen davon ausge-
gangen, dass wir von Vorgängen reden, die sich unzweifel-
haft im demokratischen Spektrum bewegen. Sollten wir
tatsächlich – der Fall ist jetzt wirklich extrem hypothetisch
– Kenntnis von einer Vereinbarung mit irgendeiner Verei-
nigung erlangen, die der NPD oder einer anderen Gruppie-
rung, deren Verfassungstreue in Zweifel steht, zuzuordnen
ist, dann müssen wir das natürlich gerade unter diesem As-
pekt prüfen und bewerten.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister. – Bitte noch einmal Frau Kol-
legin Waschke.

Sabine Waschke (SPD):

Herr Minister Lorz, wer kontrolliert, ob die politische Neu-
tralität bei diesen Vereinbarungen in der Schule eingehal-
ten wird?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Bitte sehr, Herr Minister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Grundsätzlich ist der Abschluss solcher Vereinbarungen
Sache der Schulen, die insofern auch ihrem Auftrag aus
§ 16 des Hessischen Schulgesetzes gerecht werden und ge-
rade im Interesse der Förderung ihrer Schülerinnen und
Schüler den Kontakt mit ihrem Umfeld suchen. Aber es
stehen natürlich immer die Staatlichen Schulämter als Be-
ratungsinstitutionen zur Verfügung, um eventuelle Zwei-
felsfragen zu klären. Ich würde Schulen auch im Zweifels-
fall empfehlen, sich dann an die Staatlichen Schulämter zu
wenden.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank. – Weitere Zusatzfrage, Herr Kollege War-
necke.

Torsten Warnecke (SPD):

Herr Staatsminister Dr. Lorz, ich darf Sie fragen, wie die
parteipolitisch gebotene Neutralität vor Wahlen im Zusam-
menhang mit dieser Vereinbarung zu sehen ist. Heißt das,
dass die entsprechenden Lernpartnerschaften dann für
sechs Wochen oder länger ausgesetzt werden? Wie spielt
sich das in der Praxis ab?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Herr Abg. Warnecke, wir haben speziell zu dieser Frage
der gesteigerten Wahrung der parteipolitischen Neutralität
vor Wahlen entsprechende Richtlinien und Erlasse. Die
sind selbstverständlich auch bei der Umsetzung solcher
Vereinbarungen zu berücksichtigen.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Letzte Zusatzfrage, Herr Kollege Weiß.

Marius Weiß (SPD):

Herr Minister, sehen Sie keine Schwierigkeit darin – in Ih-
rer vorletzten Antwort haben Sie es gesagt –, zwischen
verschiedenen Parteien zu differenzieren, obwohl doch al-
lein das Bundesverfassungsgericht über die Frage entschei-
det, ob eine Partei in Deutschland verfassungsgemäß ist
oder nicht?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Bitte sehr, Herr Minister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Herr Abg. Weiß, wir reden niemals von Vereinbarungen,
die mit einer politischen Partei als solcher geschlossen
werden. Es geht um Vereinigungen, die einer politischen
Partei nahestehen bzw. dieser zuzuordnen sind. Wir müs-
sen diese Vereinigungen beurteilen. Das ist keine Frage ei-
nes Parteiverbots.
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(Janine Wissler (DIE LINKE): Ich gebe es weiter,
das mit der Mittelstandsvereinigung! – Holger Belli-
no (CDU): Das ist die Kommunistische Plattform,
aber doch nicht die Mittelstandsvereinigung, die Sie
haben! – Günter Rudolph (SPD): Mittelstandsverei-
nigung der CDU!)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank. – Damit ist diese Frage erledigt. Die Ge-
schäftsordnung gilt. Es gibt nur zwei Zusatzfragen des Fra-
gestellers und bis zu zwei weitere Fragen. Die hatten wir
schon.

Wir kommen zu Frage 380 der Frau Kollegin Geis.

Kerstin Geis (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

In welcher Form wird das Ergebnis der Prüfung der Land-
kreise durch den Landesrechnungshof zur Verwendung der
Landesmittel bei der Flüchtlingsunterbringung den geprüf-
ten Landkreisen und den Abgeordneten des Hessischen
Landtags zur Verfügung gestellt?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister Grüttner, bitte sehr.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Der Rechnungshof teilt dem Hessischen Ministerium für
Soziales und Integration als zuständiger Stelle das Ergeb-
nis einer Prüfung gemäß § 96 Abs. 1 Satz 1 der Landes-
haushaltsordnung mit.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank. – Zusatzfrage, Frau Kollegin Geis.

Kerstin Geis (SPD):

Ist denn geplant, eine Veröffentlichung vorzunehmen, und,
wenn nein, was spricht dagegen, die Ergebnisse zu veröf-
fentlichen?

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Abgeordnete, es gibt ganz normale Nuancen. Wenn
es eine Prüfbemerkung gibt, wird sie im Haushaltsaus-
schuss thematisiert. Das Zweite ist: Selbstverständlich wer-
den auch – und das wird morgen schon der Fall sein – die
Kommunalen Spitzenverbände über das Ergebnis infor-
miert werden. Aber das ist nicht nach § 96 der Landeshaus-
haltsordnung vorgesehen, sondern da gilt das, was ich Ih-
nen eingangs geantwortet habe.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Dann ist die Fra-
ge erledigt.

Wir kommen zur Frage 381. Herr Kollege Lenders.

Jürgen Lenders (FDP):

Ich frage die Landesregierung:

Welche wissenschaftlichen Erkenntnisse liegen der Ent-
scheidung der Landesregierung zugrunde, künftig Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen unter 100 km/h auf kurzen
Teilstrecken zu erleichtern?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Sehr geehrter Herr Abg. Lenders, laut Verkehrsbericht
2014 sind im vergangenen Jahr auf außerörtlichen Kreis-,
Landes- und Bundesstraßen in Hessen 130 Menschen ums
Leben gekommen – 15 mehr als im Jahr zuvor. Die Haupt-
unfallursache war überhöhte Geschwindigkeit.

Es ist die Position der Hessischen Landesregierung – und
ich gehe davon aus, dass Sie diese teilen –, dass jeder To-
desfall im Straßenverkehr einer zu viel ist. In einem Erlass
vom 2. September 2015 wird daher die Möglichkeit zur er-
leichterten Anordnung von Geschwindigkeitsbeschränkun-
gen geregelt, um die Verkehrssicherheit von Landstraßen
auf kurzen Streckenabschnitten zu verbessern. Die Auto-
fahrerinnen und Autofahrer unter uns werden das aus der
Praxis sicherlich kennen: Auf einer Landstraße gilt grund-
sätzlich eine Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h. An
Kreuzungen wird sie in der Regel auf 70 km/h beschränkt,
ebenso an Gefahrenstellen.

Der Erlass zielt auf die oftmals nur wenige 100 m kurzen
freien Abschnitte zwischen zwei Geschwindigkeitsbe-
schränkungen. Diese Abschnitte müssen kürzer sein als
1 km, also allerhöchstens 999 m.

Dem Erlass liegt die Erkenntnis zugrunde, dass gerade von
kurzen Streckenabschnitten auf Landstraßen, die zwischen
zwei Geschwindigkeitsbeschränkungen eine Länge von
weniger als 1 km aufweisen, eine besondere örtliche Ge-
fahrenlage ausgeht. Zur Begründung führt der Erlass aus,
dass wegen der kurzen Überholstrecke auf diesen
Streckenabschnitten in der Regel ein Überholen mit nicht
unerheblichen Risiken verbunden ist, z. B. durch eine be-
grenzte Überholstrecke, ein plötzliches Aufkommen von
Gegenverkehr oder durch beschränkte Sichtverhältnisse.
Entscheidend aber ist: Erfahrungswerte zeigen, dass gerade
in Kenntnis der kurzen Wegstrecke, auf der man die Mög-
lichkeit hat, zu überholen, die Bereitschaft steigt, riskante
Überholmanöver einzuleiten.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister. – Herr Kollege Lenders, zur
Nachfrage.

Jürgen Lenders (FDP):

Plant denn die Landesregierung, ähnlich wie andere Län-
der, z. B. Brandenburg, auch einmal eine Tiefenanalyse
vorzunehmen, welches die Ursachen für die Unfalltoten
sind? Beispielsweise hat es im Land Brandenburg eine Un-
tersuchung gegeben, wonach mehr als 30 % der Unfallto-
ten nicht angeschnallt waren. Plant denn die Landesregie-
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rung auch hier präventive Maßnahmen, oder belässt sie es
bei den Geschwindigkeitsbegrenzungen?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Eine – ausdrücklich – der Reaktionen auf die Erkenntnisse
des Jahres 2014 war die Gründung eines Referats Ver-
kehrssicherheit und Lärmschutz bei mir im Ministerium.
Natürlich werden wir uns alles genau anschauen. Natürlich
werden wir auch in die Tiefe analysieren, worin der Grund
dafür besteht.

An einem Punkt aber braucht man keine Tiefenanalyse:
Außerorts auf Landstraßen ist die Hauptursache überhöhte
Geschwindigkeit. Das ist bekannt, und deswegen haben
wir gehandelt.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht.

Dann kommen wir zu Frage 382. Frau Kollegin Cárdenas.

Barbara Cárdenas (DIE LINKE):

Ich frage die Landesregierung:

Was gedenkt sie zu tun, um zu garantieren, dass Profil-
3-Schulen, die auch eine erhöhte Lehrerzuweisung bekom-
men, tatsächlich im erforderlichen Umfang verpflichtenden
Ganztagsunterricht anbieten?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Es antwortet Herr Kultusminister Lorz.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Frau Abg. Cárdenas, die Landesregierung stellt auf unter-
schiedliche Weise sicher, dass Profil-3-Schulen im erfor-
derlichen Umfang verpflichtenden Ganztagsunterricht an-
bieten. Sie verpflichtet die Schulen zur Einhaltung der
Richtlinie für ganztägig arbeitende Schulen in Hessen –
veröffentlicht per Erlass vom 1. November 2011, Gültig-
keitsverzeichnis Nr. 721 – nach § 15 des Hessischen
Schulgesetzes. Darin sind auch die Vorgaben zur Sicher-
stellung von Bildungs- und Betreuungsangeboten an Pro-
fil-3-Schulen geregelt. In Abschnitt 3.2.1 – Organisation –
heißt es:

Ganztagsschulen (Profil 3) bieten an fünf Tagen Be-
treuung, Unterricht und verpflichtende Ganztagsan-
gebote in der Zeit von 7:30 bis 16 oder 17 Uhr für
alle ihre Schülerinnen und Schüler oder für einen de-
finierten Teil ihrer Schülerschaft an.

Die Einhaltung dieser Ganztagsschulrichtlinie wird auf
verschiedenen Wegen kontrolliert. So muss in Kooperation
von Schule, Schulträger, Staatlichem Schulamt und ge-
gebenenfalls weiteren Trägern ein jährlicher Verwen-
dungsnachweis der zugewiesenen Ressourcen erbracht
werden, der die Verwendung der zugewiesenen Ressour-

cen – also Lehrerstellen und Mittel – entsprechend den
Vorgaben von Profil 3 dokumentiert.

Unter Punkt 4 der genannten Ganztagsschulrichtlinie wer-
den Ausnahmeregelungen zur Durchführung von Profil 3
an Förderschulen mit verschiedenen Förderschwerpunkten
getroffen. Darüber hinaus wurde im Ganztagsbereich in
Anlehnung an den im Jahr 2011 neu konzipierten Quali-
tätsrahmen eine verpflichtende Evaluation eingeführt, in
der die Einhaltung der quantitativen und qualitativen Stan-
dards überprüft werden soll.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank Herr Kultusminister. – Zur Nachfrage, Frau
Kollegin Cárdenas.

Barbara Cárdenas (DIE LINKE):

Herr Kultusminister, wie konnte es dann dazu kommen –
wie wir in der vorletzten Sitzung der Enquetekommission
gehört haben –, dass Schulen, die an nur einem Tag Nach-
mittagsunterricht anbieten, dennoch als Profil-3-Schulen
geführt wurden?

(Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das
wurde gar nicht festgestellt!)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister, bitte sehr.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Frau Abg. Cárdenas, da ich nicht in der Enquetekommissi-
on bin, kann ich Ihnen diese Frage leider nicht beantwor-
ten. Ich weiß nicht, von welchem Fall da die Rede gewesen
sein soll.

(Nicola Beer (FDP): Erforscht doch einmal die La-
ge!)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Frau Kollegin Cárdenas.

Barbara Cárdenas (DIE LINKE):

Ich denke, wir können Ihnen das anhand des Protokolls
gerne nachweisen.

Dann stelle ich meine letzte Frage: Wenn es denn tatsäch-
lich so gewesen ist, wie wird dann an diesen Schulen das
durchgesetzt, was Sie per Erlass festgelegt haben?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Bitte sehr, Herr Minister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Ich kann Ihnen das am Beispiel der Evaluation benennen.
Dort sind alle Ganztagsschulen, die bis zum Jahr 2012 in
das Landesprogramm aufgenommen worden sind, über-
prüft worden. Darunter waren drei Schulen des Profils 3,
bei denen es in der Tat Anlass für ein Nachsteuerungsge-
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spräch durch das zuständige Staatliche Schulamt mit dem
Ziel gab, das Ganztagsprogramm in diesen Schulen in vol-
lem Umfang sicherzustellen. Diese Nachsteuerung ist im
Gespräch erfolgt, und das wird auch weiterhin durch das
Staatliche Schulamt kontrolliert.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister. – Weitere Nachfragen gibt es
hier nicht.

Dann kommen wir zur Frage 383. Herr Kollege Degen.

Christoph Degen (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wann ist mit der Neubesetzung der Stelle der Leiterin oder
des Leiters der Hohen Landesschule Hanau zu rechnen?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kultusminister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Herr Abg. Degen, die Landesregierung hat ein besonderes
Interesse daran, offene Stellen möglichst zeitnah neu zu
besetzen. Im Sinne aller Beteiligten sollen dabei Vakanzen
möglichst vermieden oder, sofern die Umstände dies nicht
ermöglichen, auf ein Mindestmaß beschränkt werden. In
diesem Kontext steht allerdings das Ziel im Vordergrund,
eine vorbehaltlos geeignete Person als neue Schulleiterin
oder neuen Schulleiter zu finden. Dieser Anspruch muss
auch dann gelten, wenn – wie im aktuellen Fall der Hohen
Landesschule Hanau – eine Nachbesetzung nicht unmittel-
bar gelungen ist und sogar eine dritte Ausschreibung der
Stelle erforderlich war. Auch in diesem Fall muss ein Aus-
wahlverfahren uneingeschränkt auf der Grundlage der gel-
tenden Rechtslage durchgeführt werden.

Im konkreten Fall kann ich Ihnen allerdings versichern,
dass die einzelnen Verfahrensschritte – d. h. Überprüfungs-
verfahren, Erstellung des Auswahlberichts, schulfachliche
Eignungsfeststellung und juristische Prüfung – mittlerweile
abgeschlossen sind und seitens des Ministeriums nunmehr
eine Auswahlentscheidung vorliegt.

Unter der Voraussetzung, dass alle zu beteiligenden Gre-
mien der Auswahlentscheidung zustimmen, und vor allem
wenn keine rechtlichen Schritte durch nicht ausgewählte
Bewerberinnen oder Bewerber eingeleitet werden, wird die
Stelle der Leiterin bzw. des Leiters der Hohen Landes-
schule in Hanau sehr zeitnah, idealerweise noch vor Weih-
nachten, besetzt werden.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister. – Es gibt keine Nachfragen.

Damit kommen wir zu Frage 384. Herr Kollege May.

Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich frage die Landesregierung:

Welche Mittel erhalten die durch die Qualitätsoffensive
Lehrerbildung geförderten Universitäten?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Es antwortet Herr Minister Rhein. Bitte sehr.

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Herr Abg. May, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Mit dieser Qualitätsoffensive Lehrerbildung möchten Bund
und Länder die Lehrerausbildung verbessern und zukunfts-
fähig machen. Es gibt zwei Förderphasen. Im Rahmen die-
ser zwei Förderphasen stehen bis zum Jahr 2023 insgesamt
bis zu 500 Millionen € zur Verfügung.

Die zwei Bewilligungsrunden der ersten Förderphase, die
bis zum Jahr 2018 läuft, sind jetzt abgeschlossen. Das be-
antragte Mittelvolumen in der ersten Phase beträgt rund
200 Millionen €, und zwar für 49 Vorhaben.

Das Erfreuliche ist, dass sich alle fünf lehramtsausbilden-
den Universitäten des Landes Hessen mit Einzelvorhaben
erfolgreich an diesem Wettbewerb der ersten Förderphase
beteiligt haben.

Das trifft die Technische Universität Darmstadt mit dem
Projekt MINT plus, das mit 1,976 Millionen € gefördert
wird. Es trifft die Goethe-Universität in Frankfurt mit dem
Projekt LEVEL, das bedeutet: „Lehrerbildung vernetzt ent-
wickeln“ und wird mit 5,388 Millionen € gefördert. Die
Universität Kassel mit dem Projekt PRONET – „Professio-
nalisierung durch Vernetzung“ – erhält sogar eine Förde-
rung in Höhe von 5,58 Millionen €. Die älteste evangeli-
sche Universität der Welt, die Philipps-Universität Mar-
burg, hat mit dem Projekt „Gymnasiale Lehrerbildung in
Marburg: professionell, praktisch, gut“, kurz Pro Praxis, ei-
ne Förderung von 3,64 Millionen € erhalten.

Für das Projekt „Gießener Offensive Lehrerbildung“,
GOL, der Justus-Liebig-Universität in Gießen wird eine
Gesamtförderung von rund 6 Millionen € erwartet.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank. – Nachfragen sehe ich keine. Keine Zusatz-
fragen.

Dann kommen wir zur Frage 385. Herr Kollege Dr. Bar-
telt.

Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU):

Ich frage die Landesregierung:

Welchen Impuls leistet der Hessische Gesundheitspreis für
die Gesundheitsförderung und Prävention in Hessen?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Sozialminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Herr Abgeordneter, in einer älter werdenden Gesellschaft
gewinnen Prävention und Gesundheitsförderung zuneh-
mend an Bedeutung. Um die Herausforderungen der Zu-
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kunft bewältigen zu können, sind wir aufgefordert, nach
innovativen Lösungen für Entwicklungen zu suchen, diese
bekannt zu machen und dann auch zu etablieren.

Im Kontext dieses Ziels setzt der seit 2012 vergebene Hes-
sische Gesundheitspreis Impulse. Mit der Auszeichnung
werden Best-Practice-Beispiele in den Bereichen Gesund-
heitsförderung und Prävention hervorgehoben, die geprägt
sind von innovativen Ansätzen und effektiven Umset-
zungsstrategien in den verschiedenen Lebensphasen und
Lebenswelten.

Der Hessische Gesundheitspreis fördert die Initiativen
nicht nur materiell, sondern insbesondere auch durch die
Bestätigung in der Außenwirkung. Die Qualität der Bewer-
bungen zeigt, dass Hessen ein Land mit vielfältigen hoch-
wertigen Angeboten in den verschiedenen Settings ist. Die
Auszeichnung unterstreicht den politischen Willen der
Landesregierung, Prävention und Gesundheitsförderung
einen hohen Stellenwert einzuräumen.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister. – Zusatzfragen gibt es nicht.

Dann kommen wir zur Frage 386. Herr Kollege Grem-
mels.

Timon Gremmels (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Welche Anstrengungen unternimmt sie nach dem Beschluss
des Bundeskabinetts, einen Vorrang für Erdkabel bei der
geplanten SuedLink-Gleichstromleitung im Gesetz festzu-
schreiben, um einen entsprechenden Kabelhersteller in
Hessen anzusiedeln?

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Bitte sehr, Herr Minister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Sehr geehrter Herr Abg. Gremmels, das Bundeskabinett
hat beschlossen, der Erdverkabelung bei den geplanten
Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungsleitungen den
Vorrang gegenüber der Freileitung zu geben. Dadurch
muss mit der Planung des Trassenverlaufs und der techni-
schen Ausführung neu begonnen werden.

Die Hessische Landesregierung begrüßt diese Entwicklung
insbesondere deshalb, weil sie eine Ausweitung der Erd-
verkabelungsmöglichkeiten für Gleichstromleitungen über
einen Bundesratsantrag frühzeitig gefordert hat.

Der Einsatz von Erdkabeln im Gleichstrombereich ent-
spricht mittlerweile dem Stand der Technik. Dabei ist aller-
dings zu beachten, dass es sich bei Erdkabeln um eine Spit-
zentechnologie handelt, die sich im Betriebseinsatz durch
ein hohes Maß an Zuverlässigkeit auszeichnen muss, um
die Sicherheit der Stromversorgung gewährleisten zu kön-
nen.

Nur wenige Unternehmen sind derzeit in der Lage, diesen
hohen technischen Anforderungen gerecht zu werden. Die
infrage kommenden Hersteller von Gleichstromkabeln ha-
ben bereits signalisiert, dass sie mit den vorhandenen oder

bereits im Aufbau befindlichen Produktionskapazitäten in
den kommenden Jahren das erforderliche Marktvolumen
bereitstellen können.

Grundsätzlich verfolgt die Landesregierung das Ziel, For-
schungsvorhaben im Bereich der Gleichstromtechnologie
zu fördern. Zudem wollen wir über eine enge Verzahnung
zwischen wissenschaftlichen Einrichtungen und Kabelher-
stellern ein forschungs- und innovationsfreundliches Um-
feld schaffen, in dem sich Unternehmen aus dem Bereich
der Gleichstromtechnologie ansiedeln können. So soll z. B.
eine Erdkabeltechnologie, die bereits in Hessen im Höchst-
spannungsbereich als Drehstromkabel eingesetzt wird, im
Rahmen eines Feldversuchs auch für die Anwendung im
Gleichstrombereich nutzbar gemacht werden.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister. – Eine Nachfrage des Herrn
Abg. Gremmels.

Timon Gremmels (SPD):

Wenn ich Sie richtig verstanden habe, unternehmen Sie
nichts, damit sich ein Unternehmen hier ansiedelt.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Sehr geehrter Herr Abg. Gremmels, die Unternehmen, die
bisher Kabel herstellen, haben gesagt, dass sie mit ihren
derzeitigen oder bereits im Aufbau befindlichen Kapazitä-
ten in der Lage seien, den Bedarf zu decken. Deshalb ist es
fraglich, ob es überhaupt zum Neuaufbau von Produktions-
standorten in Deutschland kommt. Man muss berücksichti-
gen, dass das Kabel, das jetzt als Erdkabel verlegt wird, zu-
vor als Freileitung gemacht worden wäre. An den Kilome-
terzahlen ändert sich also nicht so viel.

(Präsident Norbert Kartmann übernimmt den Vor-
sitz.)

Wenn Sie einen Erdkabelhersteller kennen, der sich hier
ansiedeln möchte, dann sagen Sie mir bitte Bescheid. Ich
werde mich dann natürlich darum bemühen. Mir ist bisher
jedoch keiner begegnet.

(Zuruf der CDU: Ihm auch nicht!)

Präsident Norbert Kartmann:

Keine weiteren Zusatzfragen.

Dann rufe ich Frage 387 auf. Herr Abg. Gremmels.

Timon Gremmels (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wann erscheint der angekündigte überarbeitete Windener-
gie-Naturschutz-Leitfaden?
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Präsident Norbert Kartmann:

Frau Staatsministerin Hinz.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Abg. Gremmels, der überarbeitete Leitfaden er-
scheint, sobald dieser fertiggestellt und mit allen Akteuren
abgestimmt ist.

(Zurufe von der SPD)

Lassen Sie mich dazu etwas ausholen. Am 29. November
2012 haben die damaligen Hessischen Ministerien für Um-
welt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz so-
wie für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung den
Leitfaden „Berücksichtigung der Naturschutzbelange bei
der Planung und Genehmigung von Windkraftanlagen in
Hessen“ herausgegeben. Dieser berücksichtigt die auf hes-
sische Verhältnisse angepassten Erkenntnisse des ersten
sogenannten Helgoländer Papiers, die gültige Rechtslage
inklusive der Rechtsprechung sowie die Verwaltungs- und
Planungspraxis in Hessen.

Der Leitfaden schafft daher kein neues Recht, sondern
fasst die Sach- und Rechtslage zusammen und bietet den
Akteuren im Planungs- und Genehmigungsprozess eine
wichtige Orientierungshilfe.

Wie Ihnen sicherlich bekannt ist, haben Verzögerungen im
Genehmigungsverfahren, sofern sie denn mit naturschutz-
fachlichen Fragen verknüpft sind, mit dem Leitfaden selbst
oft gar nichts zu tun. Aktuelle Klageverfahren zeigen auf,
dass die Fragen vielschichtiger sind. So wird z. B. gerügt,
dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung zu Unrecht nicht
erfolgt sei oder dass Abstände zu Drehfunkfeuern für die
Flugsicherung größer sein sollten, usw.

Im Rahmen gemeinsamer Dienstbesprechungen des Minis-
teriums mit den Regierungspräsidien werden deshalb im
Einzelfall entstehende Fragen und Präzisierungsbedarfe im
Genehmigungsverfahren intensiv erörtert. Denn Leitfäden
können schließlich nicht den jeweiligen Einzelfall präzise
abbilden.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Dabei werden die vorhandenen Ermessensspielräume der
Behörde zur Beschleunigung der Verfahren nicht nur im
Umgang mit dem Leitfaden ebenso diskutiert wie Proble-
me, die aus der Rechtsprechung resultieren. Diese Vorge-
hensweise ist ganz im Sinne der Vorhabenträger, die be-
reits an das Umweltministerium herangetreten sind, um
durch umfassende Prüfungen wie Umweltverträglichkeits-
prüfungen und Genehmigungsverfahren unter Beteiligung
der Öffentlichkeit nicht schneller, aber möglichst rechtssi-
cher zu Entscheidungen zu kommen.

Dessen ungeachtet trifft es zu – und das ist ja auch der
Hintergrund Ihrer Frage –, dass an einigen Stellen im Leit-
faden Konkretisierungsmöglichkeiten bestehen, die wir
selbstverständlich mit allen relevanten Gruppen erörtern,
sowohl mit der sogenannten Nutzerseite, etwa dem Bun-
desverband Windenergie, als auch mit der Schützerseite,
also mit den Naturschutzverbänden.

Ein genauer Zeitpunkt, wann diese Abstimmung mit allen
relevanten Akteuren abgeschossen ist, lässt sich derzeit
noch nicht sagen. Natürlich berücksichtigen wir bei der
Zeitplanung für eine Überarbeitung auch die Tatsache,

dass derzeit eine Reihe von Zulassungsverfahren zu be-
scheiden ist. Deshalb wäre es aus Sicht der Landesregie-
rung eine falsche Prioritätensetzung, wenn die hierfür er-
forderlichen Ressourcen entsprechend umgelenkt würden.
Das wäre auch nicht im Interesse der Antragsteller, die mit
dem Bau von Windenergieanlagen ihren Beitrag zur Ener-
giewende leisten möchten, zumal auf Bundesebene schon
wieder Überlegungen über Verschlechterungen bei der
Förderung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz ange-
stellt werden.

Präsident Norbert Kartmann:

Eine Zusatzfrage des Abg. Gremmels.

Timon Gremmels (SPD):

Frau Ministerin, den ersten Satz hätten Sie sich sparen
können. Belehrungen solcher Art braucht es nicht.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege, eine Zwischenfrage ist keine Kommentie-
rung. Bitte schön.

(Zuruf von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Günter Rudolph (SPD): Das gilt auch für die Lan-
desregierung!)

Timon Gremmels (SPD):

Die Frage ist: Wird ein überarbeiteter Leitfaden noch im
nächsten Jahr erscheinen?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Staatsministerin Hinz.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Ich gehe davon aus, dass eine Überarbeitung eines Leitfa-
dens nicht drei Jahre währt.

(Timon Gremmels (SPD): Das war aber nicht die
Frage!)

Präsident Norbert Kartmann:

Haben Sie noch eine Zwischenfrage, Herr Kollege, oder
nicht? – Bitte schön.

Timon Gremmels (SPD):

Es wäre gut, wenn die Frau Ministerin die Frage beantwor-
ten würde, ob mit einem Erscheinen im nächsten Jahr zu
rechnen ist. Das ist eine Frage, die kann man klar mit Ja
oder Nein beantworten. Man kann es aber auch lassen.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege, wir sollten uns verständigen: Man kann zor-
nig sein, man kann wütend sein, aber die Fragestunde ist
halt die Fragestunde. Ich bitte um Verständnis, dass ich Ih-
nen das jetzt sagen muss.
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Ich habe es so verstanden, dass die Frage ist, ob es in die-
sem Jahr noch kommt oder nicht kommt. Frau Hinz, bitte
schön.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Ich gehe davon aus, dass wir den Naturschutzleitfaden im
nächsten Jahr fertigstellen können.

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank. Gibt es weitere Zusatzfragen? – Das ist nicht
der Fall.

(Zurufe von der SPD)

Frage 388, Herr Kollege Schork.

Günter Schork (CDU):

Ich frage die Landesregierung:

Wie viele Beratungsstellen bzw. Bildungscoaches haben im
Rahmen der Initiative „Pro Abschluss“ mittlerweile ihre
Arbeit aufgenommen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Wirtschaftsminister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Sehr geehrter Herr Abg. Schork, das Ziel der Initiative
„Pro Abschluss“ ist es, den 340.000 Erwerbstätigen ohne
abgeschlossene Ausbildung für ihre Tätigkeit zu einem
entsprechenden Berufsabschluss zu verhelfen.

Hessen ist das erste Bundesland, das dafür flächendecken-
de Beratungsstrukturen aufbaut. In jeder der 26 Gebiets-
körperschaften, den hessischen Landkreisen bzw. kreisfrei-
en Städten, hat mittlerweile ein Bildungscoach die Bera-
tungstätigkeit aufgenommen. Die Bildungscoaches besu-
chen auf Wunsch einzelne Betriebe und beraten sie dabei,
welche Mitarbeiterin oder welcher Mitarbeiter für eine
Nachqualifizierung infrage kommt. Sie informieren auch
über finanzielle Fördermöglichkeiten, begleiten die Be-
schäftigten und das Unternehmen während des kompletten
Prozesses bis zum Berufsabschluss.

Neben den Bildungscoaches haben drei mobile Nachquali-
fizierungsberatungsstellen in Kassel, Gießen und Frankfurt
am Main ihre Beratungstätigkeit für ihre jeweiligen Regio-
nen – also Nord-, Mittel- und Südhessen – aufgenommen.

Ich kann hinzufügen: Das ist ein weiteres Projekt. Wir hat-
ten ja schon eine Frage zum Förderprogramm „gut ausbil-
den – Qualität in kleinen Betrieben“, mit dem wir neue
Projekte auf den Weg gebracht haben, weil wir gemerkt
haben – das sieht man auch an den schmäler werdenden
Jahrgangsbreiten und auch an der Studierneigung der jun-
gen Leute dieser Jahrgänge –, dass es zur Fachkräftesiche-
rung vor allem darauf ankommt, auf Nachqualifizierung zu
setzen. Wenn man weiß, dass in Hessen ungefähr 400.00
Menschen keine abgeschlossene Berufsausbildung haben –
auch nicht auf dem Weg dahin sind, also weder in der
Schule noch im Studium sind – und von diesen 400.000

Menschen 340.000 erwerbstätig sind, dann ist klar, dass
man dieser Gruppe ein besonderes Augenmerk schenken
muss.

Präsident Norbert Kartmann:

Wir kommen zu Frage 389. Frau Abg. Geis.

Kerstin Geis (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

In welcher Höhe wurden in den Kalenderjahren 2011,
2012, 2013 und 2014 jeweils Mittel aus der kameralen
Rücklage Schulbudget an das Finanzministerium zurückge-
geben?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Prof. Dr. Lorz.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Frau Abg. Geis, das Schulbudget, das den Schulen zur
selbstständigen Bewirtschaftung zur Verfügung steht, ist
zum 1. Januar 2011 erst eingeführt worden. Das ergibt sich
aus dem Haushaltsvermerk Nr. 2 zu Kapitel 04 59 des
Haushaltsjahres 2011.

Seitdem können von den Schulen nicht verausgabte Mittel
des Schulbudgets, sofern das Gesamtbudget des Buchungs-
kreises nicht überschritten wird, in Höhe von 100 v. H. – je
Schule also zu 100 % – einer kameralen Rücklage zuge-
führt werden, die innerhalb von maximal drei Jahren nach
ihrer Bildung von den Schulen zusätzlich verwendet wer-
den darf. Nach drei Jahren fließen die nicht verwendeten
Rücklagen an den Landeshaushalt zurück.

In den Jahren 2011, 2012 und 2013 wurden daher keine ka-
meralen Rücklagen Schulbudget an das Finanzministerium
zurückgegeben. Erstmals mit Ablauf des Jahres 2014 wur-
de der von den Schulen bis zum 31. Dezember 2014 nicht
verbrauchte Anteil an der ältesten Rücklage, der Rücklage
aus dem Jahre 2011, an das Finanzministerium zurückge-
führt. Dabei handelt es sich um 6.153.174,95 €.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Abg. Geis.

Kerstin Geis (SPD):

Mit welcher Begründung werden diese Mittel zurückge-
führt? Warum verbleiben sie nicht bei den Schulen, um
von diesen weiterhin verausgabt werden zu können?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kultusminister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Frau Abg. Geis, weil das so vom Haushaltsgesetzgeber,
sprich: von diesem Hohen Haus, so festgelegt worden ist.
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Ich denke, das ist so, auch wenn ich das für das Jahr 2011
nicht aus eigener Erfahrung sagen kann.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Von der Mehrheit! –
Günter Rudolph (SPD): Das ist weit hergeholt! –
Weitere Zurufe von der SPD und der LINKEN)

– Ich war bei der damaligen Abstimmung nicht dabei. Ich
weiß also nicht, ob über diesen Punkt kontrovers diskutiert
wurde.

Ich vermute aber, dass der Hintergrund einfach der war,
dass man natürlich nicht möchte, dass die Schulen diese
Gelder unbegrenzt horten. Man möchte, dass diese Rückla-
gen in einer gewissen Zeitnähe – ich glaube, drei Jahre
sind eine anständige Vorgabe – einer Zweckbestimmung
zugeführt werden, d. h. dass die Gelder mit Blick auf eine
konkrete Planung und nicht als Sparstrumpf für eine zeit-
lich unbestimmte Zukunft angelegt werden.

Präsident Norbert Kartmann:

Weitere Zusatzfrage, Frau Abg. Geis.

Kerstin Geis (SPD):

Besteht die Möglichkeit, eine Übersicht zu bekommen, in
welchen Schulträgerbezirken das vorgekommen ist?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kultusminister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Frau Abg. Geis, ich gehe davon aus, dass das möglich ist.
Das müssten Sie aber noch einmal separat anfragen, und
das müssten wir separat ermitteln.

Präsident Norbert Kartmann:

Keine weiteren Zusatzfragen.

Ich rufe die Frage 390 auf. Herr Abg. Bauer.

Alexander Bauer (CDU):

Ich frage die Landesregierung:

Wie bewertet sie die Zahl derjenigen, die eine Zusage für
das Studium an der Hochschule für Polizei und Verwal-
tung (HfPV) erhalten haben?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Innenminister Beuth.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

An der Hochschule für Polizei und Verwaltung werden die
Studiengänge für die Polizei, die allgemeine Verwaltung
und die Deutsche Rentenversicherung betreut. Für die all-
gemeine Verwaltung haben im Jahre 2015 insgesamt 218
Studierende und für die Deutsche Rentenversicherung Hes-
sen 28 Studierende das Studium aufgenommen. Die Stu-
dierenden werden – neben dem Land Hessen – durch viel-

fältige Institutionen, wie die Landkreise, die kreisfreien
Städte, von kirchlichen Dienststellen oder anderen Verbän-
den, entsandt. Daher ist eine alleinige Bewertung durch die
Landesregierung nicht möglich.

Es kann allerdings festgestellt werden, dass sich die Stu-
dierendenzahl auf dem hohen Niveau der Vorjahre bewe-
gen. Dies ist im Hinblick auf die künftige Kompetenz der
Verwaltungen uneingeschränkt positiv zu bewerten, insbe-
sondere auch im Hinblick auf den wachsenden Wettbewerb
um qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber. Im Bereich
der Polizei haben im Jahre 2015 insgesamt 733 Laufbahn-
bewerberinnen und -bewerber das Studium aufgenommen.
Diese hohe Zahl an neuen Studierenden für den gehobenen
Polizeivollzugsdienst gab es bei der hessischen Polizei
noch nie zuvor. Sie ist auch Indiz für die große Attraktivi-
tät des Polizeiberufs. Dabei liegt es in der Natur der Sache,
dass nicht alle Bewerberinnen und Bewerber, die eine Zu-
sage erhalten haben, dieses Angebot auch annehmen.

Um eine hohe Zahl an Einstellungen zu erreichen, wurden
788 Zusagen an Bewerberinnen und Bewerber erteilt. Mit
dieser hohen Zahl an bereitgestellten Studienplätzen ge-
währleistet das Land Hessen den Ersatz für zukünftig aus-
scheidende Beamtinnen und Beamte, trifft Vorsorge für
einen Ausgleich der beabsichtigten Reduzierung der Ar-
beitszeit der Beamtinnen und Beamten im Schichtdienst
und kompensiert die Zahl der Studierenden, die vorzeitig
das Studium abgebrochen haben. Damit investiert die Hes-
sische Landesregierung nachhaltig in den Personalbestand
des Polizeivollzugsdienstes und in die Sicherheitsarchitek-
tur des Landes.

Zur Vollständigkeit der Darstellung ist noch zu erwähnen,
dass acht Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte des mittle-
ren Dienstes die Zusage für ein Qualifikationsstudium für
den gehobenen Dienst angenommen haben und somit eine
weitere Qualifizierung erfahren.

Präsident Norbert Kartmann:

Keine weiteren Zwischenfragen.

Ich rufe die Frage 391 auf. Herr Abg. Bauer.

Alexander Bauer (CDU):

Ich frage die Landesregierung:

Wie bewertet sie das Sonderförderprogramm zur Aufstel-
lung von Jahresabschlüssen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Innenminister Beuth.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Das Sonderförderprogramm des Innenministeriums war ei-
ne sehr erfolgreiche Maßnahme, um den Rückstand der
kleineren Städte und Gemeinden – mit bis zu 7.500 Ein-
wohnern – bei der Aufstellung der Eröffnungsbilanzen und
der Jahresabschlüsse erheblich abzubauen. Mit den zur
Verfügung stehenden Fördermitteln hat das Innenministeri-
um gezielt die verwaltungsschwächeren kleineren Gemein-
den bei dem nicht einfachen Prozess der Umstellung von
der sogenannten Kameralistik auf das doppische Haus-
haltsrecht unterstützt.
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Mit den Zuweisungen des Innenministeriums waren die oft
auch finanzschwächeren Gemeinden in der Lage, externen
Sachverstand zu beauftragen, um künftig ihre Jahresab-
schlüsse den gesetzlichen Fristen entsprechend aufzustel-
len. Fast die Hälfte aller hessischen Städte und Gemeinden
bekam die Möglichkeit, für zwei gesetzlich geforderte Un-
terlagen Fördermittel von maximal 44.000 € zu erhalten.
Das Programm wurde im Sommer 2013 aufgelegt und zum
Sommer dieses Jahres beendet.

Die antragsberechtigten 211 Städte und Gemeinden haben
die Fördermöglichkeiten nahezu vollständig in Anspruch
genommen. Von den zur Verfügung stehenden Fördermit-
teln in Höhe von 8,9 Millionen € sind Mittel in Höhe von
8,4 Millionen € in Anspruch genommen worden. Von 422
möglichen Anträgen – zwei mal 211 Städte und Gemein-
den – sind 400 gestellt worden. Lediglich eine Gemeinde
hat gar keinen Antrag gestellt; 20 Gemeinden haben nur
einen von zwei möglichen Anträgen gestellt.

Präsident Norbert Kartmann:

Es gibt keine weiteren Zusatzfragen. Damit ist die Frage
beantwortet.

Ich rufe Frage 392 auf. Herr Abg. Rentsch. – Herr Rock
übernimmt es, die Frage für Herrn Rentsch zu stellen. Das
ist eine gute Idee.

René Rock (FDP):

Ich frage die Landesregierung:

Welche Gegenmaßnahmen unternimmt sie bezüglich des
Missbrauchs von Drohnen zur Kontaktaufnahme oder zum
Austausch von Gegenständen, Waffen oder Drogen von
Außenstehenden mit Insassen hessischer Gefängnisse?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Justizministerin Kühne-Hörmann.

Eva Kühne-Hörmann, Ministerin der Justiz:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, eine Reihe von Gegen-
maßnahmen wird getroffen. Dazu gehört die regelmäßige
Kontrolle von Höfen und Innenbereichen der Justizvoll-
zugsanstalten während sowie vor jeder Nutzung durch die
Gefangenen. Beispielsweise sichern wir Haftraumfenster
über die normalen Gitter hinaus durch eine Feinvergitte-
rung. Diese Feinvergitterung – das zeigt die Erfahrung – ist
ein wirksamer Schutz gegen die Übergabe von Gegenstän-
den mittels Drohnen.

Im Übrigen gibt es seit Jahren eine regelmäßige Informati-
on an die hessischen Justizvollzugsanstalten über die Ge-
fahren durch Drohnen und über aktuelle technische Ent-
wicklungen. Nicht zuletzt aufgrund der technischen Ent-
wicklungen, die zu einer immer größeren Verbreitung von
Drohnen geführt haben, prüfen wir derzeit auch technische
Abwehrmaßnahmen.

Präsident Norbert Kartmann:

Gibt es Zusatzfragen? – Keine.

Wir kommen zu der Frage 393, die ebenso wie die vorhe-
rige vom Kollegen Rentsch stammt und nun vom Kollegen
Rock vorgetragen wird.

René Rock (FDP):

Ich frage die Landesregierung:

Welche Schlüsse hat sie aus dem Gutachten von Pricewa-
terhouseCoopers zur PEBB§Y-Fortschreibung 2014 für die
personelle und finanzielle Ausstattung der hessischen Jus-
tiz gezogen?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Justizministerin Kühne-Hörmann.

Eva Kühne-Hörmann, Ministerin der Justiz:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, zu dem von Ihnen er-
wähnten länderübergreifenden Projekt PEBB§Y-Fort-
schreibung 2014 liegt den Landesjustizverwaltungen seit
dem 13. April 2015 ein Gutachten von Pricewaterhouse-
Coopers vor. Dieses Gutachten ist, wie bei den Vorgänger-
projekten, aufgrund seines Umfangs und seiner Komplexi-
tät durch die Kommission der Landesjustizverwaltungen
für Fragen der Personalbedarfsberechnung ausgewertet
worden.

Es geht jetzt um die Umsetzung der Ergebnisse. Wir haben
diese umfangreichen Ergebnisse in Hessen umzusetzen,
wobei zusätzliche Kriterien zu beachten sind. Mit belastba-
ren Aussagen rechnen wir im Laufe des Jahres 2016.

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank.

Wir rufen noch Frage 394 auf. Frau Dr. Sommer, bitte
schön.

Dr. Daniela Sommer (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Warum wurde der Termin zur Übergabe des Förderbe-
scheids im Rahmen des Projektes „Miteinander in Hes-
sen“, der dem Verein WASS e. V. (Wettermuseum Alte
Schule Schreufa e. V.) ausgehändigt werden sollte, ver-
schoben?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Wintermeyer.

Axel Wintermeyer, Minister und Chef der Staatskanz-
lei:

Verehrte Kollegin Dr. Sommer, der Förderbescheid der
Landesstiftung „Miteinander in Hessen“ in Höhe von
15.000 € datiert vom 12.12.2014 und wurde bereits am
16.12.2014 an den Verein WASS e. V. versandt. Die För-
dersumme wurde von dem Verein am 24. März dieses Jah-
res abgerufen, und sie wurde auch ausgezahlt.

Ein Informationsbesuch – also kein Besuch mit Übergabe
des Förderbescheids – bei dem erfolgreichen Projekt Wet-
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termuseum Alte Schule Schreufa e. V. im Rahmen der
Sommerbereisung war mit dem Verein sondiert worden,
konnte aber aus terminlichen Gründen leider nicht reali-
siert werden.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Weiß.

Marius Weiß (SPD):

Herr Minister, die Landesstiftung „Miteinander in Hessen“
hat in diesem Jahr noch eine ganze Menge anderer Termi-
ne kurzfristig abgesagt. Unter anderem geht es dabei um
die Teilnahme am Tag der offenen Tür im Hessischen
Landtag und um die Feierlichkeiten zum Tag der Deut-
schen Einheit. Ferner geht es um das Hoffest in Wiesbaden
und den Bundesrat in Berlin und um ein paar weitere Ter-
mine. Hatte auch das terminliche Gründe, oder was sind
die Gründe dafür, dass von der Landesstiftung in diesem
Jahr so viele Termine kurzfristig abgesagt wurden?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Wintermeyer.

Axel Wintermeyer, Minister und Chef der Staatskanz-
lei:

Herr Kollege Weiß, die Landesstiftung befindet sich in ei-
nem Umstrukturierungsprozess, in dessen Rahmen wir die
Verwaltungskosten entsprechend reduzieren. Um zusätzli-
che Verwaltungskosten einzusparen, haben wir Öffentlich-
keitstermine, insbesondere in Berlin oder auch anlässlich
des Tages der Deutschen Einheit, nicht wahrgenommen.
Ich erinnere daran, dass aus dem Parlament eine Große
Anfrage bezüglich der Verwaltungskosten von Stiftungen
gestellt wurde. Daran haben wir uns orientiert.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Dr. Sommer.

Dr. Daniela Sommer (SPD):

Ist es denn geplant, dass dieser Informationstermin, wie
Sie ihn genannt haben, nachgeholt wird?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Wintermeyer.

Axel Wintermeyer, Minister und Chef der Staatskanz-
lei:

Frau Kollegin Dr. Sommer, der Termin wird mit Sicherheit
nachgeholt, zumal der Verein Wettermuseum Alte Schule
Schreufa mit diesen Fördermitteln den Aufbau eines Wet-
ter- und Klimagartens finanziert hat, wobei zwölf Informa-
tionsstationen zum Wetter und, wenn ich richtig informiert
bin, auch drei Stationen zum Klima und zum Klimawandel
installiert wurden. Ich habe es mir vorbehalten, dort vor-
beizuschauen, wenn es ein bisschen wärmer ist, um zu se-
hen, wie das Thermometer nach oben geht.

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank. – Damit schließe ich die heutige Fragestun-
de.

(Die Fragen 395, 403 bis 405, 407 bis 410, 414 bis
416 und die Antworten der Landesregierung sind als
Anlage beigefügt. Die Fragen 396 bis 402, 406, 411
bis 413 und 417 bis 419 sollen auf Wunsch der Fra-
gestellerinnen und Fragesteller in der nächsten Fra-
gestunde beantwortet werden.)

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 2:

Nachwahl einer Schriftführerin

Wahlvorschlag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Drucks. 19/2530 –

Seitens der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird
vorgeschlagen, Frau Kollegin Müller zur Schriftführerin zu
wählen.

Ich darf Sie bitten, in offener Abstimmung darüber abzu-
stimmen. Wer diesen Vorschlag unterstützt, den bitte ich
um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Stimmenthal-
tungen? – Damit ist das einstimmig beschlossen.

Ich gratuliere Frau Kollegin Müller zu der Wahl. Sie dür-
fen demnächst an exponierter Stelle Platz nehmen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Dann kommen wir zu Tagesordnungspunkt 3:

Nachwahl eines stellvertretenden Mitglieds im Haupt-
ausschuss

Wahlvorschlag der Fraktion der SPD – Drucks.
19/2631 –

Es wird vorgeschlagen, Herrn Abg. Tobias Eckert zu wäh-
len. Gibt es weitere Vorschläge? – Das ist nicht der Fall.

Wer dem Vorschlag zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich der
Stimme? – Dann ist das so beschlossen, und Herr Eckert ist
in den Hauptausschuss gewählt. Herzlichen Glückwunsch.

(Beifall bei der SPD)

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 4:

Nachwahl eines Mitglieds für den Theaterbeirat beim
Staatstheater Kassel

Wahlvorschlag der Fraktion der SPD – Drucks.
19/2632 neu –

Herr Kollege Dr. Spies wird jetzt Oberbürgermeister in
Marburg oder ist es schon.

(Günter Rudolph (SPD): Nein, noch nicht, sonst
könnte er nicht hier sein!)

– Er ist vereidigt. Wir nehmen es ganz genau. Er wird es
werden.

(Günter Rudolph (SPD): Ja!)

Aber wir können schon den Nachfolger für den Theaterbei-
rat wählen.

(Günter Rudolph (SPD): Ja!)
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– Danke schön. Herr Rudolph, wenn Sie das sagen, stimmt
das.

(Zuruf: Er weiß das!)

– Nur was die SPD betrifft. – Dann frage ich Sie zu dem
Vorschlag der SPD-Fraktion, der „Wolfgang Decker“ lau-
tet:

(Zurufe von der CDU und der FDP: Uh!)

Es gibt keine weiteren Vorschläge? – Endlich hält der Fuß-
ball Einzug im Staatstheater Kassel. Wolfgang, das ist eine
gute Sache. – Wer dem Vorschlag zustimmt, den bitte ich
um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthaltun-
gen? – Er ist einstimmig gewählt.

Lieber Wolfgang, ich gehe davon aus, du nimmst die Wahl
an. – Herrn Kollegen Decker gratuliere ich herzlich und
wünsche ich viel Spaß. Das ist mit Sicherheit eine Sache,
die manchmal Spaß macht.

Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesordnungspunkt
19 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Gesetz über die Feststellung des Haus-
haltsplans des Landes Hessen für das Haushaltsjahr
2016 (Haushaltsgesetz 2016) – Drucks. 19/2662 zu
Drucks. 19/2307 –

Meine Damen und Herren, ich bitte um Aufmerksamkeit. –
Herr Kollege Decker ist Berichterstatter. Wir hören zu-
nächst die Berichterstattung. Das Wort hat der Abg.
Decker, Vorsitzender des Haushaltsausschusses. Bitte
schön.

Wolfgang Decker, Berichterstatter:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich darf Ihnen aus dem Haushaltsausschuss zur zweiten
Lesung des Haushaltsplanes für das Haushaltsjahr 2016
Bericht erstatten. Die Beschlussempfehlung des Haushalts-
ausschusses lautet wie folgt:

Erstens. Der Haushaltsausschuss empfiehlt dem Plenum
mit den Stimmen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN gegen die Stimmen der SPD, der LINKEN und der
FDP, den Gesetzentwurf in zweiter Lesung unverändert
anzunehmen.

Zweitens. Der Haushaltsausschuss empfiehlt dem Plenum,
zu den Einzelplänen folgende Beschlüsse zu fassen: Bitte
entnehmen Sie die einzelnen Beschlüsse zu den Einzelplä-
nen der Drucks. 19/2662. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. h.c. Jörg-
Uwe Hahn (FDP) und Klaus Dietz (CDU) – Günter
Rudolph (SPD): Sehr schön vorgetragen!)

Präsident Norbert Kartmann:

Einige Erläuterungen, bevor wir in die Aussprache zu Ein-
zelplan 02 einsteigen: Wie Sie der Anlage entnehmen kön-
nen, werden verschiedene Tagesordnungspunkte gemein-
sam mit den Einzelplänen aufgerufen. Das ist Ihnen so mit-
geteilt worden. Die Abstimmung über die Einzelpläne fin-
det allerdings vereinbarungsgemäß erst am Ende der Bera-
tung über die Einzelpläne statt, also morgen am Abend.

Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, die General-
debatte zu Einzelplan 02 heute abzuhalten und die Bera-
tung der anderen Einzelpläne sowie die Abstimmung der
Einzelpläne und der dazu aufgerufenen Tagesordnungs-
punkte am morgigen Mittwoch – ich sagte es bereits – am
Ende der Haushaltsberatungen vorzunehmen.

Der Anlage zu Tagesordnungspunkt 19 können Sie eben-
falls entnehmen, dass sich die Fraktionen im Ältestenrat
bei Einzelplan 02 auf eine Redezeit von 40 Minuten pro
Fraktion verständigt haben und bei Einzelplan 01 sowie
den Einzelplänen 03 bis 15 insgesamt 80 Minuten Redezeit
vereinbart haben – jeweils ohne Begrenzung der einzelnen
Rednerinnen und Redner bei der Aussprache. Sie kennen
das Verfahren aus dem letzten Jahr.

Ich rufe jetzt vereinbarungsgemäß

Einzelplan 02 – Hessischer Ministerpräsident –

auf. Hierzu erteile ich dem Fraktionsvorsitzenden der Frak-
tion der SPD, Herrn Abg. Schäfer-Gümbel, das Wort. Ich
teile noch mit, dass die Rednerreihenfolge die ist: SPD, die
Regierung, LINKE, GRÜNE, FDP, CDU und dann die
fraktionslose Kollegin. – Herr Schäfer-Gümbel, Sie haben
das Wort.

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Herr Präsident, meine verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Generaldebatte zum Haushalt 2016 ist – ich er-
wähne das für diejenigen, die sich das erste Mal zuschal-
ten, immer wieder – der Punkt, an dem standesgemäß und
standardgemäß über die Grundlinien der Landespolitik dis-
kutiert wird. Sie ist weniger eine Aneinanderreihung von
haushaltspolitischen Grundsätzen, sondern mehr eine Fra-
ge der Grundlinien.

Normalerweise wird diese Debatte hier im Haus ziemlich
munter geführt. Meine Vermutung ist, dass dies heute et-
was anders sein wird. Es ist keine normale Grundsatzde-
batte über den Landeshaushalt 2016. Dies hat zwei Grün-
de.

Erstens. Das Land steht in der Tat vor einer großen Her-
ausforderung, die uns seit vielen Wochen und Monaten mit
Blick auf die enorme Zahl von Flüchtlingen beschäftigt,
die nicht nur Hessen, sondern die gesamte Bundesrepublik
Deutschland erreichen und die bei vielen Bürgerinnen und
Bürgern Fragen auslöst: Wie wird das weitergehen? Wie
werden wir die integrationspolitischen Herausforderungen
des nächsten Jahrzehnts – wir reden nicht über weniger –
bewältigen? Welche Schwerpunkte wird es dabei geben?
Wird es dabei Verliererinnen und Verlierer geben, und wer
wird dies sein?

Die Welt ist schlicht und einfach im Aufruhr, und jetzt be-
ginnt eine Phase, in der dieser Aufruhr, der schon seit vie-
len Jahren zu sehen ist, auch in Deutschland und Europa
angekommen ist. Niemand kann sich dem mehr verwei-
gern.

Deswegen ist das heute eine andere haushaltspolitische De-
batte, die wir zu führen haben und in der die Parteipolitik
aus meiner Sicht ein gutes Stück weit zurückstehen muss –
was im Übrigen nicht damit zu verwechseln ist, dass man
in einer solchen Debatte keine Haltung zu zentralen Fragen
beziehen kann.

(Beifall bei der SPD)
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Georg August Zinn hat einmal formuliert, die Demokratie
ist nicht nur Staatsform, sondern sie ist eine Lebenshal-
tung. – Genau darum geht es, auch in solchen Debatten.
Deswegen ist die zweite Vorbemerkung, die ich machen
will, eine, die an die Gedenkminuten zu Beginn dieser Par-
lamentssitzung in Erinnerung an die fürchterlichen Terror-
anschläge in Paris vor wenigen Tagen anschließt, wo ich
aber ausdrücklich hinzufügen möchte: Es geht nicht nur
um die Terroranschläge in Paris, sondern – um es mit den
Worten von Martin Schulz zu sagen –: Das, was am Frei-
tag vor einer Woche in Paris passiert ist, ist Alltag in Alep-
po, in Beirut oder in Mali. Deswegen erinnern wir an die
Opfer aller Terroranschläge auf der Welt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und der FDP sowie bei Abge-
ordneten der CDU und der Abg. Mürvet Öztürk
(fraktionslos))

Am gestrigen Tag fand der Staatsakt zur Beerdigung von
Helmut Schmidt in Hamburg statt. Das Thema Terror hat
eine große Rolle in all den Würdigungen von Helmut
Schmidt gespielt. Mancher Kommentator hat in den letzten
Tagen viele Vergleiche zwischen den Siebzigerjahren und
den letzten Tagen und Wochen gezogen. Ich halte einige
dieser Vergleiche für grundfalsch; denn der Unterschied
zwischen dem Terror der Roten Armee Fraktion und dem,
den wir in diesen Tagen, Wochen und Monaten erleben,
ist, dass in den Siebzigerjahren die politische und wirt-
schaftliche Elite des Landes Ziel der Terrorakte war – heu-
te ist jedermann das Ziel der Terroranschläge, wie es die
Generalkonsulin heute Mittag sehr treffend formuliert hat.

Das verändert die Stimmung im Land. Dass der eine oder
andere Politiker in diesen Tagen meint, die Flüchtlingsbe-
wegung und die Situation bezüglich der Flüchtlinge auf der
einen und den Terror auf der anderen Seite in einen Zu-
sammenhang stellen zu müssen, ist einer der fiesesten Mo-
mente in den letzten Wochen gewesen – ist es doch in der
Tat so, dass der weit überwiegende Teil der Menschen, der
im Moment an den Grenzen Deutschlands steht und Schutz
sucht, vor genau diesem Terror flieht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der
LINKEN und der FDP)

Deswegen sind diese Verquickungen grundfalsch, und des-
wegen ist diese Haushaltsdebatte in der Tat anders als an-
dere, weil es um die Aufgabe geht – da bin ich ganz bei de-
nen, die das in den letzten Monaten auch immer wieder
formulierten –, das Land zusammenzuhalten und nieman-
den in einer Situation gegeneinander auszuspielen, die für
Deutschland ökonomisch erfreulich gut ist und die uns
manches ermöglicht, was in anderen Ländern nicht so ein-
fach möglich ist. Wir werden uns mancher Frage trotzdem
nicht entziehen können. Das will ich gleich an den Anfang
meiner Ausführungen stellen.

Ich will aber mit Blick auf die Arbeitsweise der größten
Oppositionsfraktion hier im Haus noch etwas an den An-
fang stellen: Wir, die Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten in Hessen, nehmen dabei eine konstruktive Rolle
ein. Wir haben in den letzten Wochen und Monaten viele
Gespräche mit der Regierung und mit den Regierungsfrak-
tionen geführt, weil es für uns entscheidend ist, jetzt nicht
in den Krümeln – manchmal auch in den Brocken – zu su-
chen und auch nicht darüber zu reden, welche Abstim-
mungsfehler es gibt, welche Kommunikationsfehler es

gibt, welche Konzeptfehler es gibt. Vielmehr geht es für
uns darum, im Moment gemeinsam dafür zu sorgen, dass
die Aufgabe der Flüchtlingsaufnahme vernünftig bewältigt
wird.

Das unterscheidet uns deutlich von manch anderen, die im
Moment in der Republik unterwegs sind. Da könnte ich
beispielsweise über die Landesgrenze schauen. Ich werde
dazu später noch einige Bemerkungen machen.

Ich will aber ausdrücklich sagen: Wir als hessische Sozial-
demokratie nehmen dabei eine konstruktive Rolle ein, weil
es uns wichtig ist, dass wirklich alle beieinanderbleiben,
dass niemand gegeneinander ausgespielt wird. Deswegen
werden wir manchen Schritt gehen, der weiter ist. Ich glau-
be, dass wir in der zugewiesenen Rollenverteilung zwi-
schen Regierung und Opposition im Moment mit die wei-
testen Schritte gegangen sind in der Art und Weise, wie
wir versuchen, dieses Thema zu bewältigen. Und das, Herr
Ministerpräsident – das will ich am heutigen Tag aus-
drücklich einmal so benennen –, obwohl es zwischen uns
keine Vertrauensbasis gibt. Was es zwischen uns gibt, ist
eine Verantwortungsbasis. Die wirkt im Moment deutlich
stärker als andere. Deswegen gelingt es uns auch, in dem
Rollenspiel zwischen Opposition und Regierung Dinge
miteinander zu diskutieren und zu klären, die in anderen
Landtagen und manchmal selbst in Regierungskoalitionen,
wenn ich nach Berlin schaue, nicht möglich sind. Das soll-
ten wir uns erhalten. Das ist das Angebot, das die hessische
Sozialdemokratie der amtierenden Regierungskoalition
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN am heutigen
Tag ausdrücklich noch einmal macht.

(Beifall bei der SPD)

Aus unserer Sicht hat es lange gedauert, bis diese Aufgabe
bei Ihnen in der Staatskanzlei angekommen ist. Es gab
zwei Umressortierungen, die wir richtig und notwendig
fanden. Ich finde auch, dass die Prioritätensetzung, die im
Land vorgenommen wird, grundsätzlich richtig ist, näm-
lich zunächst die humanitäre Pflicht zu erfüllen, den Men-
schen ein Dach über dem Kopf zu geben, ihnen Kleidung
zu geben, sie mit Lebensmitteln zu versorgen, aber zwei-
tens dabei nicht zu vergessen, dass die eigentliche Aufgabe
für das Land und die Gesellschaft erst noch kommt, wenn
wir über Integration reden.

Ich will an dieser Stelle ausdrücklich meinen Dank aus-
sprechen. Das haben wir hier mehrfach getan, aber man
kann es nicht oft genug tun. Denn je länger das Thema
dauert, je länger sie gefordert werden, umso größer ist die
Leistung zu bewerten, die derzeit vor allem die vielen, die
Tausenden ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer im
Land erbringen, um die Flüchtlingsaufgabe zu bewältigen.
Da sollten wir uns einig sein, dass dies ohne sie nicht ge-
hen wird.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der CDU und
der FDP)

Auch die hauptamtlichen Helferinnen und Helfer sind ge-
fordert. Es gibt viele Hinweise dazu, wie sehr die Haupt-
amtlichen genau so gefordert sind wie die Ehrenamtlichen.
Der Unterschied ist, in aller Regel werden sie dafür bezahlt
– nicht immer für die Aufgabe, die sie gerade bewältigen.
Aber auch sie gehen häufig an die Grenzen dessen, was sie
leisten können. Es sind im Übrigen in aller Regel nicht die
höchstbezahlten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des öf-
fentlichen Dienstes, sondern es sind vor allem die des ein-
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fachen und mittleren Dienstes, die hier wirklich rund um
die Uhr – wenn ich mir einmal anschaue, was in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen passiert – ihren Beitrag leisten.

Mit Blick auf manches Haus in der Landesregierung würde
ich mir wünschen, dass das Engagement dort noch ein klei-
nes bisschen besser werden könnte. Ich glaube, dass es in
dem einen oder anderen Haus in der Tat noch Luft nach
oben gibt.

(Beifall bei der SPD – Dr. Walter Arnold (CDU): Na
ja!)

– Dann will ich es deutlicher sagen, Herr Arnold. Manch-
mal lege ich Debattenbeiträge so an, dass sie vorsichtig
formuliert sind. Ich kann es aber auch konkreter sagen.
Wenn ich höre, dass ein großes Ministerium zwei von 450
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern abstellen kann, um die
Aufgaben zu leisten, während andere Ministerien in deut-
lich größerem Umfang gefordert sind, dann finde ich
schon, dass dieses Ministerium, das über 400 Mitarbeiter
hat, mehr als zwei Mitarbeiter für die Bewältigung dieser
großen Aufgabe stellen kann. Das glaube ich schon, Herr
Arnold.

(Beifall bei der SPD)

Da Sie, wenn ich es richtig weiß, fachlich relativ nah an
diesem Ministerium sind, können Sie es vielleicht einmal
in die koalitionsinternen Beratungen einbeziehen.

(Norbert Schmitt (SPD): Gut die Hälfte über A 14!)

Ich will am heutigen Tag ausdrücklich auch auf die zweite
große Aufgabe eingehen; denn sie wird uns mehr fordern
als nur die Erstunterbringung. Ich habe in den letzten Wo-
chen immer wieder gesagt, wir müssen in dieser Phase – –
Herr Al-Wazir, alles gut?

(Minister Tarek Al-Wazir: Bei mir ist alles gut!)

– Okay. Ich wollte mir nur die Aufmerksamkeit der Lan-
desregierung bewahren. Da bin ich mir nicht immer ganz
sicher.

Ich habe in den letzten Wochen häufiger formuliert, dass
sich die integrationspolitischen Fehler der Sechziger- und
Siebzigerjahre nicht wiederholen dürfen. Sonst wird das
mit der Bewältigung dieser Aufgabe schwierig. Dazu zählt
im Übrigen, dass jeder Euro, der jetzt nicht investiert wird,
sich rächen wird. Es wird in der Zukunft sehr viel teurer
werden. Allein die Betrachtung eines Haushalts führt bei
dieser Aufgabe aus meiner Sicht in die Irre.

Deswegen will ich ausdrücklich sagen: Ja, das, was die
Landesregierung an Aktionsplan vorgelegt hat, geht in den
Grundstrukturen sehr in die Richtung, die auch wir disku-
tieren. Das ist jetzt auch nicht sonderlich überraschend,
wenn man sich dieser Aufgabe in der Sache stellt. Es ist
klar, dass wir mehr Wohnungen brauchen – darüber rede
ich gleich noch –, dass wir mehr Lehrerinnen und Lehrer
brauchen – auch das haben wir immer wieder gesagt –,
dass wir mehr Anstrengungen auf dem Arbeitsmarkt brau-
chen, dass wir mehr Anstrengungen auch bei der öffentli-
chen Sicherheit brauchen.

Die Landesregierung hat inzwischen einen Plan vorgelegt,
der aus unserer Sicht ausdrücklich in die richtige Richtung
geht. Da sind wir nicht mit jedem Detail einverstanden, da
gibt es teilweise andere und weiter gehende Vorstellungen.
Aber der Plan, den Sie jetzt nach vielen Wochen der inter-
nen Beratung vorgelegt haben – ich glaube gern, dass das

ein paar interne Beratungen bei Ihnen erfordert hat –, geht
aus unserer Sicht ausdrücklich in die richtige Richtung.
Deswegen haben wir das auch so begrüßt. Denn es ist klar,
dass wir ohne mehr Lehrerinnen und Lehrer, ohne mehr
Wohnungen bei dieser Aufgabe nicht zurechtkommen wer-
den.

Ich will das am heutigen Tag ausdrücklich ins Zentrum
stellen. Denn in solchen Debatten wird häufig auf die euro-
päische Ebene verwiesen, was da gemacht werden muss; es
wird häufig auf die Bundesebene verwiesen, was da alles
gemacht werden muss. Aber heute reden wir über das, was
in Hessen erledigt werden muss. Das ist heute der Ort, wo
es genau um diese Frage geht, wo man nicht auf die ande-
ren Ebenen verweisen kann, wer was erledigen soll oder
auch nicht, sondern es geht um das, was wir hier machen.
Es geht in der Tat um mehr Bildung, es geht um mehr
Wohnungen, es geht um mehr Integration in den Arbeits-
markt, und es geht auch um mehr öffentliche Sicherheit.

Jenseits dessen, dass ich das, was Sie da vorgelegt haben,
in der Grundrichtung sehr begrüße, will ich sagen, dass es
ein paar Punkte gibt, die mich nicht nur nicht überzeugen,
sondern die ich für fahrlässig halte. Ich will ganz bewusst
mit dem Innenminister beginnen, der nach vielen Monaten
der Kritik daran, was bei der Polizei passieren muss –
Dienst zu ungünstigen Zeiten war ein Thema, die Arbeits-
belastung, Überstunden –, am Wochenende das Bild stell-
te: Wir wollen jetzt die Motivation der Polizei stärken,
weil wir durch die Vielzahl an Flüchtlingen einfach eine
super Belastung der Polizei haben. – Herr Beuth, da ist so-
zusagen der erste Fehler. Denn das Problem der Belastung
der hessischen Polizei war vor der Flüchtlingsfrage.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der LIN-
KEN)

Sie stellen ein falsches Bild. Sie stellen das Bild, dass es
wegen der Flüchtlinge jetzt den Bedarf gebe, mehr bei der
Polizei zu tun, und das ist falsch.

(Beifall der Abg. Nancy Faeser und Günter Rudolph
(SPD))

3,5 Millionen Überstunden waren im letzten Jahr schon
aufgelaufen, das war vor der großen Flüchtlingssituation.
Die Arbeitsmotivation war damals schon ein Thema, der
Dienst zu ungünstigen Zeiten war damals schon ein The-
ma.

Ich erwähne das deswegen so explizit, weil es einen Vor-
halt gibt, nach dem Motto: Jetzt, wenn die Flüchtlinge
kommen, habt ihr auf einmal Geld für Wohnungen, für
Schulen und für die Polizei. Vorher war das nicht da, ob-
wohl es die Probleme auch schon gab. – Deswegen ist es
falsch, dieses Bild zu bedienen. Dass es eine Belastung bei
der Polizei gibt, ist das Ergebnis einer verfehlten Politik
der letzten Jahre und nicht der Flüchtlingssituation im Jahr
2015.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Willi van
Ooyen (DIE LINKE) und Mürvet Öztürk (fraktions-
los))

Ich erwähne das an dieser Stelle exemplarisch; denn wenn
wir es ernst meinen mit dem Satz: „Wir spielen niemanden
gegeneinander aus“, dann muss man so redlich sein, in den
Debatten zu sagen: Wo sind die Probleme denn vorher ge-
wesen?
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Das Gleiche gilt für das Thema Wohnungspolitik. 40.000
bezahlbare Wohneinheiten haben nach Berechnungen des
eigenen Instituts der Landesregierung vor der Flüchtlings-
situation gefehlt. Das Wohnungsproblem haben wir in
Frankfurt und im Rhein-Main-Gebiet nicht erst seit dem
01.01.2015.

(Beifall bei der SPD)

Zweifelsfrei ist die Aufgabe größer geworden, sie ist aber
nicht neu. Das Eingeständnis, dass es das Thema vorher
gab und man jetzt versucht, ihm gerecht zu werden, ist ein
Beitrag dazu, Vertrauen zurückzugewinnen. Das hilft, das
Land zusammenzuhalten, weil klar ist, dass es nicht nur ir-
gendein Sonderprogramm gibt.

Ähnliches gilt für den Bereich der Schule. Dass wir diverse
Probleme bei der Frage Teilhabe, Chancengleichheit und
Bildungsgerechtigkeit im Bildungssystem haben, haben
wir im Bildungsgipfel rauf und runter diskutiert. Wenn die
Zeit reicht, werde ich dazu vielleicht am Ende noch kom-
men. Dieses Thema haben wir nicht erst seit dem
01.01.2015. Wenn wir es ernst meinen – ich wiederhole
mich – und es schaffen, dass wir es gemeinsam machen
und niemand ausgespielt wird, dann gehört dieses Thema
ganz dezidiert mit dazu.

Wir stehen vor einem Jahrzehnt der Integration. Das wird
uns nicht mit einem Haushalt helfen. Wir stehen vor einer
großen Aufgabe. Der Plan geht aus meiner Sicht in die
richtige Richtung, er reicht aber nicht an allen Stellen aus.
Deswegen haben wir ein Angebot unterbreitet. Wir sind
bereit, Verantwortung zu übernehmen. Das, was wir der
Koalition vorgelegt haben, bedeutet nicht das völlige Um-
krempeln des Haushalts. Es bedeutet ganz explizit an vier
Stellen ein Signal.

Erstens. Beim Thema Wohnen sagen wir: Wir benötigen
50 Millionen € mehr, damit wir insgesamt auf 200 Millio-
nen € für den Bau von 6.000 Wohneinheiten kommen, be-
ginnend ab diesem Jahr, mit einer Laufzeit von vier Jahren.
Damit könnten wir am Ende eine ordentliche Summe an
Wohnungen hinzubekommen. Dabei wissen wir auch, dass
wir nicht alle 6.000 Wohnungen in diesem Jahr bauen kön-
nen.

Zweitens. Wir haben gesagt, wir möchten im Bereich der
Bildung etwas tun, insbesondere bei den echten Ganztags-
schulen. Ich will daran erinnern: Hessen ist in dieser Frage
immer noch Schlusslicht. Sechs von 1.200 Grundschulen
sind echte Ganztagsschulen – sechs, nicht mehr. Wir haben
ein Angebot mit dem Ziel unterbreitet, keine Kinder zu-
rückzulassen, die einen Förderbedarf haben. Sie erleben
jetzt, dass wir auf der einen Seite Lehrerinnen und Lehrer
einstellen und die Bildungschancen erhöhen, aber dass auf
der anderen Seite ein Teil nicht erkennbar gefördert wird.

Drittens. Dasselbe gilt für den Bereich Polizei. Wir haben
gesagt: Sie werden nicht umhinkommen, noch ein bisschen
mehr zu tun. Ich streite mich jetzt nicht mit Ihnen über 50
Polizeianwärterstellen. Dass Sie jetzt zwei mal 150 Stellen
angeboten haben, ist ein gutes Signal. Es ist aber auch klar,
dass das Minimum eigentlich ein komplett neuer Jahrgang
ist. Ich weiß, dass das alles haushaltspolitisch fordernd ist.

Viertens. Letztlich gilt das auch für die Frage von echten
Sozialbudgets, um die Integrationsaufgabe in den Kommu-
nen zu leisten. Im Wesentlichen werden die Kommunen
diese Aufgabe leisten. Es ist nicht die Grundsatzdebatte im
Hessischen Landtag oder im Deutschen Bundestag, die das

entscheidet. Es entscheidet sich vor Ort in den Städten, Ge-
meinden und Kreisen, ob die Kommunen in der Lage sind,
Schulsozialarbeit, Jugendberufshilfe und viele andere Pro-
jekte anzuschieben, um nur zwei zu nennen, bei denen es
darum geht, Menschen zusammenzuführen und Angebote
zu unterbreiten.

Ich will mich noch einmal wiederholen: Das ist nicht das
Auf-den-Kopf-Stellen Ihres Haushaltsvorschlags. Es ist der
Versuch, ein klares Signal unser Verantwortung zum Aus-
druck zu bringen, die wir gern übernehmen wollen. Damit
wollen wir uns von anderen abgrenzen. Wenn ich mir an-
schaue, was Frau Klöckner in Rheinland-Pfalz, Herr Söder
in Bayern oder Herr Haseloff in Sachsen-Anhalt machen,
dann zucke ich zusammen. Es ist immer das gleiche Prin-
zip, nämlich immer einer anderen Ebene schräg zu kom-
men, um sich damit zu profilieren. Bei Herrn Haseloff
sieht das noch etwas anders aus, er hat einen anderen
Wahltermin. Aber in Bayern und Rheinland-Pfalz ist das
so. Wer das Land zusammenhalten will, für den verbieten
sich solche Formen von Profilierung.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Niemanden gegeneinander auszuspielen bedeutet auch, sei-
ne Worte zu wägen und keine falschen Bilder zu stellen.
Ich kann nicht umhin und spreche Sie heute ausnahmswei-
se direkt an, Herr Irmer. Das, was in Ihrem aktuellen
„Wetzlar Kurier“ wieder einmal passiert, ist wirklich bo-
denlos. Sie versuchen, jedes Stereotyp zu bedienen mit
Sätzen wie diesem:

Haben wir nicht schon allein dadurch eine zuneh-
mende Islamisierung, dass etwa 80 % derer, die
kommen, muslimischen Glaubens sind und Betreiber
von Kantinen bereits heute darauf zu achten haben,
dass Gerichte kein Schweinefleisch enthalten?

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Das ist eine Frage und
keine Aussage!)

Sagen Sie einmal, sind Sie eigentlich noch ganz klar, sol-
che Sätze zu formulieren?

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Hans-Jür-
gen Irmer (CDU): Unglaublich!)

Herr Irmer, Sie sind immer sehr hart an der Grenze. Herr
Irmer hat eine Leserbriefseite mit dem Titel „Asyl und kein
Ende“. Ich will Ihnen einen Leserbrief, nur stellvertretend,
vorlesen:

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Wer hat den denn ge-
schrieben?)

Wie naiv – oder doch besser „dumm“ – muss ein Po-
litiker sein, der sein Land offenbar vollkommen ah-
nungslos bis willenlos dieser „Asylanten“-Flut aus-
liefert? „Macht die Tore auf“ (aus Humanität?) – für
wen? Wirklich verfolgte syrische Menschen sind bei
diesen orientalistischen Massen allerhöchstens 10
bis 15 %. Denn nur die Christen haben dort um ihr
Leben zu fürchten.

Herr Irmer, wissen Sie, wer so etwas als verantwortlicher
Redakteur in seinem Blatt veröffentlicht – –

(Zuruf des Abg. Hans-Jürgen Irmer (CDU))

Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie – neben solch Leserbrie-
fen und manch anderem mehr – die Bilder von bestimmten
Politikern mit bestimmten Botschaften veröffentlichen. Ich
sage Ihnen: Sie verletzten erneut die Grenzen. Es ist nach
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wie vor ein Ärgernis, dass Sie in diesem Haus einen Platz
haben.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und der FDP sowie der Abg.
Mürvet Öztürk (fraktionslos) – Hans-Jürgen Irmer
(CDU): Damit müssen Sie leben, das ist Demokra-
tie!)

Herr Irmer, ich würde das noch irgendwie ertragen.

(Zuruf des Abg. Hans-Jürgen Irmer (CDU))

Der entscheidende Punkt ist, dass Leute wie Sie – das be-
reitet mir wirklich Sorge –, indem sie immer weiter die
Grenze nach rechts öffnen, Legitimationsräume für diejeni-
gen schaffen, die etwas völlig anderes wollen. Deswegen
sage ich es noch einmal sehr klar: Wer nach zwölf Mona-
ten Herrn Bachmann und anderen hinterherrennt, der hat
entweder nicht mehr alle Tassen im Schrank oder weiß
sehr genau, was er tut.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Fortgesetz-
te Zurufe des Abg. Hans-Jürgen Irmer (CDU))

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege Irmer, bitte. – Das Wort hat Herr Kollege
Schäfer-Gümbel.

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Die Auseinandersetzung mit rechtsextremen und militanten
Parteien fing an der Stelle an, an der Sie die Tür geöffnet
haben. Das sage ich Ihnen in aller Klarheit.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Wer mit Kommunisten
gemeinsame Sache macht!)

Deswegen werden wir Sie auch nicht aus Ihrer Verantwor-
tung herauslassen. Sie sind einer der Brandstifter in diesem
Land. Das will ich einmal sehr klar sagen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und der FDP so-
wie der Abg. Mürvet Öztürk (fraktionslos) – Fortge-
setzte Zurufe des Abg. Hans-Jürgen Irmer (CDU) –
Armin Schwarz (CDU): Unverschämtheit!)

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege Irmer, meine Damen und Herren! Ich habe
Herrn Kollegen Irmer mehrfach aufgefordert, sich zu zü-
geln. Das ist die eine Seite. – Einen Kollegen, egal welche
Meinung er vertritt, in diesem Haus als „Brandstifter“ zu
bezeichnen, weise ich zurück. Ich bitte Sie, diesen Aus-
druck nicht mehr zu wiederholen.

(Holger Bellino (CDU): Sehr richtig! Genauso wie
„nicht mehr alle Tasse im Schrank“!)

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Ich werde es nicht mehr wiederholen. Aus meiner Sicht ist
der entscheidende Punkt, dass die Rolle von Leuten wie
Herrn Irmer in der Auseinandersetzung mit rechtsmilitan-
ten und rechtsextremen Strukturen klar benannt werden
muss. In der Sache nehme ich nichts zurück.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Zuruf des
Abg. Hans-Jürgen Irmer (CDU))

Dabei habe ich noch nichts über die Rolle Ihrer Fraktion
und Ihrer Partei gesagt. Herr Irmer, ich habe nur Sie direkt
angesprochen.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Na und?)

Ich hoffe, dass Ihre Partei die Kraft hat, Sie nicht auch
noch in den Deutschen Bundestag zu befördern.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

In der Sache haben wir ein Angebot an die Landesregie-
rung formuliert, an dessen Ende in der Tat 6.000 neue
Wohnungen pro Jahr zu bauen wären. Damit entstehen
neue Stadtteile, und es wird ein neues Konzept entwickelt,
durch das wirklich bezahlbarer Wohnraum in den Bal-
lungsräumen entsteht.

Ich will einen kritischen Punkt in Richtung der Landesre-
gierung sagen. Sorge macht mir auch der offensichtliche
Wettbewerb – Frau Puttrich hat sich daran auch ein
bisschen beteiligt – darum, wer die besten Liegenschaften
der BImA bekommt. Wenn ich mir anschaue, was in Wies-
baden oder auch in der Wetterau passiert, sage ich Ihnen:
Das ist eine Form von Wettbewerb, die am Ende allen
schaden wird. Es kann nicht sein, dass die unterschiedli-
chen Ebenen versuchen, sich gegeneinander auszuspielen
und hier Oben versucht, Unten auszustechen bei der Frage,
welche Immobilien für die Flüchtlingsunterbringung ver-
wendet werden. Das gilt erst recht dann, wenn Liegen-
schaften, die auf der kommunalen Seite organisiert werden,
ans Land übertragen werden und wenige Stunden später
der Einsatzbefehl für die nächste Notunterkunft kommt. So
kann Zusammenarbeit nicht funktionieren.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Letztlich wird es darum gehen, auskömmliche Pauschalen
für die Kommunen zu entwickeln. Sie sind in Verhandlun-
gen, das wissen wir. Auch hier haben wir klar gesagt, dass
wir bereit sind, Kompromisse mitzutragen, solange sie
tragfähig sind. Wenn jetzt ein Spiel nach dem Motto ent-
steht: „Wenn wir den sozialdemokratischen Forderungen
oder Ideen nachkommen, wird es am Ende bedeuten, dass
die Kommunen den Preis dafür bezahlen müssen“, wird
das ein Angebot sein, das wir nicht akzeptieren. Das wis-
sen die Beteiligten auch. Ich will es aber am heutigen Tage
sagen, damit anschließend nicht jemand sagt, dass das alles
so nicht angekündigt war. Ich habe es allen Beteiligten er-
klärt.

Ich will noch ein paar wenige abschließende Bemerkungen
zum Haushalt selbst machen. Da Sie wissen, dass es ein
paar Probleme gibt, kalkulieren Sie aus meiner Sicht bei
dem, was Sie jetzt vorgelegt haben, ein gutes Stück weit
mit einem Nachtragsetat. Man kann die Frage so lösen. Ich
halte es aber nicht für ganz redlich, und wir werden uns an
diesem Punkt sicherlich weiter sehen. Es kann sein, dass
die Konjunkturlage so stabil bleibt, was wir uns alle wün-
schen. Es kann sein, dass die Spitzabrechnung mit dem
Bund am Ende dazu führt, dass es ein bisschen mehr Mittel
gibt und das im Jahr 2017 helfen wird.

Aber das setzt voraus, dass es bei den jetzigen Anstrengun-
gen bleiben kann. Mit Blick auf die Zahlen und die Ein-
schätzung auch auf der Bundesebene für die nächsten Wo-
chen und Monate teile ich das so nicht. Ich will trotzdem
sagen, auch wenn wir jetzt zu anderen Entscheidungen
kommen: Unser Angebot zur Kooperation in dieser Frage
bleibt bestehen. Ich freue mich allerdings – Herr Finanzmi-
nister, das sage ich mit kleinem Schmunzeln –, wie schnell
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dann doch die wundersame Geldvermehrung in den letzten
zwölf Wochen Einzug in den Landeshaushalt gehalten hat,
dass es jetzt doch möglich ist, mindestens 500 Millionen €
zusätzlich zu stemmen.

Das ist ein Hinweis darauf, dass es doch den einen oder an-
deren Luftpunkt in diesem Haushalt gibt, für was auch im-
mer er einmal gedacht war. Sie wissen, dass ich Sie als Fi-
nanzminister schätze. Aber ich will für den heutigen Punkt
zumindest festgehalten haben, dass es vor wenigen Wo-
chen noch hieß: Es geht gar nichts, man steht mit dem
Rücken an der Wand. – Jetzt sind wir bei 500 Millionen €
mehr. Ich bin überrascht darüber, dass Sie am Ende zig
Millionen nicht zusätzlich stemmen können. Aber wir wer-
den das sicherlich mit Blick auf die nächsten Wochen wei-
ter diskutieren, auch mit Blick auf die dritte Lesung.

Lassen Sie mich an der Stelle noch einmal sagen: Unser
Kooperationsangebot bleibt bestehen, weil ich die Aufgabe
sehe und ernsthaft in Sorge bin, dass wir in einen Vertei-
lungskonflikt zwischen verschiedenen Gruppen im Land
bei Fragen der Bildungspolitik, der Wohnraumversorgung,
bei Infrastrukturthemen, aber auch beim Thema Arbeit
kommen, den ich für brandgefährlich mit Blick auf die In-
tegrationsaufgabe halte, die vor uns steht. Denn schließlich
fragen einige nach dem Motto: Wer bezahlt das, was jetzt
alles kommt? Wer hat das Nachsehen dabei?

Diese Frage steht objektiv im Raum. Deswegen will ich
ausdrücklich sagen: Für die hessische Sozialdemokratie
und für mich als Person ist die schwarze Null kein Dogma,
wenn es darum geht, die notwendigen integrationspoliti-
schen Maßnahmen nachhaltig und dauerhaft zu finanzie-
ren. An der Stelle bin ich in diesen Tagen nicht ganz allei-
ne. Selbst der Präsident der Arbeitgeberverbände hat das
mit Blick auf die Bundes- und Landeshaushalte ausdrück-
lich so formuliert, weil er weiß, dass jede Investition, die
wir jetzt in Bildung, in Infrastruktur, in Arbeit und in Woh-
nen leisten, sich am Ende auszahlen und das Land stärker
machen wird, nicht schwächer.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der LIN-
KEN)

Ich will es deswegen so klar gesagt haben, weil es nicht
darüber hinwegtäuschen darf, dass wir jenseits dieser
Flüchtlingsfrage und der Aufgaben, die damit verbunden
sind, eine Vielzahl von Fragen haben, in denen wir grund-
sätzlich unterschiedlicher – um nicht zu sagen: sehr unter-
schiedlicher – Auffassung sind. Das gilt beispielsweise be-
züglich der Handlungsfähigkeit der Kommunen.

Ich will es auch an dieser Stelle noch einmal unterstrei-
chen: Dass die kommunalen Haushalte bei einem Blick auf
die Statistiken einigermaßen stabiler aussehen als vor eini-
gen Jahren, hat im Wesentlichen drei Gründe, mit denen
Sie überwiegend nichts zu tun haben – stimmt gar nicht,
Sie haben natürlich an ein paar Stellen damit zu tun –: ers-
tens eine nach wie vor außerordentlich robuste und gute
Konjunkturlage, zweitens Ihre Anforderung an die kom-
munalen Haushalte, die Gebühren so hoch zu fahren wie
irgend möglich, und drittens eine massive Senkung der In-
vestitionsausgaben, 750 Millionen € im Jahr 2014, Investi-
tionen in Hochbau, in Tiefbau, in Schule, in Infrastruktur,
insbesondere Verkehrsinfrastruktur, die sich am Ende rech-
nen werden. Denn jede Investition, die in diese Bereiche
heute nicht geleistet wird, wird morgen und übermorgen
teurer.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der LIN-
KEN)

Das gilt übrigens auch für den Landeshaushalt. Sie versu-
chen, mit Ihrem Kommunalinvestitionsprogramm ein
bisschen nachzusteuern, weil Sie längst begriffen haben,
dass Sie da ein echtes Thema haben. Aber ich sage Ihnen:
Mit Ihren einmalig über 1 Milliarde € werden Sie dieses
massive Zurückfahren von 750 Millionen € jährlich nicht
ausgleichen können. Wir haben schon vor der letzten
Landtagswahl ein Gutachten in Auftrag gegeben. Es hat
die klare Botschaft: Wir brauchen 10 Milliarden € Investi-
tionen in Sanierung und Modernisierung von Straße und
Schiene, nicht für Neubau, sondern nur Sanierung und
Modernisierung bei Bund, Land und Kommunen.

Das ist natürlich nicht allein Thema für den Landeshaus-
halt. Aber gerade ein Land wie Hessen, das so stark von
Infrastrukturthemen geprägt ist und dessen wirtschaftlicher
Erfolg zu einem guten Teil davon abhängt, muss darauf
achten, dass die Infrastruktur intakt bleibt. Deswegen wird
es ein Thema sein, das Sie nicht loslässt, wozu Sie auch
andere Ideen finden müssen, als das schlicht auszusitzen
und mit einem zugegebenermaßen kommunikativ erst ein-
mal interessant gestrickten Programm über die nächsten
Monate hinwegzukommen zu versuchen. Aber es wird Sie
immer wieder einholen.

Herr Beuth, das ist der Punkt, auf den ich Sie vorhin schon
einmal hinzuführen versucht habe. Die Fehler der Vergan-
genheit werden Sie nicht loslassen. Sie werden Sie immer
wieder einholen, egal ob es in der Bildungspolitik ist, ob es
in der Infrastrukturpolitik ist oder aber in der Kommunal-
politik. Nur diese drei Themen will ich heute benennen.
Allein diese drei Punkte werden Sie immer wieder einho-
len, weil Sie dort solche Fehler in den letzten Jahren ge-
macht haben. Dass Sie das anders sehen, Herr Beuth – ge-
schenkt. Aber es ist objektiv so, dass Sie zusätzliche Pro-
bleme produzieren.

Ich will doch noch eine Bemerkung zum Thema Flüchtlin-
ge und Ihrem Haus machen. Ich sage Ihnen: Wir brauchen
dringend Klarheit, was die haushaltsrechtlichen Vorgaben
betrifft. Öffentliche Erklärungen allein nach dem Motto,
die Mehrausgaben im Bereich der Flüchtlinge werden bei
den Schutzschirmgemeinden nicht zu zusätzlichen Proble-
men führen, weil sie anschließend über andere Konsolidie-
rungsmaßnahmen hereingeholt werden müssen – wobei ge-
nau das wieder passiert, vor dem ich warne, dass unter-
schiedliche Gruppen gegeneinander ausgespielt werden –,
reichen nicht aus. Wir brauchen endlich verlässliche Klar-
heit, nicht nur durch die Kommunalaufsicht, sondern auch
durch den Finanzminister.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der LIN-
KEN)

Das gilt im Übrigen auch für das Thema Bildung. Herr
Lorz, Sie haben in diesem ablaufenden Jahr sicherlich auch
– das ist eine kritische Bemerkung, die ich auch in Rich-
tung des Ministerpräsidenten machen muss, weil seine le-
gendäre Rede beim JU-Landestag nicht ganz unmaßgeb-
lich für die Rahmensetzung beim Bildungsgipfel war – mit
dem Bildungsgipfel eine große Chance liegen lassen. Es ist
nett, dass man miteinander redet, und an Gipfeln mangelt
es in Hessen wahrlich nicht: dem Energiegipfel, dem Bil-
dungsgipfel, dem Asylkonvent – er ist anders benannt wor-
den –, Gipfel gibt es wirklich genug.

(Günter Rudolph (SPD): Ja!)
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Aber am Ende muss doch irgendwann auch einmal etwas
dabei herauskommen. Sie hatten nicht die Kraft, obwohl es
eine ganze Reihe von vernünftigen Ansätzen gegeben hat,
jenseits der Frage der beruflichen Bildung, wo Sie aller-
dings noch in der Pflicht sind zu liefern, konkrete Konzep-
te vorzulegen.

Die Vereinbarung allein, dass im Bereich der Berufsorien-
tierung auch in den gymnasialen Bildungsgängen mehr
passieren muss, ist noch keine konkrete Politik. Ankündi-
gungssozialismus reicht hier nicht. Wir erwarten schon,
dass irgendwann einmal auch die Konzepte auf den Tisch
gelegt werden, wie Sie das machen wollen. Aber dass Sie
auch im Bereich der Ganztagsschulen nicht in der Lage
waren, substanziell Beiträge zu leisten, beispielsweise mit
Blick auf die echten Ganztagsschulen, obwohl wir in den
Gesprächen relativ weit waren, ist eine verlorene Chance.

Ich sage Ihnen das auch mit Blick auf die Flüchtlingsfrage
und das Thema, das ich vorhin schon angesprochen habe,
nämlich auf die Menschen, die schon lange im Land sind
und auch einen Anspruch auf individuelle Förderung ha-
ben. Uns ist es nämlich am Ende ziemlich egal, woher je-
mand kommt. Für uns ist entscheidend, wohin jemand will.
Dafür wollen wir auch im Bildungssystem alle Türen auf-
machen und sie nicht, wie es unser Eindruck von Ihnen ist,
doch gelegentlich schlicht und einfach verschlossen halten.

(Beifall bei der SPD)

Das ist eines der zentralen Themen, die aus unserer Sicht
in diesem Haushalt zu kurz kommen und wo Sie im ver-
gangenen Jahr eine Chance verpasst haben.

Ich will mit Blick auf die Zeit zum Schluss kommen, auch
wenn uns Herr Irmer jetzt ein bisschen mehr Zeit gekostet
hat, als ich es eigentlich geplant hatte.

(Lachen bei der CDU – Michael Boddenberg
(CDU): Das war nicht unsere Schuld! – Gegenruf
des Abg. Günter Rudolph (SPD))

– Das ist manchmal so, das wissen Sie doch. Herr Bodden-
berg, Sie sollten doch eigentlich verstanden haben, dass ich
die Schuldfragen an dem heutigen Tage völlig zurückge-
stellt habe und dass es mir um diesen Punkt überhaupt
nicht ging. Wir haben nicht erklärt, dass Sie ihn raus-
schmeißen sollen oder sonst etwas, sondern ich wollte an
ihn appellieren, dass er einmal bedenkt, welchen Leuten er
mit welchen Argumenten Raum gibt. Das gilt sozusagen
für die ganze Debatte.

Mir ging es heute darum, angesichts der Situation, in der
wir sind, nicht im alten Fahrwasser zu bleiben, ganz nach
dem Motto: „Da ist die Opposition, die der Regierung er-
klärt, was sie alles falsch macht, und da sitzt die Regie-
rung, die anschließend erklärt, dass die Opposition alles
falsch macht, weil sie keine Ahnung hat“, sondern wir ha-
ben wirklich eine Aufgabe, die uns alle fordern wird. Das
ist vielleicht mein letzter Satz. Ich erlebe, dass zunehmend
Menschen sagen: Erstens. Ihr unterscheidet euch in der Sa-
che nicht mehr. Wir wissen überhaupt nicht mehr, wo die
inhaltlichen Unterschiede sind. Zweitens. Das ist auch völ-
lig egal. Am Ende wird nichts passieren. Es verändert sich
nichts.

Wir erleben, dass wir bei Kommunalwahlen und bei Di-
rektwahlen deutlich unter 50 % Wahlbeteiligung haben.
Die mit Abstand größte Wählergruppe sind mittlerweile
die Leute, die sagen, dass sie damit nichts mehr zu tun ha-
ben wollen. Deswegen sage ich: Gerade in dieser Situation,

in der alle merken, dass etwas Epochales passiert, sind wir
hier als Politik insgesamt in einer Art und Weise gefordert,
die weit über den Tag hinausreicht und wo wir alle zusam-
men viele Fehler machen können. Aber wir können es auch
anders machen. Das Angebot der hessischen Sozialdemo-
kratie am heutigen Tag ist: Lassen Sie uns aus ausgetrete-
nen Pfaden heraustreten und diese epochale Aufgabe ge-
meinsam angehen. Dieses Angebot ist sozusagen Ihre
Chance. Das können Sie als Regierung annehmen, oder Sie
können es lassen. Mehr als das Angebot können wir nicht
formulieren. – Herzlichen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD – Beifall bei
Abgeordneten der LINKEN und der Abg. Mürvet
Öztürk (fraktionslos))

Präsident Norbert Kartmann:

Meine Damen und Herren, ich eröffne jetzt den zweiten
Teil der Debatte. Der Ministerpräsident hat das Wort. Bitte
schön, Herr Ministerpräsident Bouffier.

Volker Bouffier, Ministerpräsident:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, wir diskutieren in dieser Woche über
den Haushalt, aber, Herr Kollege Schäfer-Gümbel, Sie ha-
ben ausdrücklich recht, wir diskutieren weit darüber hin-
aus. Ich will ausdrücklich zustimmen: Wir stehen vor Her-
ausforderungen, die durchaus historisch genannt werden
können und die uns fordern – nicht nur heute, sondern auf
viele Jahre. Ich will ausdrücklich anerkennend hinzufügen:
Ja, die Landesregierung ist dankbar für jede Unterstützung,
die wir gemeinsam für die Bewältigung dieser großen Her-
ausforderung bekommen. Das schließt Unterschiede im
Detail nicht aus. Aber ich habe Ihren Ansatz schon be-
merkt.

Deshalb lassen Sie mich zu Beginn zwei Bemerkungen
machen, die, so glaube ich, notwendig sind. Zwei Themen
beschäftigen die Menschen in unserem Land – nicht nur
bei uns, aber bei uns besonders –, die alles andere in den
Schatten stellen. Das eine ist die große Herausforderung
des Terrors, und das andere sind die Hunderttausende von
Menschen, die in unser Land kommen. Beides sind The-
menkreise, die die Menschen ununterbrochen bewegen.

Was die Herausforderung des Terrors angeht, haben wir
vorhin gemeinsam in dieser Gedenkstunde, wie ich finde,
eine eindrucksvolle Antwort gegeben. Die Angriffe in Pa-
ris waren Angriffe auf uns alle. Sie waren insbesondere
Angriffe auf unsere zentralen Werte. Sie waren Angriffe
auf die westliche Welt. Sie, Herr Landtagspräsident, haben
zu Recht darauf hingewiesen: Wir lassen uns unsere Frei-
heit, unsere Lebensfreude und die Umstände, wie wir le-
ben, nicht kaputt machen. Wir werden die Angst überwin-
den, und wir werden dem Terror die Stirn bieten. Der Ter-
ror wird in diesem Lande nicht siegen.

(Beifall bei der CDU, der SPD und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Gerade weil die Herausforderung so elementar ist, sind
Entschlossenheit, Mut, aber auch Besonnenheit erforder-
lich. Die Gefährdungslage ist hoch, nicht erst seit vorver-
gangenem Freitag. Die Sicherheitsbehörden erklären uns
seit langer Zeit, dass wir in einer allgemeinen Weise im
Fokus der Anschläge stehen.
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Glücklicherweise konnte in Deutschland vieles verhindert
werden, manchmal in letzter Sekunde, wenn ich z. B. an
die Sauerlandattentäter denke. Aber es hat auch bei uns
Opfer gegeben. Ich erinnere nur an die zwei amerikani-
schen Soldaten, die am Frankfurter Flughafen von einem
islamistischen Gewalttäter erschossen wurden.

Niemand mit Sinn und Verstand kann ausschließen, dass
irgendwo etwas passiert. Wie verletzlich unser Gemeinwe-
sen ist, möge Ihnen ein kleiner Blick auf folgende Situati-
on zeigen, die letztlich nur ein paar Kilometer von hier
vorzufinden ist. In unserem Nachbarland Belgien, in Brüs-
sel, ist heute schon der dritte Tag in Folge Ausnahmezu-
stand. Die Stadt steht still. Die Menschen gehen nicht mehr
raus. Sie haben Angst. Sie haben Sorgen. Die verantwortli-
chen Behörden tun dies ganz sicher nicht ohne ernst zu
nehmende Annahmen.

Deshalb sage ich: Die Sorgen ernst nehmen ist das eine,
nicht in Panik verfallen und Vertrauen in die Arbeit unse-
rer Sicherheitsbehörden haben ist das andere. Sie sind gut
aufgestellt. Gleichzeitig sage ich Ihnen: Mit der Arbeit der
Sicherheitsbehörden kann man den Terror bekämpfen.
Überwinden werden wir ihn nur, wenn wir Angst und Ver-
zagtheit überwinden und wenn wir unsere Werte selbstbe-
wusst verteidigen.

Das kann nicht nur an den Gräbern gelten. „Selbstbewusst
verteidigen“ bedeutet für mich, deutlich zu machen, dass
die Art, wie wir leben, und das, was uns ausmacht, auf der
Tradition der freiheitlich-abendländischen Kultur beruhen.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zu diesen Werten zählt zentral die Toleranz – Toleranz im
Sinne von Respekt gegenüber anderen Menschen und an-
deren Meinungen, gegenüber anderen Kulturen und auch
gegenüber anderen Religionen, nicht aber Toleranz gegen-
über einer menschenverachtenden Ideologie unter dem
Deckmantel der Religion.

(Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)

Hier gilt es, den Anfängen zu wehren.

Auch die zweite große Herausforderung haben Sie zu
Recht angesprochen. Hunderttausende von Menschen
kommen in unser Land. Es ist mir ein Anliegen, zunächst
einmal deutlich zu machen: Das, was Deutschland und
Hessen, was die Menschen hier bei der Aufnahme der
Flüchtlinge leisten, ist beispielhaft, außergewöhnlich und
allemal unser aller Anerkennung und Dank wert.

(Allgemeiner Beifall)

Die Menschen wollen helfen, und zugleich fragen sie uns:
Wie geht es denn weiter? Wird das irgendwann einmal we-
niger? Wo wird das enden? Diese Fragen sind berechtigt.
Die Menschen machen sich Sorgen, ob es uns gelingen
kann, Hunderttausende von Menschen, die aus ganz ande-
ren Traditionen, Kulturen und Verhältnissen kommen, hier
so zu integrieren, dass unsere Zukunft gemeinsam erfolg-
reich und friedlich verläuft. Diese Sorgen müssen wir ernst
nehmen.

Gleichwohl ist es mir ein Anliegen – besonders auch heu-
te –, einmal darauf hinzuweisen: Wir dürfen die Flüchtlin-
ge in unserem Land nicht mit Misstrauen beäugen und
schon gar nicht pauschal unter Generalverdacht stellen.

Viele von ihnen sind genau vor denen geflohen, die uns
jetzt mit Terror bedrohen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Lassen wir nicht zu, dass diese Menschen zum zweiten
Mal Opfer dieses islamistischen Terrors werden.

Meine Damen und Herren, lassen wir auch nicht zu, dass
die Sorgen und Ängste, die in unserer Bevölkerung
durchaus vorhanden sind, Populisten und Rechtsextremis-
ten in unserem Land in die Hände spielen. Ich habe es im-
mer wieder gesagt: In Hessen gibt es keinen Platz für Het-
ze, Rassismus oder Gewalt.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deshalb: Sorgen ernst nehmen – ja; Rattenfängern auf den
Leim gehen – nein.

Meine Damen und Herren, liebe Mitbürgerinnen und Mit-
bürger, ich rufe Ihnen wirklich sehr ernsthaft zu: Gehen
Sie denen nicht auf den Leim. Die haben in der Sache
nichts zu bieten. Sie grenzen aus, schüren Hass und berei-
ten den Weg zur Gewalt. Das ist genau das Gegenteil des-
sen, was unsere freiheitliche und lebenswerte Demokratie
ausmacht. Deshalb darf uns das keinen Millimeter ausein-
anderbringen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich habe erwähnt, dass die große Aufgabe, neben der Erst-
aufnahme – das haben Sie freundlicherweise bereits ge-
würdigt – und der Vermeidung von Obdachlosigkeit, eine
für alle Seiten friedliche und erfolgreiche Integration ist.
Dabei ist entscheidend, dass wir zunächst einmal dafür sor-
gen, dass die Menschen, die hierbleiben können, Fuß fas-
sen und dass aus Flüchtlingen Mitbürger werden. Bildung,
Arbeit und vorurteilsfreie Aufnahme in unsere Gemein-
schaft – darum muss es gehen. Das garantiert noch lange
nicht ein friedvolles Zusammenleben auf Dauer. Aber es
erschwert insbesondere denen ihre Arbeit, die hier gerade
bei jungen Leuten versuchen, z. B. Nachwuchs für den sy-
rischen Bürgerkrieg zu rekrutieren.

Meine Damen und Herren, mich treibt um – und ich habe
bis heute keine vernünftige Antwort darauf gefunden –:
Wie kann es sein, dass sich 17- oder 18-jährige junge Men-
schen aus Hessen, aus Wiesbaden, aufmachen, um nach
Syrien zu gehen und sich dort einem menschenverachten-
den System zur Verfügung stellen? Und umgekehrt, wenn
sie zurückkommen – viele sind auch zwischenzeitlich ge-
storben –: Wie kann es uns gelingen, zu vermeiden, dass
diese Menschen hier als Zeitbomben herumlaufen, dass sie
von ihrem Wahn ablassen? – Darauf gibt es keine einfache
Antwort. Interessanterweise wird die Diskussion auch sel-
ten geführt. Aber machen wir uns nichts vor: Das beschäf-
tigt die Menschen sehr.

Deshalb muss es uns immer darum gehen, gerade junge
Menschen gegen die primitiven Parolen der extremisti-
schen Rattenfänger zu immunisieren. Eine gelungene Inte-
gration ist deshalb immer auch ein entscheidender Beitrag
zu mehr Sicherheit in unserem Land.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Meine Damen und Herren, umgekehrt gilt allerdings auch:
Wir müssen unsere Werte gegenüber denen, die hierher
kommen, mit Nachdruck einfordern. Wir müssen selbstbe-
wusst für das eintreten, was die tragenden Säulen unseres
Zusammenlebens sind. Nur wenn wir unsere rechtsstaatli-
chen Prinzipien und Werte überzeugend einfordern, wer-
den sie auch ernst genommen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie der Abg. Lothar Quanz und Micha-
el Siebel (SPD))

Meine Damen und Herren, es gibt genügend Beispiele da-
für – und gerade die schrecklichen Beispiele in Frankreich
haben uns das in vielen Berichte gezeigt –, dass wir dort in
einigen Teilen der Großstädte die praktische Abwesenheit
des Staates und Parallelgesellschaften in übler Form bekla-
gen müssen. Das darf uns nicht passieren. Deshalb muss
immer klar sein: Gemeinsam, friedlich, erfolgreich – das
kann in diesem Land nur auf der Basis der hier geltenden
Grundwerte funktionieren.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie der Abg. Wolfgang Greilich und
Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Auf unsere Werte- und Verfassungsordnung kann es des-
halb keinen Rabatt geben: für niemanden – weder für die,
die hier leben, noch für die, die hierher kommen. Hier
muss jede Toleranz aufhören.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD und der
FDP)

In diesem Zusammenhang möchte ich Sie darauf aufmerk-
sam machen, dass sich das jüngste Projekt der Landesre-
gierung genau darum kümmert. Es heißt „Fit für den
Rechtsstaat“. Richter und Richterinnen, Staatsanwälte und
Staatsanwältinnen, Aktive und Pensionäre bieten im gan-
zen Land sogenannte Rechtsstaatsklassen für Flüchtlinge,
auch in der Erstaufnahme, an. Wir haben da keine Illusio-
nen. Aber ich glaube, es ist richtig, dass wir gleich zu Be-
ginn alles unternehmen, was wir können, um deutlich zu
machen, was eine freiheitlich-demokratische Grundord-
nung bedeutet, nämlich Akzeptanz von Gerichtsentschei-
dungen und nicht Entscheidungen durch Clans, Akzeptanz
der Gleichheit von Mann und Frau und nicht eine andere
Werteordnung. Meine Damen und Herren, das kann man
auch jemandem mit rudimentären Deutschkenntnissen ver-
mitteln. Je früher wir das tun, umso besser.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der FDP)

Herr Schäfer-Gümbel, Sie haben zu Recht darauf hinge-
wiesen, die Flüchtlingskrise fordere uns in historischem
Ausmaß, nicht nur in diesem Jahr – das wissen wir –, son-
dern auch in den kommenden Jahren. Eine Entwicklung in
dieser Dimension konnte niemand voraussehen. Ich kenne
jedenfalls niemanden, der uns das prophezeit hätte.

Meine Damen und Herren, während wir im Jahr 2012 rund
5.000 Asylbewerber hatten – so viele kommen heute im
Schnitt an sechs Tagen – und im Jahr 2014 17.500, sind
wir in diesem Jahr schon bei 60.000. Allein diese Zahlen
mögen verdeutlichen, vor welch großer Herausforderung
unser Land, die Kommunen, aber auch die ganze Bevölke-
rung in Hessen steht. Ich sage das mit Bedacht: Es ist eine
riesige Kraftanstrengung, dieser Vielzahl von Menschen in
so kurzer Zeit eine Unterbringung zu ermöglichen. Sie auf

Dauer erfolgreich zu integrieren, ist eine noch größere
Kraftanstrengung.

Wir wollen auch weiterhin helfen. Unsere Bereitschaft ist
groß, aber unsere Möglichkeiten sind endlich. Beim besten
Willen und bei aller überwältigenden Hilfsbereitschaft gibt
es eine Grenze dessen, was wir leisten können.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Es ist deshalb richtig, dass die Bundesregierung und die
Ministerpräsidenten, der Bundestag und der Bundesrat eine
ganze Reihe von Maßnahmen beschlossen haben, die dazu
beitragen sollen, nicht nur die Aufnahme von Flüchtlingen
besser zu steuern, sondern auch die Zahl der zu uns Kom-
menden deutlich zurückzuführen.

Nehmen Sie das Beispiel der lange umstrittenen Entschei-
dung, die Balkanstaaten als sichere Herkunftsländer zu be-
zeichnen. Meine Damen und Herren, diese Entscheidung
war notwendig, und sie war richtig. Seitdem wir dies ent-
schieden haben, kommen unter Berufung auf Asyl aus die-
sen Ländern kaum noch Menschen.

An diesem Beispiel kann man unserer Bevölkerung auch
etwas zeigen, und deshalb sage ich dies: Wir handeln. –
Nicht alles gelingt sofort. Manches dauert manchem zu
lang. Mancher Streit überlagert auch das, was gelingt. Aber
diese Entscheidung war richtig. Wir können den Men-
schen, die unsere Hilfe benötigen, nur dann helfen, wenn
wir den Menschen, die nicht um Leib und Leben fürchten
müssen, sagen, dass sie auf Dauer hier keinen Aufenthalt
haben.

Deshalb haben wir in diesem Land bis zum 20. November
dieses Jahres 7.000 Menschen wieder zurückgeführt, 2.200
abgeschoben – und, was mir wichtiger ist, 4.800 sind frei-
willig wieder in ihr Heimatland zurückgekehrt.

Meine Damen und Herren, deshalb sage ich Ihnen: Wir ar-
beiten auf allen Ebenen durchaus engagiert und auch plan-
voll daran, dass wir diese Herausforderung meistern.

Wahr ist aber auch: Die Lösung kann nicht in Hessen und
auch nicht in Deutschland alleine liegen, sondern es
braucht eine gesamteuropäische Lösung. Es braucht gesi-
cherte Außengrenzen. Es braucht eine belastbare Vereinba-
rung mit der Türkei. Und es braucht einen fairen Vertei-
lungsschlüssel innerhalb Europas. Meine Damen und Her-
ren, auch wenn wir in Europa eine schwierige Lage haben,
kann es auf Dauer nicht richtig sein, dass Deutschland,
Schweden und in Ansätzen Holland sämtliche Flüchtlinge
aufnehmen und die anderen so tun, als ginge sie das nichts
an. Das ist eine gemeinsame europäische Herausforderung.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Eines möchte ich heute nicht auslassen: Es wird so oft ge-
sagt, man müsse die Fluchtursachen bekämpfen. Wie
wahr! – Aber nach diesem Programmsatz ist meistens
Schluss. Wer hätte denn heute eine passable Antwort auf
die Frage, was wir in Syrien zu tun hätten? Allein der viel-
stimmige Chor, wie wir auf die Terroranschläge in Paris zu
reagieren hätten und haben, zeigt doch, dass die Antworten
nicht so einfach sind.

Eine Antwort ist aber schon klar: Menschen kommen im-
mer dann in unser Land oder verlassen ihr Heimatland,
wenn sie in ihrer Heimat keine Perspektive mehr haben.
Wenn sie in Flüchtlingslagern in der Nähe ihrer Heimat
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sind, dann werden sie dort bleiben, solange sie eine Hoff-
nung haben, dass der Krieg irgendwann zu Ende geht und
sie wieder in ihre Heimat kommen können. Diese Hoff-
nung sollten wir unterstützen.

Diese Unterstützung bedeutet konkret, dass man diese
Flüchtlingslager so ausstattet, dass sie menschenwürdig
sind und dass die Menschen dort genügend zu essen und
Kleidung haben.

Deshalb ist es aus meiner Sicht ein Skandal, wenn heute ei-
ne ganze Reihe von Ländern ihre Zahlungen an den Flücht-
lingskommissar der UNO immer noch nicht geleistet ha-
ben. Deutschland hat es getan. Es ist leicht, über Großes zu
reden. Hier könnte man eine Menge tun. Es kann auf Dau-
er nicht sein, dass dort die Rationen gekürzt werden müs-
sen, damit die Leute dort überhaupt noch etwas zu essen
bekommen, weil andere zwar wohlfeil diskutieren, ihre
Leistungen aber nicht erbringen. – Meine Damen und Her-
ren, auch das gehört zum Thema.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD und der
FDP)

Meine Damen und Herren, die Hessische Landesregierung
hat auf diese sich abzeichnende Entwicklung schon früh
reagiert. Wir haben nicht erst in diesem Jahr angefangen.
Ich will einmal daran erinnern: Wir haben bereits im
Herbst des vergangenen Jahres unser erstes Asylpaket vor-
gestellt. Darauf, dass wir so früh gehandelt haben, sind wir
durchaus stolz. Das war der September 2014. Damals ha-
ben wir begonnen, Unterkünfte und Außenstände, Erstauf-
nahmeeinrichtungen deutlich zu erweitern und neue zu
schaffen. Zum 1. Januar haben wir die Pauschalen für die
Kommunen schon einmal um 15 % erhöht. Wir haben die
Mittel für die Sprachförderung intensiviert, und wir waren
die Ersten, die eine nationale Asylkonferenz gefordert ha-
ben. Es hat lange gedauert, bis es dazu kam.

Wir haben also nicht bis zum Sommer dieses Jahres gewar-
tet, sondern wir haben unsere Anstrengungen mit den stei-
genden Flüchtlingszahlen ständig erhöht. Diese Zahlen hat-
ten mit den Prognosen des Bundesamtes für die Anerken-
nung ausländischer Flüchtlinge beim besten Willen nichts
zu tun. Sie haben uns in einer Weise gefordert, die man
wirklich „historisch“ nennen darf und für die es weder in
der Landesverwaltung noch bei den Kommunen einen
Masterplan gab und geben konnte. So etwas hatten wir
noch nie. Deshalb mussten wir uns mit großem Einsatz,
aber auch mit Flexibilität und Kreativität dieser Herausfor-
derung stellen.

Meine Damen und Herren, ich kann nur sagen: Dem Dank,
den Sie, Herr Kollege, ausgesprochen haben, will ich mich
ausdrücklich anschließen. Ich will einmal die 350 Leute
aus der Landesverwaltung ausdrücklich würdigen, die die-
se Aufgaben zusätzlich übernommen haben. Ich will denen
in den Kommunen danken, allen Hilfsorganisationen, ohne
die es doch gar nicht möglich wäre, diese Herausforderung
zu stemmen. Dieser Dank ist nicht wohlfeil, sondern Aus-
druck der Anerkennung und der Wertschätzung dessen,
was viele Tausende in unserem Land leisten.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD und der
FDP, des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE) und
der Abg. Mürvet Öztürk (fraktionslos))

Ich will es nochmals ausdrücklich sagen: Wenn wir jeden
Tag – einmal mehr, einmal weniger; 700, 800, manchmal
1.200 – Menschen in diesem Land neu aufnehmen müssen,
so ist dies eine Herausforderung, die vollkommen außerge-
wöhnlich ist. So etwas gab es noch nie. Ich finde es bemer-
kenswert, dass es uns in Hessen gelungen ist – im Gegen-
satz zu anderen –, bis heute jeweils sicherzustellen, dass
niemand obdachlos wurde. Das ist eine riesige Leistung
und keineswegs selbstverständlich. Wenn wir vielen zu
Recht danken, dann darf ich es mir heute einmal erlauben,
auch denen zu danken, die dort besonders gefordert sind
und die deswegen auch gelegentlich im Feuer kritischer
Diskussionen stehen: Meine Damen und Herren, hier und
heute ist es mir ein Anliegen, dem Innenminister, dem So-
zialminister, dem Finanzminister und dem Chef der Staats-
kanzlei und vor allem ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern ein herzliches Dankeschön zu sagen. Was die auf die
Reihe gebracht haben, war großartig.

(Beifall bei der CDU und bei dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der FDP)

Meine Damen und Herren, in diesem Jahr geben wir rund
500 Millionen € für diese Arbeit rund um das Thema
Flüchtlinge aus. Das sind 100 Millionen € mehr, als wir ur-
sprünglich geplant haben, und wir wissen, dass wir im
kommenden Jahr noch deutlich zulegen müssen.

In der letzten Plenarsitzung hatte ich Ihnen versprochen,
dass Sie bis zur zweiten Lesung von der Landesregierung
detailliert erfahren werden, wie wir es uns vorstellen, diese
Herausforderung anzugehen. Wenn wir etwas versprechen,
dann halten wir das auch. Kollege Al-Wazir und ich haben
in der letzten Woche einen „Hessischen Aktionsplan zur
Integration von Flüchtlingen und“ – das ist uns wichtig –
„Bewahrung des gesellschaftlichen Zusammenhalts“ vor-
gestellt. Meine Damen und Herren, wir haben Wort gehal-
ten.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist das umfangreichste und ambitionierteste Aufnah-
me- und Integrationsprogramm, das das Land Hessen je-
mals gesehen hat. Es ist ein umfassendes und neben den
Bayern, die auch eines haben, das Einzige in Deutschland,
das einen so umfassenden Ansatz hat und so breit wirkt.
Mehr als eine halbe Milliarde Euro zusätzlich und über
2.100 Stellen im Landesdienst werden wir bereitstellen, um
diese Herausforderungen zu meistern. Insgesamt werden
wir im nächsten Jahr über 1 Milliarde € dafür ausgeben.

Das ist eine herausragende Kraftanstrengung, aber – davon
bin ich überzeugt – sie wird ankommen. Und ganz neben-
bei: Wir sind durchaus stolz, dass uns das, gemeinsam mit
den uns tragenden Fraktionen von CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, gelungen ist. Das, was dort geplant ist,
kann man vorzeigen. Das ist eine Richtschnur, die trotz der
Usancen dieses Hauses durchaus weitgehend Beifall ge-
funden hat. Dafür bedanke ich mich sehr.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, dabei wollen wir bei der Erst-
aufnahme rund 600 neue Stellen schaffen – damit die neu
ankommenden Flüchtlinge schneller registriert werden
können, damit die medizinische Erstversorgung gelingt.
Die Sicherheit in den Ersteinrichtungen, die soziale und
psychologische Betreuung gilt es zu gewährleisten.
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Allein für die große Zahl der unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlinge, die zu uns nach Hessen kommen, mittlerweile
über 6.000, werden wir die Mittel noch einmal erhöhen,
und zwar um 34 Millionen €.

Meine Damen und Herren, wir haben mittlerweile mobile
Erfassungsteams der Erstaufnahme eingerichtet, damit wir
schneller die jeweils einzelnen Einrichtungen und die Men-
schen erreichen können.

Auch die Kommunen erhalten von uns zusätzliche Unter-
stützung. Die Kommunen leisten einen unschätzbaren und
unverzichtbaren Beitrag zur Aufnahme und Integration der
Flüchtlinge in unserem Land. Deshalb sieht das Aktions-
programm nicht nur Maßnahmen zur besseren Kommuni-
kation und Steuerung vor. Ich schenke es mir im Hinblick
auf die Zeit, das alles vorzutragen. Es ist aber nicht ganz
unwichtig, darauf hinzuweisen, dass z. B. diejenigen, die
eine Erstaufnahmeeinrichtung in ihren Mauern haben, 25
Millionen € zusätzlich bekommen.

Lieber Herr Kollege Schäfer-Gümbel, Sie haben auch das
Thema der Pauschalen angesprochen. Die Diskussion über
die Angemessenheit der Pauschalen läuft ja noch. Ich hoffe
inständig, dass es uns gelingt, dass wir uns verständigen.
Ich warne jedoch vor unrealistischen Erwartungen. Wir be-
wegen uns hier in Größenordnungen von mehreren 100
Millionen €. Auch wenn es durchaus erstrebenswert ist,
dass wir zusammenkommen, kann am Ende die Gesamt-
verantwortung für das Land nicht hintanstehen. Also
schauen wir, wie es jetzt weitergeht. Ich appelliere aus-
drücklich an alle Seiten, sich kompromissfähig zu zeigen.

Ich habe immer wieder darauf hingewiesen, dass wir be-
reits erhöht haben. Wir werden wieder erhöhen. Es geht
nicht um die Anerkennung und um die Augenhöhe. Das al-
les ist gegeben. Vielmehr geht es um die Frage, bei wie
vielen Punkten wir uns noch verständigen können.

Meine Damen und Herren, Sprache und Ausbildung sind
die Schlüssel für eine erfolgreiche Integration. Deshalb in-
vestieren wir in diese Bereiche in besonderer Weise. 40
Millionen € wollen wir zusätzlich für Bildungsaufgaben
ausgeben. Damit können bis zu 800 zusätzliche Lehrerstel-
len finanziert werden. Im laufenden Schuljahr haben wir
bereits 465 Intensivklassen für die Sprachförderung an den
allgemeinbildenden Schulen und 160 Lerngruppen an den
beruflichen Schulen eingerichtet. Wir fangen wahrlich
nicht bei null an, sondern wir haben schon eine Menge ge-
macht, und wir legen noch einmal deutlich drauf.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Für junge Erwachsene bis 21 Jahre werden wir an den be-
ruflichen Schulen ergänzende Angebote zur Beschulung
schaffen. Hierfür sind weitere 10 Millionen € vorgesehen.

Auch das ist klar: Spracherwerb muss von Anfang an und
für alle Altersgruppen gelten. Deshalb wollen wir auch in
den Kindertagesstätten so früh wie möglich beginnen.
Hierfür haben wir rund 21,5 Millionen € vorgesehen. Die
Vermittlung von Grundkenntnissen kann auch in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen erfolgen. Deshalb weiten wir auch
in diesem Bereich die Mittel aus.

Meine Damen und Herren, das ist schon ein sehr umfas-
sendes und nach meiner Kenntnis das einzige Programm in
Deutschland, das sich so detailliert und umfangreich dieser
Herausforderung stellt.

Dann kommt der nächste Schritt. Sie haben recht, das kann
niemand bestreiten, das wird ja von allen gesagt: Auf Dau-
er ist neben dem Spracherwerb der Zugang zu Ausbildung
und einem Arbeitsplatz die beste Grundlage für eine gelin-
gende Integration. Deshalb brauchen die Flüchtlinge in
diesem Bereich besondere Hilfe.

Zentraler Baustein für diesen Bereich und für die berufli-
che Erstausbildung ist in Ergänzung der Sprachförderpro-
gramme des Bundes, des Sprachförderprogramms des
BAMF und der Bundesarbeitsagentur ein Programm, das
das Wirtschaftsministerium anbietet. Mit diesem neuen
Landesprogramm wird Erwachsenen bis zum Alter von 27
Jahren eine intensive Berufsorientierung angeboten. Wer
dort berufsbezogen Sprachkenntnisse erwirbt, wird geför-
dert. Unternehmen – um einmal sehr konkret zu werden,
das ist mir wichtig –, die einen Ausbildungsvertrag mit ei-
nem solchen jungen Menschen schließen, erhalten eine zu-
sätzliche Ausbildungsplatzförderung. Damit wollen wir
motivieren, dass wir nicht nur darüber diskutieren, was
man tun müsste, sondern dass etwas getan wird, meine Da-
men und Herren.

In gleicher Weise wird auch im Bereich des Sozialministe-
riums sowie im Bereich der berufsspezifischen Sprach-
und Arbeitsmarktförderung im Rahmen des Ausbildungs-
und Qualifizierungsbudgets deutlich aufgestockt.

Sie erkennen also, dass wir sehr konkret, sehr intensiv und
durchaus ambitioniert vorgehen.

Nun zum Wohnraum. Natürlich müssen Menschen ange-
messen und dauerhaft untergebracht werden. Deshalb gilt
es, schnell und unbürokratisch zu handeln. Dabei sind die
Hürden jedoch gewaltig, wie wir oft genug miteinander
diskutieren.

Ich will Ihnen aber vortragen, dass wir die Absicht haben,
bis zum Jahr 2019 10.000 Wohnungen für 30.000 Men-
schen zusätzlich entstehen zu lassen. Bereits jetzt haben
wir ein Landeswohnungsbauprogramm mit einem jährli-
chen Fördervolumen von weit über 100 Millionen €.

Im Rahmen des Kommunalinvestitionsprogramms werden
noch einmal 230 Millionen € draufgelegt. Wir verdoppeln
die Kompensationsmittel des Bundes. Mit verschiedenen
anderen Maßnahmen werden wir bis zum Jahr 2019 für
den Bereich des Wohnungsbaus rund 1 Milliarde € zur
Verfügung stellen. Meine Damen und Herren, das gab es in
dieser Form noch nie.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will bewusst nicht auslassen – aber nicht deshalb, weil
es eine große Zahl ist –, dass ohne den Einsatz der ehren-
amtlichen Bürgerinnen und Bürger in unserem Lande die
Herausforderung nicht gestemmt werden kann. Der Staat
kann nicht alles, er muss auch nicht alles können. Eine ak-
tive Bürgerschaft verdient jedoch Wertschätzung. Sie ver-
dient Unterstützung. Deshalb haben wir die Mittel für den
Ehrenamtsbereich um 2 Millionen € erhöht. Dabei geht es
um die Koordination und die Qualifizierung, aber vor allen
Dingen um die Wertschätzung dieser Menschen.

So werden jeder Landkreis und jede kreisfreie Stadt noch
einmal 20.000 € erhalten. Das macht deren Haushalt nicht
gesund oder krank, aber das ist ein besonderes Signal, von
dem ich hoffe, dass es dann auch vor Ort umgesetzt wird.
Denn die Ehrenamtlichen, die mit Blick auf den Gesund-
heits- bis zum Versicherungsschutz und vieles andere mehr
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berechtigte Anliegen haben, brauchen auch unsere Unter-
stützung. Ich sage es noch einmal: Sie brauchen vor allen
Dingen unsere Wertschätzung. Deshalb ist dies ein zentra-
ler Punkt in unserem Programm, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir wollen Schülerprogramme für Flüchtlingspatenschaf-
ten auflegen und vieles andere mehr.

Ich habe Sie darauf hingewiesen, dass im Bereich des Kul-
tusministeriums rund 800 zusätzliche Stellen geschaffen
werden. Im Bereich des Sozialministeriums sind es mit al-
lem, was damit verbunden ist, insbesondere die Erstauf-
nahme, ebenso rund 800 Stellen mehr. Das sind Größen-
ordnungen, die sich wahrlich sehen lassen können.

Auch der Bereich der Sicherheit ist uns wichtig. Meine Da-
men und Herren, Hessen ist eines der sichersten Bundes-
länder, und das soll auch weiterhin so bleiben. Die Leistun-
gen, die in diesem Bereich erbracht werden, sind vorzüg-
lich. Das Innenministerium erhält 530 neue Stellen – 300
neue Stellen für die Polizei.

Auch das muss man einmal sagen, meine Damen und Her-
ren: Wir wissen, und zwar nicht erst seit jetzt, um die Her-
ausforderungen der Polizeibeamtinnen und -beamten. Bitte
erlauben Sie mir eine persönliche Bemerkung, Herr Schä-
fer-Gümbel. Ich war elfeinhalb Jahre lang Innenminister.
Mir muss niemand erklären, wie in der Polizei gedacht
wird. Da ich dieses Amt so lange wahrgenommen habe,
wird man mir auch abnehmen, dass ich dazu keine Beleh-
rungen brauche.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Vor allem zur Stel-
lenbesetzung! – Zuruf der Abg. Nancy Faeser
(SPD))

Meine Damen und Herren, wir wollen den besonderen Be-
lastungen auch dadurch Rechnung tragen, dass wir den
Dienst zu ungünstigen Zeiten noch besser vergüten.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben noch einmal 10 Millionen € zusätzlich zur Ver-
fügung gestellt zum Abbau der Überstunden. Die Mittel
sind bereits im Haushalt etatisiert, aber wir legen noch ein-
mal 10 Millionen € drauf. Außerdem werden wir das Spit-
zenniveau der Ausstattung der Polizei beibehalten.

Meine Damen und Herren, nichts ist so, dass man nicht
vielleicht doch noch etwas zusätzlich machen könnte. Ich
lege aber Wert darauf, dass es nicht irgendeiner Entwick-
lung des Tages geschuldet, sondern unsere Überzeugung
ist, dass gerade die Sicherheit eine ganz besondere Priorität
bei der Arbeit dieser Landesregierung hat.

(Nancy Faeser (SPD): Deshalb war es auch im
Haushaltsentwurf nicht enthalten, weil es so große
Priorität hat!)

Darüber hinaus will ich die Präventionsarbeit erwähnen.
Wir haben einige Einrichtungen, für die wir bundesweit
gelobt werden. Die französische Generalkonsulin hat heute
ein Beispiel genannt. Das kann uns doch alle nur freuen.
Die Präventionsarbeit stärken wir mit noch einmal knapp
2 Millionen €. Dabei geht es z. B. um die Mobile Interven-
tion gegen Rechtsextremismus. Es geht um das Demokra-
tiezentrum Hessen. Es geht um Violence Prevention Net-

work. Diese Elemente sind für diese Arbeit ausgezeichnet.
Wenn wir diese noch einmal stärken, dann stellen Sie fest,
dass wir uns nicht zurücklehnen, sondern dass wir noch
einmal deutlich zulegen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Hessen gehört zu den Ländern mit der geringsten Zahl an
rechtsextremistischen Straftaten. Dafür sind wir dankbar.
Trotzdem gilt es, an dieser Stelle – wie in anderen Berei-
chen – höchste Wachsamkeit zu beweisen. Dies gilt insbe-
sondere, aber nicht nur, für das Landesamt für Verfas-
sungsschutz, das wir mit 55 neuen Stellen um 20 % stär-
ken. Jede Art des Extremismus – in diesem Zusammen-
hang seien aber insbesondere salafistische Entwicklungen
genannt – bedarf unserer größten Aufmerksamkeit. Unsere
Richtschnur muss sein, Gefahren im Vorfeld zu erkennen
und entschieden zu handeln. Das kann aber nur bei ver-
nünftig ausgestatteten Sicherheitsbehörden gelingen. Das
gilt auch und gerade für das Landesamt für Verfassungs-
schutz.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ein weiterer wichtiger Teil unseres Aktionsplans ist eine
deutliche Verstärkung der Justiz. Darauf sind Sie nicht ein-
gegangen. Das ist keine Kritik, kein Vorwurf, denn Sie ha-
ben gesagt, im Interesse der Zeit nennen Sie nur Beispiele.
Es ist mir aber schon wichtig, Folgendes zu sagen. Wir
verstärken die Verwaltungsgerichtsbarkeit mit vier kom-
pletten neuen Kammern plus nicht richterliches Personal.
Wir verstärken die ordentliche Gerichtsbarkeit. Wir ver-
stärken den Justizvollzug, insbesondere um auch dort ent-
sprechende Präventionsarbeit zu leisten.

Meine Damen und Herren, bei der Umsetzung dieses Akti-
onsplans setzen wir auf Gemeinsamkeit und wollen viele
Akteure des gesellschaftlichen Lebens einbeziehen. Wir
wollen so ihre Erfahrungen, ihre Kenntnisse aus der Praxis,
aber auch ihre Ortsverbundenheit nutzen. Deshalb haben
wir den hessischen Asylkonvent einberufen, der bei der
Staatskanzlei angesiedelt ist und in seinen verschiedenen
Arbeitsgruppen bereits sehr intensiv arbeitet.

Meine Damen und Herren, wir werden in den nächsten
Wochen über den Haushalt für das Jahr 2016 beschließen.
Uns allen ist klar: Die Herausforderungen, die wir be-
schreiben, gehen weit über diesen Haushalt hinaus. Wir
können diesen Aktionsplan, aber auch diese Herausforde-
rungen mit Zuversicht angehen. Wir können das deshalb
mit Zuversicht tun, weil Hessen ein starkes Land ist, weil
Hessen zu den herausragenden Regionen Europas gehört.
Das ist so, weil noch nie so viele Menschen in Hessen in
guten Arbeitsplätzen beschäftigt waren wie heute, weil wir
eine geringe Arbeitslosigkeit haben und weil nach wie vor
jeder einzelne Hesse, jede einzelne Hessin, bezogen auf
das Bruttosozialprodukt, spitze in Deutschland ist. Meine
Damen und Herren, Hessen steht sehr gut da. Deshalb kön-
nen wir besser als andere diese Herausforderungen ange-
hen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Weil das so ist, müssen wir neben der großen Herausforde-
rung, die ich eben beschrieben habe, auch dafür Sorge tra-
gen, dass wir weiterhin spitze bleiben. Deshalb wollen wir
eine Reihe anderer Themen, auf die ich nur beispielhaft
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eingehen möchte, nicht vernachlässigen. Im Mittelpunkt
müssen dabei all die Anstrengungen stehen, die für die Zu-
kunftsfähigkeit und damit für den Erfolg unseres Landes
entscheidend sind.

Lassen Sie mich beispielhaft Folgendes erwähnen. Für die
Zukunft unseres Landes sind gut ausgebildete junge Men-
schen unverzichtbar. Deshalb bleiben die Anstrengungen
für Bildung ein Schwerpunkt der Politik der Landesregie-
rung und der sie tragenden Fraktionen von CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Das finden Sie auch in die-
sem Haushalt wieder. Die Lehrerversorgung war noch nie
so gut wie heute; 105 % – im Landesdurchschnitt – sind
nach wie vor herausragend. Welches andere Land hätte
dies zu bieten? Dass wir dies tun können und dass wir dies
fortsetzen, ist ein deutlicher Beweis für diese Schwer-
punktsetzung in unserer Arbeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Für die Schulen, die unter besonders schwierigen Bedin-
gungen arbeiten müssen, werden wir den Sozialindex im
Schuljahr 2015/2016 mit 420 Stellen versehen. Dieser Plan
wird umgesetzt. Mit der Unterzeichnung der Rahmenver-
einbarung mit den Schulträgern über den Pakt für den
Nachmittag hat die Regierungskoalition das größte Ganz-
tagsprogramm in der gesamten hessischen Bildungsge-
schichte geschaffen. Ich hoffe sehr, dass noch mehr Kom-
munen dieses Angebot annehmen. Die Bürgerinnen und
Bürger in diesem Lande werden es ihnen danken.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die hessischen Hochschulen erhalten mit dem Hochschul-
pakt – aber nicht nur mit diesem – so viel Geld wie nie zu-
vor. Das gilt auch für die Forschung. Die Forschung von
heute bringt die Arbeitsplätze von morgen. Wir investieren
weiterhin auf höchstem Niveau und mit großem Erfolg.
Um nur ein aktuelles Beispiel zu nennen: In der letzten
Woche haben wir das größte Zentrum für Cyber-Sicherheit
in Europa in Darmstadt eingeweiht. Meine Damen und
Herren, das Zentrum kostet uns etliche Millionen Euro,
aber 400 Forscher aus 50 Ländern arbeiten dort, und wir
Hessen haben einen Spitzenplatz eingenommen. Deshalb
sind die Investitionen von heute, deren Erfolg vielleicht
erst in zehn Jahren erkennbar wird, notwendig. Sie sind die
Grundlage dafür, dass wir nicht nur über das Heute reden,
sondern auch das Morgen gestalten.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Lassen Sie mich aus Zeitgründen nur noch einige wenige
Beispiele nennen. Dank unserer intensiven Arbeit in Berlin
sind die Mittel des Bundes für den Fernstraßenbau in Hes-
sen so hoch wie noch nie. Wir legen noch 40 Millionen €
aus eigenen Mitteln obendrauf, außerdem 90 Millionen €
für die Landesstraßen. Das lässt sich sehen. Meine Damen
und Herren, ich will ein einziges Beispiel nennen – es mag
nicht jedem gefallen, aber man darf es hier einmal erwäh-
nen –: Nach jahrzehntelanger Diskussion ist die A 49 sicht-
barer Ausdruck dieses Erfolges. Über die A 49 wurde jahr-
zehntelang diskutiert; jetzt wird endlich gebaut.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der FDP
– Zurufe von der SPD)

– Herr Kollege Schmitt, das wollten Sie doch hören.

Die Energiewende wird mit über 35 Millionen € zusätzlich
fortgeführt.

Den Ökolandbau bauen wir aus. An diesem Beispiel möch-
te ich etwas zeigen. Der Zukunftspakt mit der hessischen
Landwirtschaft ist in Deutschland einmalig. Er wird von
ganz vielen getragen. Vor allen Dingen wird er sowohl von
der konventionell arbeitenden Landwirtschaft als auch von
der Ökolandwirtschaft getragen. Das ist ein Beispiel dafür,
wie diese Regierungskoalition arbeitet. Wir stellen nicht
„öko“ gegen „konventionell“, sondern wir fördern und for-
dern beides, weil wir glauben, es ist sinnvoll, nicht gegen-
einander, sondern miteinander zu arbeiten. Das ist ein
schöner Erfolg.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben eine Fülle weiterer Erfolge – von der Förderung
der Langzeitarbeitslosen bis zu vielem anderen, wo wir
nichts anbrennen lassen.

Lassen Sie mich abschließend noch ein Zukunftsthema
kurz erwähnen: den Breitbandausbau in unserem Land. Es
ist eine Binsenwahrheit, dass nur dort auf Dauer erfolg-
reich gearbeitet, aber auch gelebt werden kann, wo man ein
schnelles Internet hat. Ich möchte an dieser Stelle sagen,
dass uns die Europäische Kommission in der vergangenen
Woche den Broadband Award verliehen hat. Man kann es
auch andersherum sagen: Sie haben uns eine europäische
Anerkennung für den Breitbandausbau zuteilwerden las-
sen, insbesondere im Cluster Hersfeld-Rotenburg, Kassel,
Schwalm-Eder, Waldeck-Frankenberg und Werra-Meiß-
ner. Dort wurde von den Kommunen eine tolle Leistung
erbracht. Damit es aber nicht untergeht: Diese Leistung ist
nur möglich, weil das Land dies mit einer geradezu einzig-
artigen Bürgschaftsaktion unterstützte. Sie sehen: Wir
brauchen auch bei diesem Zukunftsthema keinen Nachhil-
feunterricht. Wir werden uns weiterhin gewaltig anstren-
gen, aber die Verleihung des Award ist doch ein schöner
Erfolg. Sie zeigt, dass nicht nur im Rhein-Main-Gebiet,
sondern auch in Nordhessen, in einer Gegend, wo man bis-
her nicht immer und automatisch die Spitze des Fortschrit-
tes vermutet hätte – –

(Heiterkeit und Zurufe von der CDU)

– Das war schon immer falsch, aber jetzt kann man das
auch belegen; denn das Projekt ist von der Europäischen
Kommission ausgezeichnet worden.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen, meine Herren, lassen Sie mich noch ein
Wort zu den Kommunen sagen. Ein starkes Land braucht
starke Kommunen. Deshalb handelt die Hessische Landes-
regierung besonders kommunalfreundlich. Man muss das
immer wieder einmal sagen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zurufe von der SPD)

– Der Beifall auf der linken Seite des Hauses kann sich
noch steigern.

(Stephan Grüger (SPD): Die Kommunalfreundlich-
keit der Landesregierung auch!)

Die hessischen Kommunen haben die höchsten Steuerein-
nahmen pro Kopf in Deutschland. Das Problem liegt darin:
Die Höhe der Einnahmen ist sehr unterschiedlich. Weil das
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so ist, hilft die Landesregierung mit dem Kommunalen
Schutzschirm. Mit immerhin 3 Milliarden € haben wir frei-
willig eine Menge Unterstützung geleistet. 100 Städte und
Gemeinden in diesem Land sind völlig jenseits aller Partei-
farben mit diesem Schutzschirmverfahren deutlich von ih-
ren Schulden entlastet worden. Eine ganze Reihe von ihnen
befindet sich schon vor der Zeit wieder in der normalen
Zielplanung. Eine solche Leistung können wir heute, drei
Jahre nachdem wir es vorgestellt haben, noch einmal er-
wähnen. Es zeigt, wie kommunalfreundlich wir handeln.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken über-
nimmt den Vorsitz.)

Ebenfalls freiwillig – Sie haben es kurz erwähnt – haben
wir die Leistungen des Bundes durch eigene Landesmittel
im Kommunalinvestitionsprogramm erhöht: 1 Milliarde €
– das ist doch kein Pappenstiel –, um Infrastrukturmaßnah-
men für die Zukunft zu tätigen. Wohnraumförderung,
Krankenhausstrukturreform – was auch immer –: Die Lan-
desmittel sind inhaltlich nicht festgelegt. Das ist eine groß-
artige Sache, und ich hoffe sehr, dass viele Kommunen da-
von Gebrauch machen. Auch das ist eine freiwillige Leis-
tung.

Drittens. Das gehört ebenfalls hierher – unter normalen
Umständen wäre es wahrscheinlich der Mittelpunkt der
Debatte gewesen –: Wir haben einen völlig neuen Kommu-
nalen Finanzausgleich. Die Mittel in diesem Kommunalen
Finanzausgleich sind so hoch wie noch nie. Noch nie gab
es für die hessischen Kommunen so viel Geld wie jetzt.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Herr Kollege, im Hinblick auf manche Diskussionen muss
man Folgendes sagen: Die Kommunalen Spitzenverbände
haben dem zugestimmt.

(Norbert Schmitt (SPD): Na ja!)

Das lässt doch die Vermutung zu, dass diese Lösung kom-
munalfreundlich ist.

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD)

– Gleich. – Es mag sein, dass es den Sozialdemokraten in
landespolitischer Hinsicht nicht gefällt. Aber, meine Da-
men und Herren, wann hat es das jemals gegeben: so viel
wie nie und mit Zustimmung der Kommunalen Spitzenver-
bände? Das ist eine riesengroße Leistung.

In diesem Zusammenhang will ich ausdrücklich sagen:
Mein herzlicher Dank geht an Finanzminister Schäfer. Mit
seiner stetigen Bereitschaft, zu informieren, sich vor Ort
aufzuhalten und immer wieder zu erklären, was es bedeu-
tet, hat er diese Zustimmung wesentlich ermöglicht. Das ist
keinesfalls selbstverständlich. Deshalb herzlichen Dank
dafür.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich möchte abschließend auf
mehrere Bemerkungen eingehen, die Sie gemacht haben.
Sie glauben, dass das, was wir im Haushalt als zahlenmäßi-
ge Unterfütterung dessen einstellen, was wir politisch leis-
ten wollen, nicht hinreichend ist. Sie haben eben dazu ge-
sagt: „Für mich ist die schwarze Null nicht entscheidend“,
oder so ähnlich.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Kein Dogma!)

– Oder „Kein Dogma!“ – Ich halte von Dogmen relativ
wenig.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das ist schon ein-
mal gut!)

Aber wir sollten uns über einiges verständigen können:
Unser Ansatz ist, dass wir die großen Herausforderungen
bewältigen – z. B. durch einen Aktionsplan – und gleich-
zeitig all das machen, was wir machen müssen, um dafür
zu sorgen, dass Hessen wettbewerbsfähig und ein Spitzen-
land bleibt und es nicht zu einem Gegeneinander verschie-
dener Gruppen kommt. Das ist anspruchsvoll.

Ich habe an anderer Stelle gesagt: Dieser Haushalt ist ein
atmender Haushalt. – Das heißt, wenn sich die Zahlen völ-
lig ändern, müssen wir das neu bewerten. Ich habe wie alle
Kollegen immer darauf hingewiesen, es kann dann sein,
dass wir einen Nachtragshaushalt brauchen.

Worin unterscheiden wir uns? Wir unterscheiden uns von
Ihnen darin, dass wir nicht bei der ersten großen Heraus-
forderung unser großes Versprechen gleich wieder bre-
chen, das uns 70 % der Bevölkerung in diesem Land als
Verfassungsnorm aufgegeben haben. Wir möchten bewei-
sen, dass wir verlässlich sind und nachhaltige Politik be-
treiben.

Wir haben im Zusammenhang mit dem Thema Schulden-
bremse immer gesagt, es kann nicht sein, dass uns alles,
was nach uns kommt, egal ist. Das ist eine große Aufgabe;
das ist doch unbestreitbar. Aber wir möchten nicht gleich
zu Beginn die Fahne einholen und sagen: Na ja, es ist
schwierig, dann machen wir es halt andersherum.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Hat das irgendje-
mand gefordert?)

Wir wissen um die Schwierigkeiten, wir stellen uns dieser
Aufgabe, und wir glauben, dass wir sie gemeinsam erfüllen
können.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie haben Ihre Sorge über die geringe Wahlbeteiligung und
vieles anderes mehr zum Ausdruck gebracht. Die teilen
wir. Man kann heute wirklich zusammenfassend sagen:
Die Menschen sind in Sorge. Sie erwarten von den Poli-
tikern, dass sie handeln und nicht nur reden.

(Nancy Faeser (SPD): Genau!)

Deshalb handeln wir. Deshalb haben wir auch ein Aktions-
programm vorgelegt. Ich sage es noch einmal – man kann
es gar nicht oft genug sagen; das Geheimnis der Pädagogik
ist die Wiederholung –: Da alle es gut finden, dürfen wir
uns selbst gelegentlich ein bisschen auf die Schultern klop-
fen. Wir haben also gehandelt.

Trotz dieser Herausforderungen glauben wir, dass wir
nicht nur Kurs halten können, sondern es auch werden. Das
gilt auch für die Finanzpolitik. Trotzdem gilt in diesen Ta-
gen der großen Herausforderungen, dass es nicht die Zeit
für kleines politisches Einmaleins ist. Den Menschen ist es
relativ egal, in welcher Farbe die Politik daherkommt. Sie
möchten in diesem Land in Sicherheit leben, sie möchten
in Freiheit leben, und sie möchten mit den vielen Men-
schen, die in unser Land kommen, in einer gelingenden
Zukunft leben.

Dieser Haushalt legt aus meiner Sicht eine hervorragende
Grundlage dafür. Auf dieser Grundlage wollen wir arbei-
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ten: mutig, entschlossen und erfolgreich. – Herzlichen
Dank.

(Anhaltender Beifall bei der CDU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. – Für die Fraktion
DIE LINKE erteile ich ihrem Vorsitzenden, Herrn Willi
van Ooyen, das Wort.

(Günter Rudolph (SPD): Wie viel Redezeit haben
wir mehr?)

Willi van Ooyen (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist wahr, die
Bundesrepublik Deutschland und auch unser Land Hessen
stehen vor einer politischen Grundsatzentscheidung. Der
Herr Ministerpräsident hat von einer „epochalen Entschei-
dung“ gesprochen.

Ich meine, entweder gelingt die politische und soziale Er-
neuerung für mehr Demokratie und soziale Gerechtigkeit,
oder es droht eine neoliberale oder nationalistische Radika-
lisierung. Das ist jedenfalls die Konsequenz, die ich daraus
ziehe. Der Hinweis von Rosa Luxemburg vor 100 Jahren,
es gelte, die Alternative „Sozialismus oder Barbarei“ zu er-
kennen, sollte uns anregen, über diese Grundsatzentschei-
dung nachzudenken.

DIE LINKE will einen sozialen Aufbruch und eine ent-
schlossene Friedenspolitik. Wir wissen und erfahren es
täglich: Krieg und Militär lösen keine Probleme.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Mürvet Öz-
türk (fraktionslos))

Es kann nicht so weitergehen wie bisher, hat selbst der
Herr Ministerpräsident letzte Woche auf dem Landkreistag
gesagt. Die falschen politischen Weichenstellungen in der
Vergangenheit, für die in Deutschland CDU, CSU, SPD,
FDP und GRÜNE die Verantwortung tragen, haben eine
Entwicklung eingeleitet, die die Demokratie, den sozialen
Zusammenhalt unserer Gesellschaft, die Sicherheit der
Bürgerinnen und Bürger, die Idee eines geeinten Europas
und die Grundlagen einer freiheitlichen Gesellschaft zu
zerstören droht. Wir brauchen einen sozialen Neubeginn,
eine wirtschaftspolitische Wende und die Rückkehr zu ei-
ner Außenpolitik, die auf Frieden und Diplomatie setzt
statt auf Waffenexporte und militärische Interventionen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die aktuelle Koalition hat kein Konzept, Hessens Zukunft
zu gestalten. Obwohl der soziale Auftrag des Grundge-
setzes und insbesondere unserer Hessischen Verfassung al-
len ein menschenwürdiges Leben garantiert, müssen in
Deutschland immer mehr Menschen mit Niedriglöhnen
und Armutsrenten auskommen, wurden Investitionen in
Bildungsaufgaben sträflich vernachlässigt, der öffentliche
Dienst kleingespart und immer mehr Aufgaben, die in öf-
fentliche Verantwortung gehören, dem sogenannten freien
Markt übertragen.

Probleme wie der Mangel an Lehrkräften, die Finanznot in
den Städten und Gemeinden sowie das Fehlen bezahlbaren
Wohnraums werden durch die große Zahl der Flüchtlinge
verschärft, aber neu sind sie nicht.

Schon seit Jahren driftet unsere Gesellschaft auseinander.
Die Ungleichheit wächst. Profitable Konzerne nutzen jede
legale und halblegale Möglichkeit, die Löhne zu drücken
und sich ihrer Verpflichtungen für das Gemeinwohl zu ent-
ziehen. Windige Geschäfte, Manipulationen und offener
Betrug werden von VW bis zum DFB offenbar als normale
Geschäftspraktiken angesehen.

Ein Land, in dem die Kinderarmut wächst, während den
Reichen erlaubt wird, ihr Geld in Steueroasen zu bunkern,
wird die aktuellen Herausforderungen nicht bewältigen.
Statt an dem Credo „Von deutschem Boden darf kein
Krieg ausgehen“ festzuhalten, hat sich auch Deutschland
an sogenannten Anti-Terror-Kriegen beteiligt, die Hundert-
tausenden Zivilisten den Tod gebracht, Wut und Hass gesät
und in der Konsequenz den internationalen Terrorismus
nicht geschwächt, sondern gestärkt haben.

Deutschland schickt Waffen und dazu Soldaten in alle
Welt und unterstützt die „Regime-Change-Politik“ der
NATO und der USA, die dafür mitverantwortlich ist, dass
Millionen Menschen ihre Heimat verloren haben und dass
eine der größten Flüchtlingsbewegungen der jüngeren Ge-
schichte ausgelöst wurde.

Anstelle fairer Handelsabkommen zur weltweiten Stärkung
von Verbraucherschutz und Mitbestimmung werden armen
Ländern Freihandelsabkommen diktiert, die ihre lokale In-
dustrie und Landwirtschaft zerstören und die Armut extrem
vergrößern. TTIP und CETA, aber auch TiSA – wir haben
in diesem Raum eine Anhörung dazu durchgeführt – wür-
den die Demokratie zugunsten von Profitinteressen ganz
beerdigen.

Trotz aller Missstände ist Deutschland und besonders Hes-
sen im weltweiten Vergleich ein reiches und wirtschaftlich
starkes Land. Zu uns kommen Hunderttausende, die vor
Krieg, Hunger und Elend flüchten. Viele – oft ehrenamt-
lich aktive – Helferinnen und Helfer heißen sie willkom-
men. In den Ländern, Landkreisen und Kommunen wird
eine großartige Arbeit geleistet – darauf haben die Vorred-
ner schon hingewiesen –, oft bis zur Erschöpfung.

Flüchtlinge und Asylsuchende stoßen jedoch auch auf Vor-
behalte, auf nicht zu tolerierenden Hass und Gewalt. Sie,
die Flüchtlinge, sind aber nicht die Schuldigen an der hie-
sigen sozialen und gesellschaftlichen Misere. Wir wenden
uns entschieden dagegen, die Schwächsten gegen die
Schwachen auszuspielen. Gerade deshalb muss verhindert
werden, dass die Flüchtlingskrise für eine neue Welle von
Sozialabbau und Lohndumping missbraucht wird. Auf kei-
nen Fall dürfen jetzt diejenigen noch mehr Aufwind erhal-
ten, die die barbarischen Terroranschläge von Paris instru-
mentalisieren, um ihre Hetze gegen Flüchtlinge voranzu-
treiben.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Mürvet Öz-
türk (fraktionslos))

Die Menschen, die zu uns kommen, fliehen gerade vor
Terror, Krieg und Gewalt. Wir dürfen nicht zulassen, dass
sie jetzt unter Generalverdacht gestellt werden. Für die mit
der mittlerweile alltäglichen Migration verbundenen Pro-
bleme müssen solche Lösungen gefunden werden, die Frei-
zügigkeit als Recht voraussetzen. Dafür ist es notwendig,
den Ansatz zu ändern – in dem Sinne, dass das „Problem
Migration“ dem Recht auf Freizügigkeit Platz macht. Kein
Mensch hat den Ort, an dem er geboren wird, ausgesucht
oder sucht diesen aus; jeder Mensch hat den Anspruch dar-
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auf, den Ort, an dem er leben, besser leben oder nicht ster-
ben möchte, frei zu wählen.

Dies ist verbrieftes Menschenrecht und wird in der Charta
von Palermo von vielen verantwortlichen Politikern einge-
fordert. Wir haben gesehen, wie der Bürgermeister Leoluca
Orlando für die an der sizilianischen Küste gestrandeten
Menschen – es sind über 23.000 – in deren Gedenken in
Palermo Inschriften angebracht hat. Für diese Menschen
wird nirgendwo in Europa eine Trauerkundgebung stattfin-
den.

Desgleichen muss auch jede rechtliche, verwaltungsrechtli-
che, organisatorische Maßnahme und jedes sonstige Ver-
fahren von der Voraussetzung ausgehen, dass das Men-
schenrecht auf Freizügigkeit allen Personen zuerkannt
wird. Denn: „Kein Mensch ist illegal“. Das gilt überall.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Mürvet Öz-
türk (fraktionslos))

Die Geschichte ist voll von unmenschlichen Gesetzmäßig-
keiten. Ich nenne nur die Todesstrafe, die weiterhin in
zahlreichen Ländern gilt, die sich dennoch als zivilisiert
und demokratisch bezeichnen, oder die Folterpraxis, die
immer noch als Verhörmethode gebilligt wird, oder die
Sklaverei, die auf Gesetzen beruht, die es ermöglichen,
sich zu bereichern, indem menschliche Wesen gekauft und
verkauft werden.

Ich klage die Notstandsgesetzgebungen an, die den Wert
der Sicherheit derart verabsolutieren, dass der Respekt vor
den Menschenrechten pervertiert wird. Die Logik und die
Politik des Notstands, die bereits seit Jahrzehnten besteht
und gegen die wir in den Sechzigerjahren auf die Straße
gegangen sind, muss aufgegeben werden. Die Freizügig-
keit des Menschen ist ein Menschenrecht und darf nicht
durch Sicherheitsfragen eingeschränkt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Zugang von Migranten zu den individuellen Grund-
rechten, angefangen bei den Aufenthalts- und Bewegungs-
rechten, ist unausweichlich. Mit Maßnahmen auf vielen
Ebenen – nicht nur auf der europäischen oder nationalen
Ebene, sondern auch in Zusammenarbeit mit lokalen Ein-
richtungen und Nichtregierungsorganisationen – muss dies
durchgesetzt werden, um das friedliche Zusammenleben
und die Wertschätzung unterschiedlicher Kulturen im Sin-
ne einer Bereicherung für alle zu erfahren.

Die Entwicklung hier und in Europa steht auf der Kippe.
Die Frage lautet: Schlagen wir einen national-egoistischen
Weg ein, einen Weg der Abschottung, oder nehmen wir die
soziale Wende in ganz Europa in Angriff? – Ich glaube,
dass der erste Weg nicht nur falsch ist: Er ist angesichts
des Standes der europäischen Integration auch unpraktika-
bel. Die Errichtung weiterer Zäune und Grenzbefestigun-
gen in vielen Teilen Europas ist ein Irrwitz.

Aber es gibt nicht nur den Aufschwung von Ausgrenzung
und Abschottung; es gibt auch den Anstieg faschistischer
und rechtspopulistischer Parteien in Europa – sicherlich.
Andererseits gibt es aber auch einen Anstieg der Befürwor-
tung der Linken. Wenn wir bei uns die Kräfteverhältnisse
verschieben, so wie das in Griechenland und vielleicht
auch in Portugal ein Stück weit gelang, dann ist das ein
weiteres Signal für die Notwendigkeit eines anderen, eines
solidarischen Europas.

Die Flüchtlinge sind nicht daran schuld, dass CDU, CSU,
SPD, FDP und GRÜNE die hiesige Gesellschaft sozial ge-
spalten haben. Sie sind unter dem Einsatz ihres Lebens vor
Krieg, Verfolgung und Elend geflüchtet. DIE LINKE setzt
auf grundlegende Reformen der Asyl- und Aufenthalts-
rechtsgesetzgebung. Diese soll den Flüchtlingen schnelle
Sicherheit über ihren Aufenthaltsstatus verschaffen und sie
von Beginn an gezielt unterstützen.

Statt Flüchtlingen Arbeitsverbote zu erteilen, muss ihre In-
tegration in den Arbeitsmarkt gefördert werden, müssen
sprachliche und bürokratische Barrieren abgebaut werden.
Der Übergang von der Migration als Problem zur Freizü-
gigkeit als Menschenrecht muss von uns organisiert wer-
den.

Dazu will ich – Sie wissen: Reisen bildet – aus den Erfah-
rungen der Reise nach Tunesien und Palermo berichten.
Ich habe in Palermo den Bürgermeister Leoluca Orlando
kennengelernt, der mit der Charta von Palermo für die
Freizügigkeit der Menschen plädiert. Wir waren erstaunt,
wie es in Palermo – sicherlich keine reiche Stadt – gelingt,
die Integration von Geflüchteten aus aller Welt zu organi-
sieren.

Leoluca Orlando berichtete von seinem Kampf gegen die
Mafia. Die jährlichen Mordraten durch die Cosa Nostra
sind in Palermo von 250 auf null gesunken. Die Stadt hat
der Mafia die Wohnungen, die Infrastruktur, alle Bereiche
der Daseinsvorsorge wie Wasser, Strom, öffentlichen Nah-
verkehr und Bildung abgenommen und in eigene kommu-
nale Verwaltung übernommen. Vom Kampf gegen die Ma-
fia kann man lernen.

In diesem Sinne muss Hessen seinen Beitrag leisten, so-
dass die Würde des Menschen unantastbar ist – die Würde
aller Menschen und überall. Wir wollen mit allen zusam-
menarbeiten, denen Gerechtigkeit, Demokratie und Frieden
am Herzen liegen, die gegen Rassismus und Fremden-
feindlichkeit aufstehen wie am letzten Wochenende in
Weinheim gegen die NPD und in Mainz gegen die AfD.
Denn Faschismus ist keine Meinung, sondern ein Verbre-
chen.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Mürvet Öz-
türk (fraktionslos))

Sicher, die Aufgaben sind nicht von heute auf morgen zu
bewältigen, aber heute muss damit begonnen werden. Wir
als LINKE-Fraktion halten es für erforderlich, folgende
Maßnahmen sofort zu ergreifen:

Wir fordern, ein Landeszukunftsprogramm aufzulegen, mit
dem Bildung, Gesundheit, Pflege und andere soziale
Dienstleistungen sowie öffentliche Infrastruktur für alle
ausgebaut, Arbeitsplätze geschaffen und die Kommunen fi-
nanziell unterstützt werden. Das 500-Millionen-€-Pro-
gramm der Landesregierung, von dem wir immer noch
nicht genau wissen, wie es konkret im Haushalt erscheinen
wird, kann da nur ein Anfang sein. Der Staat muss wieder
handlungsfähig werden.

Es muss zusätzlich mehr Geld für Personal in der Arbeits-
vermittlung und Leistungsgewährung zur Verfügung ge-
stellt werden.

Ab sofort müssen in Hessen jährlich 10.000 Sozialwoh-
nungen gebaut werden. Dafür müssen wir mindesten 430
Millionen € einstellen, und dies nicht nur als Kredit.
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Das Kooperationsverbot in der Bildungspolitik ist aufzuhe-
ben, damit auch der Bund direkt in die schulische Bildung
sowie in die Ausbildung von Lehrenden und Erziehenden
investieren und gemeinsam mit den Ländern die Substanz
des Bildungssystems erhalten und verbessern kann.

Die Vermögensteuer muss wieder eingeführt werden, Ka-
pitalerträge sind höher zu besteuern, und die Erbschaftsteu-
er muss reformiert werden.

Die Flüchtlingsaufnahme sollte so organisiert werden, um
einheitliche Standards und Verfahren durchzusetzen, wie
sie die Liga der Wohlfahrtsverbände vorgeschlagen hat.
Kernelement muss die Übernahme aller Unterbringungs-
und Versorgungskosten für die Dauer des Asylverfahrens
und für eine Übergangszeit nach einer Anerkennung sein.
Wir brauchen effektive Maßnahmen zur Beschleunigung
der Asylverfahren, um die Integration von Beginn an zu
gewähren, statt Flüchtlinge zu entrechten und auf Ab-
schreckung zu setzen. Asylsuchenden muss der schnelle
Zugang zu Sprachkursen ermöglicht werden – dabei sollten
beispielsweise die Vorschläge des Hessischen Volkshoch-
schulverbandes berücksichtigt werden –, und es müssen
Schritte zur frühzeitigen und gezielten Eingliederung in
Arbeit organisiert werden.

Es geschieht Beachtliches. Menschen innerhalb und außer-
halb Europas machen sich zu Tausenden auf den Weg, um
Grenzen zu überwinden und um die Festung Europa infra-
ge zu stellen. Sie alle eint die Hoffnung auf ein besseres
Leben in Würde. Gleichzeitig leisten viele Menschen hier
den Flüchtlingen direkte Hilfe und Unterstützung.

Ich will das Beispiel Frankfurt nennen: In Frankfurt ent-
stand die Gruppe „Welcome Frankfurt“, die die Solidari-
tätsarbeit und die Versammlungen mit den Geflüchteten
koordiniert, um gemeinsam politische Forderungen zu arti-
kulieren. Ebenso setzt sie sich in Frankfurt bereits seit ei-
nem Jahr mit der Initiative „Project Shelter“ für ein selbst
verwaltetes migrantisches Zentrum ein, um sowohl einen
offenen Anlaufpunkt als auch einen ständigen Raum der
Begegnung zu schaffen, und zwar für alle Menschen, die in
Frankfurt ankommen und hier leben wollen.

Auch das ehrenamtliche Bildungsprojekt „Teachers on the
Road“ mit seinen Sprachkursen ist Teil dieser spontanen
und organisierten Solidarität. Unzählige weitere Geschich-
ten ließen sich problemlos anreihen: Geschichten von
Menschen, die Bildungsarbeit zu Flucht und Asyl anbieten,
die sich gegen Abschiebung engagieren oder die sich aktiv
gegen rechte Hetze zur Wehr setzen; Geschichten des All-
täglichen und Beispiele, die oftmals in einem kleinen Rah-
men erfolgen. Doch klein sind sie nicht, weil sie vermeint-
lich unwichtig wären, sondern weil sie selbstverständlich
und damit unsichtbar für die Öffentlichkeit verstanden und
gelebt werden.

Trotz alledem bleibt noch einiges zu tun. Wir dürfen uns
nicht an die prekäre Unterbringung der Flüchtlinge in den
Sammelunterkünften gewöhnen: Turnhallen bleiben belegt
– oftmals gar überfüllt –, obwohl es in Frankfurt Millionen
Quadratmeter leere Büroflächen und über 40.000 verfügba-
re Hotelbetten gibt. Zeitgleich ist Frankfurt ein globales
Drehkreuz.

Mit Klagen über die angebliche Überlastung zielt die Poli-
tik auf eine verstärkte Abschottung nach außen und eine
Spaltung der engagierten Bevölkerungsteile: Die Asyl-
rechtsverschärfung wird im Eiltempo umgesetzt; im Na-
men der „Sicherung der Außengrenzen“ werden billigend

Menschenrechtsverletzungen in Kauf genommen; neue
kommunale Sparpakete sind bereits geplant, um die Armen
mit den Ärmsten in Konkurrenz zu setzen; die dramatische
Zunahme von Brandanschlägen gegen Asylunterkünfte,
Angriffe auf Politikerinnen und Politiker, auch an unserem
Büro in Offenbach in den letzten Tagen sichtbar, und der
Zuwachs von AfD, PEGIDA und Co. markieren eine be-
drohliche Verschiebung des Rassismus in unserem Land.
Rassismus wird als „Angst“ verschleiert.

Wir müssen mutig unser Land sozial modernisieren und
ausbauen, damit es endlich wieder handlungsfähig wird.
Wohnungsbau, Bildung, Rente, Sozialsysteme, ÖPNV, In-
frastruktur, Integration – alle Versäumnisse der vergange-
nen Jahre drängen jetzt angesichts der Geflüchteten im
Land umso mehr. Ein Einwanderungsland kann sich erst
recht keinen kaputten Staat leisten.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Mürvet Öz-
türk (fraktionslos))

Auch im kommenden Jahr werden die Beamtinnen und Be-
amten in Hessen länger arbeiten als in allen anderen Bun-
desländern. Die Reduzierung der Arbeitszeit geht hier nur
sehr, sehr langsam voran. Im Übrigen passt eine Reduzie-
rung der Arbeitszeit bei den Beamtinnen und Beamten
nicht mit einem Stellenabbau im öffentlichen Dienst zu-
sammen. Entweder sinkt die Arbeitsbelastung für die Ein-
zelnen, indem man mehr Stellen schafft – dann kann man
auch die Arbeitszeit reduzieren –, oder die Arbeitsbelas-
tung steigt, weil man Stellen streicht, um Ausgaben zu kür-
zen. Dann macht sich das in Arbeitsverdichtung, Überstun-
den und höheren Krankenständen bemerkbar.

Allein im aktuellen Haushalt werden zusätzlich 350 Stellen
gestrichen. Ich beziehe mich auf den vorgelegten Haus-
haltsentwurf, den wir hier zu interpretieren haben. Die an-
deren Stellen, was das 500-Millionen-€-Programm angeht,
sind noch gar nicht in Haushaltspositionen eingeflossen.
Der Sozialabbau geht mit Schwarz-Grün in unverminderter
Härte weiter. Der Politikwechsel, für den die GRÜNEN
angetreten sind, findet nicht statt. Statt Hessen zu verän-
dern, verändern sich die GRÜNEN. Das Beispiel der Per-
sonalaufstockung im Verfassungsschutz, einer völlig unnö-
tigen Behörde, zeugt davon.

Beim Personalabbau im öffentlichen Dienst ist besonders
ein Bereich betroffen, der dann doch überrascht. Immerhin
wird uns hier immer wieder der Eindruck vermittelt, es ge-
he bei den Kürzungen im öffentlichen Dienst darum, Kos-
ten zu sparen, um die Schulden, die wir den nachfolgenden
Generationen hinterlassen, nicht in untragbare Höhe zu
treiben. Aber was hier tatsächlich passiert, ist nicht im Sin-
ne junger Menschen – ganz im Gegenteil: Nach dem aktu-
ellen Entwurf reduziert die Landesregierung die Zahl der
Ausbildungsstellen um 138. Das sind fast 8 % aller Stellen
für Auszubildende. Das ist die Folge der Schuldenbremse –
die nachfolgenden Generationen bekommen keine Ausbil-
dungsstellen mehr im öffentlichen Dienst. Diese Art Gene-
rationengerechtigkeit lehnen wir entschieden ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen mehr Ausbildungsstellen auch im öffentli-
chen Dienst, allein um die Überalterung des Personalbe-
stands zu verhindern, aber auch und vor allem um jungen
Menschen eine Chance zu geben, auf sicheren, gut bezahl-
ten Arbeitsplätzen sinnvolle Arbeit für unsere Gesellschaft
zu leisten.
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Doch mit der Streichung von Stellen ist es noch nicht ge-
nug. Darüber hinaus müssen die Beamtinnen und Beamten
in Hessen weitere Sonderopfer erbringen. So werden sie
mittlerweile vollständig von der allgemeinen Lohnentwick-
lung abgekoppelt. Nach einer Nullrunde im laufenden Jahr
wird es auch im nächsten Jahr keine Übernahme des Tarif-
abschlusses im öffentlichen Dienst für die Beamtinnen und
Beamten geben. Wieder werden die Beamtinnen und Be-
amten also schlechter gestellt als die Angestellten. Man
darf gespannt sein, ob diese Entscheidung einer verfas-
sungsrechtlichen Prüfung standhalten wird – der Blick
nach Nordrhein-Westfalen dürfte da gewisse Hinweise ge-
ben.

Die Beamtinnen und Beamten in Hessen erfahren unter
dieser Landesregierung am eigenen Leib, was der Fetisch
der schwarzen Null bedeutet. Die Schuldenbremse heißt
weniger Realeinkommen, weniger Beschäftigte und höhere
Arbeitsbelastung im öffentlichen Dienst.

Noch frappierender ist die Situation aber bei den Investiti-
onen. Hier zeigt sich, wie irre der Plan ist, die Einnahmen
und Ausgaben des Landes ohne zusätzliche Einnahmen aus
einer Vermögensteuer ausgleichen zu wollen. So sieht die-
se Landesregierung eine Reduzierung der Ausgaben für die
Investitionen bis ins Jahr 2019 vor, die wirklich bemer-
kenswerte Ausmaße hat. Im Vergleich zu 2013 wollen Sie
2019 satte 22 % weniger investieren. Angesichts einer zu-
nehmend verrottenden Infrastruktur kann einem dabei nur
angst und bange werden, wie das Land aussehen soll, das
die Apologeten der schwarzen Null unseren Kindern und
Enkeln hinterlassen wollen. Daran ändert auch das Kom-
munalinvestitionsprogramm wenig.

In unserem Land wird die Infrastruktur auf Verschleiß ge-
fahren. Wo heute nur der Putz bröckelt, da krachen morgen
schon die Balken. Weil das immer so lustig klingt, habe
ich Ihnen ein Bild mitgebracht. In der vergangenen Woche
hat der Haushaltsausschuss wieder einmal über den Ver-
kauf eines Gebäudes entschieden. Üblicherweise bekom-
men wir als Abgeordnete ein Exposé zu dem jeweiligen
Objekt. Was wir hier gesehen haben, hat mir wirklich die
Sprache verschlagen.

(Der Redner hält ein Bild hoch.)

Dieses Gebäude in Wiesbaden wurde noch bis letztes Jahr
genutzt. Diese Bruchbude hat nicht jahrzehntelang leer ge-
standen. Nein, dieses Gebäude, an dem nicht nur der Putz
bröckelt, sondern an dem mittlerweile Sicherungsmaßnah-
men getroffen worden sind, damit nicht größere Teile auf
die Straße fallen, wurde genutzt und vom Land verfallen
gelassen. Statt hier den Wertverfall durch regelmäßige In-
standhaltungen, sprich: Investitionen, zu verhindern, ste-
hen wir nun vor einer Bauruine, deren Verkauf uns von der
Landesregierung als alternativlos hingestellt wird, weil die
jetzt notwendigen Investitionen zu hoch seien.

Das sind die Folgen der Schuldenbremse: der Verfall und
anschließende Ausverkauf öffentlichen Eigentums, damit
private Investoren ein gutes Geschäft machen können. So,
wie dieses Haus aussieht, wird es, wenn wir nicht endlich
wieder anfangen, an vielen Stellen zu investieren, in die-
sem Land aussehen.

Meine Damen und Herren, Arbeit ist der Schlüssel zur
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Arbeitslosigkeit ist
in der Regel mit Armut und Ausgrenzung verbunden. Auch
wenn derzeit Fragen der Unterbringung der Flüchtlinge so-
wie die Bekämpfung von Fluchtursachen im Vordergrund

stehen, müssen wir die Weichen für eine gleichberechtigte
Teilhabe am Erwerbsleben für Flüchtlinge jetzt stellen.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Mürvet Öz-
türk (fraktionslos))

Denn nichts ist zynischer, als die Integration von Men-
schen einzufordern, denen man gleichzeitig den Zugang zu
Arbeits- und Ausbildungsplätzen verweigert.

Wir als LINKE setzen uns für eine Wende in der Arbeits-
marktpolitik im Interesse aller Erwerbslosen ein. Die Mit-
tel für Arbeitsförderung sowie für Sprach- und Integrati-
onskurse müssen deutlich aufgestockt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Nötig ist daher als erster Schritt ein sofortiges Investitions-
programm, mit dem soziale Dienstleistungen und die öf-
fentliche Infrastruktur für alle ausgebaut werden. Ar-
beitsplätze müssen geschaffen und die Kommunen finanzi-
ell unterstützt werden. Das wäre ein wirkliches Konjunk-
turprogramm für Hessen.

Mittelfristig ist ein vielfach größeres Zukunftsinvestitions-
programm nötig, das maßgeblich über die Wiedereinfüh-
rung einer Vermögensteuer zu finanzieren ist. Allein die in
Deutschland ansässigen Millionäre besitzen ein Vermögen
von gut 2,5 Billionen €, die zehn reichsten Familien kassie-
ren zusammen Dividenden in Höhe von 2,4 Milliarden €
im Jahr. Den Luxus, dieses Vermögen nicht angemessen
zu besteuern, können wir uns nicht länger leisten. Nur mit
einer umfassenden sozial- und wirtschaftspolitischen Wen-
de für alle hier lebenden Menschen kann die gesellschaftli-
che Teilhabe und Mitgestaltung an der Wertschöpfung ga-
rantiert werden.

Verarmende und Arme ziehen sich immer mehr zurück,
schon deshalb, weil die Teilhabe am öffentlichen gesell-
schaftlichen Leben auch Geld kostet. Sie steigen auch nicht
auf die Barrikaden, weil sie ganz andere Sorgen haben, et-
wa die, wie sie am 20. des Monats noch etwas Warmes auf
den Tisch bekommen. Die soziale Spaltung vertieft sich
zusehend, und wir kommen in einen Teufelskreis, der uns,
wenn wir nicht aufpassen, auch eine Brutalisierung unserer
Gesellschaft bringen wird, mit mehr Drogensucht, Alkoho-
lismus, Kriminalität auf den Straßen und vielem anderen
mehr.

Während sich das private Nettovermögen allein zwischen
2007 und 2012 um 1,4 Billionen € erhöht hat, ist das Net-
tovermögen des Staats in den letzten beiden Jahrzehnten
um mehr als 800 Milliarden € gesunken. Entsprechend sind
die Auswirkungen: Es wird verkündet, man müsse „den
Gürtel enger schnallen“. Nur Reiche können sich einen ar-
men Staat leisten. Dieser Haushalt, wie er uns heute zur
Beratung vorliegt, ist kein Signal für eine gerechte Politik.

Ich hoffe, die Geflüchteten helfen uns, einen wirklichen
Politikwechsel zu einer sozial gerechteren Gesellschaft
einzuleiten. Der bisher vorliegende Haushalt ist eher ein
Hindernis auf diesem Weg. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Mürvet Öz-
türk (fraktionslos))

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr van Ooyen. – Meine Damen und Herren,
nachträglich teile ich Ihnen mit, dass den Oppositionsfrak-

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 57. Sitzung · 24. November 2015 3963



tionen nach der Rede des Ministerpräsidenten vier Minuten
Redezeit zugewachsen sind.

Als Nächstem erteile ich für die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN ihrem Fraktionsvorsitzenden, Herrn Wag-
ner, das Wort.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist immer et-
was undankbar, nach den Ausflügen in den real existieren-
den demokratischen Sozialismus der LINKEN das Wort zu
ergreifen. Ich will es aber natürlich gerne tun.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Zuruf des Abg. Thorsten Schäfer-Güm-
bel (SPD))

Ich will ein bisschen mehr auf die wirklichen Probleme in
unserem Land eingehen. Das Thema Flüchtlinge überlagert
in diesen Tagen alles. Die Flüchtlingskrise fordert uns,
aber sie weitet auch unseren Blick. Sie weitet unseren
Blick, weil sie uns im Hessischen Landtag klarmacht, dass
es neben all den kleinen und großen Problemen, Aufgaben,
Herausforderungen und Beschwernissen auf dieser Welt
noch viel größere Herausforderungen gibt. Sie macht uns
deutlich, dass es auf unserer Welt Menschen gibt, die in ih-
rer Heimat alles verloren haben, die in ihrer Heimat ver-
folgt werden, deren Leben bedroht ist und die zu uns kom-
men und hier Schutz und eine neue Heimat suchen. Dieser
großen Herausforderung und diesen Menschen wollen wir
in Hessen mit dem Landeshaushalt 2016 gerecht werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir stellen uns mit dem Landeshaushalt und mit dem Akti-
onsplan zur Integration von Flüchtlingen und Bewahrung
des gesellschaftlichen Zusammenhalts dieser großen Her-
ausforderung. Gleichzeitig vernachlässigen wir mit diesem
Haushalt aber auch nicht all die anderen Probleme, die es
in unserem Bundesland gibt, auf die die Menschen zu
Recht Antworten von uns erwarten.

Diese Regierungskoalition gibt auf beides eine Antwort,
auf die aktuellen Herausforderungen der Flüchtlingskrise,
und gleichzeitig setzt sie konsequent das um, was wir uns
in unserem Koalitionsvertrag für die Menschen in unserem
Land vorgenommen haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Es geht also nicht darum, die einen gegen die anderen aus-
zuspielen, die neue Aufgabe zu bewältigen und die anderen
Aufgaben hinten liegen zu lassen. Wir sagen: Wir küm-
mern uns um alle. Wir kümmern uns um die Menschen, die
schon in Hessen sind, und wir kümmern uns um die Men-
schen, die zu uns nach Hessen kommen und Hessinnen und
Hessen werden wollen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ich möchte mit dem Aktionsplan, den die Landesregierung
vorgestellt hat, beginnen. In der aktuellen Debatte fragen
sich viele Menschen, und es ist in politischen Diskussionen
immer wieder zu hören: Können wir das schaffen? Wie
kann die Integration der Menschen gelingen? – Die viel ge-

stellte Frage an die Frau Bundeskanzlerin lautet: Gibt es
einen Plan?

Meine Damen und Herren, wir in Hessen geben auf all die-
se Fragen eine klare Antwort: Wir können es schaffen, wir
wollen es schaffen, und wir haben einen klaren Plan, den
Aktionsplan zur Integration von Flüchtlingen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir geben noch eine klare Antwort an all diejenigen, die
glauben, sie könnten auf dem Rücken der Flüchtlinge, der
Menschen, die alles verloren haben, ihr braunes Süppchen
kochen, ihre braune Ideologie verbreiten: Dafür ist in Hes-
sen kein Platz. Dieser Hessische Landtag macht das jedes
Mal aufs Neue deutlich: Diese Rattenfänger haben in unse-
rem Land keinen Platz.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

In dieser Debatte hat auch die pauschale Diffamierung ei-
ner Religion nichts zu suchen. Die Menschen, die zu uns
kommen, sind gläubig, oder sie sind es nicht. Sie sind
Christen, oder sie sind es nicht. Sie sind überwiegend Mus-
lime, ja. Sie sind aber so, wie wir alle, die wir glauben oder
nicht glauben. Sie sind nicht radikal, sie sind keine Extre-
misten. Sie glauben an Gott und finden Halt in ihrer Religi-
on. Das sollten wir ernst nehmen.

Wir sollten gemeinsam mit den Menschen, die zu uns
kommen, eine ganz klare Trennlinie ziehen zwischen Islam
auf der einen und Extremismus auf der anderen Seite. Den
Leuten, die den Islam pervertieren und ihn für ihre Zwecke
missbrauchen, sollten wir sagen: Ihr habt gar nichts mit
dem Islam zu tun. Ihr habt nichts mit Religion zu tun. Ihr
seid einfach feige Barbaren und Mörder und Terroristen. –
Das ist die klare Trennlinie, die wir ziehen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie der Abg. Mürvet Öztürk (fraktions-
los))

Mit dem Aktionsplan beschreiben wir die Herausforderun-
gen, die vor uns liegen, konsequent aus der Sicht der
Flüchtlinge. Wir fragen: Was brauchen diese Menschen,
die zu uns kommen, die eine neue Heimat wollen? Wie
können wir diese Menschen bei uns in Hessen integrieren?
Wir tun das, weil wir diesen Menschen helfen wollen, ih-
nen eine neue Perspektive geben wollen.

Wir machen das aber auch, weil wir wissen, wie bedeut-
sam Integration für das Zusammenleben von allen in unse-
rer Gesellschaft ist. Wir wollen eben nicht die Fehler mit
der sogenannten Gastarbeitergeneration in den Sechziger-
und Siebzigerjahren wiederholen. Da kamen schon einmal
sehr viele Menschen zu uns, die viel für unser Land geleis-
tet haben. Wir haben damals aber nicht die Antwort auf die
Frage gegeben: Wie fördern wir den Spracherwerb dieser
Menschen? Wie bekommen wir es hin, dass sie Teil dieser
Gesellschaft sind, dass sie mitwirken? – Aus diesen Feh-
lern haben wir gelernt und haben diesen Aktionsplan vor-
gelegt.

Ich glaube, mit den Maßnahmen, die wir darin beschrieben
haben, können wir sehr selbstbewusst sagen, wenn wir in
zehn oder 20 Jahren darauf zurückblicken, wie es damals
mit der Integration gelungen ist: Wir haben diesen Men-
schen eine Antwort gegeben, wie sie Bürgerinnen und Bür-
ger Hessens werden können.
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(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir gehen systematisch alle Bereiche durch. Da, wo die
Menschen bei uns in Hessen ankommen, in der Erstaufnah-
me, wollen wir uns um sie kümmern. Dort wollen wir ih-
nen Angebote machen. Essen, Trinken, Unterkunft, aber
natürlich auch soziale und psychologische Betreuung, weil
die Menschen, die hierher kommen, im wahrsten Sinne des
Wortes ein Päckchen mit sich gebracht haben mit den Tau-
senden Kilometern, die sie hierher geflohen sind.

Wir wollen den vielen ehrenamtlichen Helferinnen und
Helfern in den Erstaufnahmeeinrichtungen und in den
Kommunen ein klares Signal geben: Wir sehen euch, wir
sehen euer Engagement, wir danken euch für euer Engage-
ment, aber wir helfen euch auch. Denn das Ehrenamt
braucht immer auch das Hauptamt, es braucht immer auch
eine Unterstützung. Deshalb fördern wir diese Strukturen,
weil wir den Menschen Danke sagen, einmal in Worten,
aber auch in Taten, indem wir sie mit Beträgen für die
wichtige Arbeit unterstützen, die sie leisten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir unterstützen unsere Kommunen, nach der Erstaufnah-
me die dauerhafte Integration, die dauerhafte Unterbrin-
gung der Flüchtlinge hinzubekommen. Damit diese Men-
schen hier eine Perspektive haben, damit sie sich zurecht-
finden können, ist Sprache das A und O. Auch hier hat der
Aktionsplan einen systematischen Ansatz. Wir fangen
schon in der Erstaufnahme an, die Flüchtlinge zu fördern,
und wir machen dann konsequent weiter: in unseren Kin-
dertagesstätten, in der Schule, bei den Ausbildungspro-
grammen. 40 Millionen € allein für den schulischen Spra-
cherwerb – das kann sich wirklich sehen lassen. Wir in
Hessen wollen diese Aufgabe gut machen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir passen die Arbeitsmarktprogramme an. Ja, da sind
auch andere in der Pflicht. Sie sind vor allem in der Pflicht:
die Bundesagentur für Arbeit und das Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge. Aber da, wo wir in Hessen helfen
können, wo es Lücken in diesen Programmen gibt, wo un-
sere bestehenden Programme ausgeweitet werden können,
da werden wir das tun, damit die Menschen sich in den Ar-
beitsmarkt integrieren können.

Sicherheit und Justiz, auch da müssen wir natürlich stärke-
re Anstrengungen unternehmen. Da kann man es wie DIE
LINKE machen, platt dagegen zu polemisieren, dass die
Stellenzahl im Verfassungsschutz aufgestockt wird. Ich
frage Sie: Was glauben Sie, wer die Sicherheitsüberprü-
fung für die Menschen macht, die die Flüchtlingscamps be-
wachen? Platte Sprüche helfen niemandem in dieser De-
batte.

(Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Meine Damen und Herren, die Menschen, die zu uns kom-
men, fragen: Wann haben wir ein festes Dach über dem
Kopf? – Wir müssen unsere Anstrengungen im Wohnungs-
bau ausweiten. Wir müssen sie nicht neu erfinden. Da gibt
es sehr viele Ansätze, die wir schon haben. Aber wir wei-
ten diese Programme aus und können die Aussage machen:
Wir wollen 10.000 neue Wohnungen für 30.000 Menschen
schaffen. Auch das ist ein riesiger Kraftakt, den wir hier in
Hessen schultern.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir wollen uns auch um die Gesundheitsversorgung dieser
Menschen kümmern, indem wir einmal die Gesundheits-
karte Schritt für Schritt auf den Weg bringen, damit der
Zugang zum Arzt unbürokratischer wird, damit wir dieses
komplizierte Verfahren, das wir derzeit haben, überwin-
den. Es geht aber auch um die Strukturen, die wir den
Flüchtlingen anbieten. Viele Flüchtlinge haben auf dem
Weg zu uns und in ihren Heimatländern viel Schlimmes er-
lebt. Einige sind traumatisiert, und wenn wir ihnen nicht
helfen, werden sie aus dieser Traumatisierung nicht her-
ausfinden. Deshalb gehen wir mit unserem Aktionsplan
mit mehr Geld, mit zusätzlichen Stellen genau in diese
Strukturen, in die Institutionen in unserem Land, die sich
um traumatisierte Flüchtlinge kümmern, die sich um allei-
ne geflohene Frauen kümmern, die sich um Opfer von se-
xueller Gewalt kümmern; denn wir wissen, dass diese
Menschen unseren ganz besonderen Schutz und unsere
ganz besondere Zuwendung brauchen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Über 2.000 Stellen für den Aktionsplan, insgesamt über
1 Milliarde € im Landeshaushalt 2016, und es freut mich –
das sei mir gestattet – ganz besonders, dass uns als Teil der
Finanzierung dessen, was wir da machen, auch die Mittel
aus dem Betreuungsgeld zur Verfügung stehen. Horst See-
hofer und die CSU tun sich oft sehr unglücklich hervor,
was die Flüchtlinge angeht. Dass uns jetzt ausgerechnet
das Betreuungsgeld der CSU und die Umwandlung des Be-
treuungsgeldes der CSU hilft, diese Aufgabe zu bewälti-
gen, das zeigt mir: Es gibt Gerechtigkeit in der Politik.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Günter Rudolph
(SPD): Da müssen noch ein paar andere Sachen hin-
zukommen! Das reicht nicht!)

Meine Damen und Herren, als Vorsitzender der GRÜNEN
im Hessischen Landtag bin ich auch sehr stolz darauf, dass
wir in Hessen ein solches Programm auf den Weg bringen.
Es wird oft gefragt, wie CDU und GRÜNE ausgerechnet
beim Thema Asyl und ausgerechnet beim Thema Flücht-
linge zusammenarbeiten. Ja, es gibt auch Differenzen auf
Bundesebene, die wir in den Asylkompromissen im Bun-
desrat aufzulösen haben, gemeinsam mit den Kolleginnen
und Kollegen der SPD, die in der Großen Koalition Ver-
antwortung tragen.

Aber hier in Hessen zeigen wir, dass wir den Menschen,
die hier sind, gerecht werden wollen, dass wir die Men-
schen unterstützen wollen und dass wir keine parteipoliti-
schen Debatten auf dem Rücken dieser Menschen führen.
Deshalb bin ich sehr stolz und sehr froh, dass Hessen eines
der Länder ist, das sich um diese Aufgabe bundesweit bei-
spielhaft kümmert.

(Lebhafter Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der CDU)

Ich möchte mich ausdrücklich bei den Kolleginnen und
Kollegen der SPD für die sehr konstruktiven Beratungen
zu diesem Thema bedanken, die wir in den letzten Wochen
geführt haben, und auch für die sehr sachliche und an The-
men orientierte Debatte. Ich habe schon gesagt: Das The-
ma eignet sich nicht für den parteipolitischen Streit. Da
sind wir alle in der Verantwortung. Die Sozialdemokratie
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im Hessischen Landtag nimmt diese Verantwortung wahr,
sehr im Gegensatz zu anderen Oppositionen in anderen
Ländern. Ich führe das jetzt lieber nicht näher auf, aber ich
brauche nur nach Mainz zu schauen.

Wir GRÜNE nehmen auf Bundesebene, wo wir in der Op-
position sind, auch die Verantwortung wahr, wenn es dar-
um geht, zwischen Bundesrat und Bundestag zu verhan-
deln, wie wir der Aufgabe gerecht werden. Ich glaube, dass
die Gemeinsamkeit der demokratischen Kräfte bei diesem
Thema ein Wert an sich ist. Denn das Allerletzte, das die
Menschen wollen, die sich engagieren, das Allerletzte, mit
dem wir auf die Hilfsbereitschaft der Menschen antworten
sollten, wäre der übliche kleinkarierte parteipolitische
Streit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Meine Damen und Herren, ich hatte es gesagt: Die Flücht-
lingskrise weitet unseren Blick. Deshalb möchte ich, bevor
ich auf die anderen Bereiche des Landeshaushalts komme,
ein bisschen grundsätzlicher herleiten, warum wir all die
anderen Sachen im Landeshaushalt machen, was uns leitet,
was unsere Werte sind und was unser Blick auf die Proble-
me in unserem Land, in Deutschland und in der Welt ist.

Wir alle leben in der einen Welt. Das macht uns die
Flüchtlingskrise klar. Wir merken, dass die Probleme in
dieser einen Welt immer auch unsere Probleme sind. Es
wird sehr deutlich, dass diese Probleme, wenn wir sie nicht
lösen, zu Katastrophen und zu Krisen werden können.

Das gilt für die Flüchtlingskrise. Das erleben wir bei der
Flüchtlingskrise. Aber das gilt auch für die anderen großen
Herausforderungen unserer Zeit. Das gilt für die Energie-
wende und für die Frage, wie wir die Energieversorgung in
Hessen, in Deutschland, aber auch in der Welt organisie-
ren. Das gilt auch für die große Herausforderung des Kli-
mawandels. Wie schaffen wir es, unser Klima im Griff zu
behalten und dafür zu sorgen, dass die Erde nicht zum
Treibhaus wird? Denn wenn sie zum Treibhaus wird, dann
werden sich noch viel mehr Menschen auf die Flucht bege-
ben, weil sie in ihren Ländern nicht mehr leben können.

Das gilt selbstverständlich auch für das Thema Landwirt-
schaft und die Frage, wie wir national, aber auch in einem
globalen Maßstab unsere Lebensmittel produzieren. Das
gilt auch für die Art, wie wir wirtschaften, und die Frage,
ob es wirklich dauerhaft so funktioniert, mehr Ressourcen
zu verbrauchen, als dieser Planet zur Verfügung stellen
kann. Es gilt nicht zuletzt auch für die ungleiche Vertei-
lung von Armut und Reichtum. Das alles sind globale The-
men, das sind nationale Themen, aber es sind natürlich
auch Themen, die uns in Hessen beschäftigen und worauf
wir hier in Hessen unsere Antwort geben wollen. Wir müs-
sen global denken, um lokal richtig zu handeln. Wir müs-
sen die großen Zusammenhänge sehen, um dann hier in
Hessen die richtigen Schlüsse zu ziehen.

Eben weil wir global denken und in Hessen global handeln
wollen, wollen wir die Energiewende in Hessen auf den
Weg bringen und dezentrale umweltverträgliche Energie-
versorgung schaffen. Wir wollen unser Klima schonen und
von Hessen aus unseren Beitrag zur Erreichung unserer
Klimaschutzziele leisten. Wir wollen unseren heimischen
Bäuerinnen und Bauern mit der Art, wie sie arbeiten, eine
Perspektive geben, und wir wollen, dass sie nicht Opfer der
weltweiten Agrarindustrie werden. Wir wollen zeigen, dass
Ökologie und Ökonomie eben kein Widerspruch sind, son-

dern dass wir sie zusammenführen können innerhalb des-
sen, was wir hier von Hessen aus bearbeiten können. Und
wir wollen, dass es in unserem Land gerechter zugeht, dass
alle ihre Chancen haben und dass sich alle entfalten kön-
nen. Das gilt für Hessen, aber es gilt auch in einem globa-
len Maßstab.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir wollen unser Land verändern. Wir wissen aber auch,
dass wir die Menschen mitnehmen müssen und dass wir
die Menschen bei diesem Projekt nicht überfordern dürfen.
Deshalb gilt für Hessen und für die Regierungskoalition,
dass Sicherheit und Veränderung zusammengehören, Ver-
lässlichkeit und Perspektiven, Tradition und Moderne oder,
ganz kurz zusammengefasst, Schwarz und Grün. Diese Be-
griffspaare passen zusammen, und das ist es, was die Ar-
beit dieser Koalition auszeichnet. Wir bauen auf dem auf,
was es gibt, aber wir wollen es auch nach vorne tragen und
weiterentwickeln.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das will ich Ihnen sehr konkret zeigen. Denn im Gegen-
satz zu dem Gesinnungsvortrag des Kollegen Willi van
Ooyen belassen wir es nicht bei der Beschreibung, wie die
Welt sein sollte, sondern wir beschreiben auch, wie wir zu
dieser Welt, die wir haben wollen, tatsächlich hinkommen.

(Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Da ist meine erste Feststellung: Mit diesem Haushalt
nimmt die Energiewende in Hessen Fahrt auf. Wir kom-
men in Hessen endlich mit dieser Energiewende voran. 110
neue Windräder seit Amtsantritt dieser Koalition, 470
Windräder im Genehmigungsverfahren. Wir arbeiten in-
tensiv daran, dass wir in den Regionalplänen die Vorrang-
flächen für die Windkraft tatsächlich ausweiten. Wir erle-
ben allen Unkenrufen der FDP zum Trotz eine riesige Un-
terstützung durch die Bevölkerung bei diesem Projekt.
82 % der Hessinnen und Hessen sagen, sie wollen die
Energiewende. 71 % der Menschen sagen: Für die Energie-
wende finden wir es auch in Ordnung, wenn in der Nach-
barschaft ein Windrad steht.

(Zuruf von der FDP: 5 km!)

Jetzt kommt der vielleicht bemerkenswerteste Wert: Von
denjenigen, die schon ein Windrad in der Nachbarschaft
haben, sagen sogar 75 %, dass sie dafür die Energiewende
in Ordnung finden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wir belassen es nicht bei den erneuerbaren Energien, son-
dern wir bringen auch ein Programm zur Förderung der
Energieeffizienz auf den Weg. Denn das Beste ist natürlich
der Strom, der gar nicht erst verbraucht wird. Deshalb set-
zen wir auch da mit einem konsequenten Förderprogramm
an, das kleine und mittlere Unternehmen fördert, das aber
auch unsere Kommunen dabei unterstützt, ihre Energieeffi-
zienzpotenziale tatsächlich zu heben.

Zweitens. Hessen wird grüner. Das zeigt niemand besser
als die grüne Umweltministerin. Mit der grünen Umwelt-
ministerin haben Umwelt-, Natur- und Klimaschutz eine
neue Bedeutung in Hessen bekommen.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))
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– Dass da Kollege Rentsch dazwischenruft, zeigt genau,
dass wir auf dem richtigen Weg sind.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Denn, Herr Kollege Rentsch, wenn es Ihnen wehtut, wird
es grüner. Genau das wollen wir.

(Florian Rentsch (FDP): Das Gefühl haben wir
auch!)

Gerade gestern sind wir wieder einen guten Schritt weiter-
gekommen. Das Kabinett hat gestern die Klimaschutzziele
für Hessen vereinbart. Da haben wir nicht nur das abstrakte
Ziel benannt, dass wir bis 2050 in Hessen klimaneutral
sein wollen, sondern wir haben eben auch konkrete Schrit-
te für die Jahre 2020 und 2025 genannt. Daran werden wir
arbeiten und das weiter fortsetzen.

Aber wir wissen auch, Umweltpolitik ist nicht nur Klima-
schutzpolitik, sondern wir kümmern uns auch um den
Wald. Wir haben das beim Waldgesetz auf den Weg ge-
bracht. Wir zertifizieren Schritt für Schritt den Staatsforst
nach den FSC-Regeln, und wir haben jetzt im Landeshaus-
halt ein weiteres Programm auf den Weg gebracht, um
auch die Waldbestände im Hessischen Ried zu sanieren.
Auch das alles gehört dazu, wenn Hessen grüner wird.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Es gehört auch dazu, dass wir uns um den Tierschutz küm-
mern. Deshalb gibt es jetzt die Tierschutzstiftung, die wir
mit dem Landeshaushalt auf den Weg bringen. Deshalb
gibt es jetzt zwei Tierschutzprofessuren an hessischen
Hochschulen. Deshalb haben wir auch das sogenannte 3-R-
Prinzip, also den vorsichtigen Umgang mit Tierversuchen
in Forschung und Lehre, im Hochschulgesetz verankert.
Das alles sind ganz konkrete Maßnahmen, wie Hessen grü-
ner wird.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Drittens. Die Agrarwende wird in Hessen mit und für die
Bäuerinnen und Bauern gemacht. Uns ist es in Hessen ge-
lungen, dass wir nicht den Streit fortsetzen zwischen kon-
ventioneller und ökologischer Landwirtschaft, sondern
dass sich beide gemeinsam auf den Zukunftspakt für die
Landwirtschaft geeinigt haben. Wir bringen einen Ökoakti-
onsplan auf den Weg. Dieser Ökoaktionsplan trägt Früch-
te: 180 neue Biobauernhöfe, ein Marktstrukturförderpro-
gramm wurde jetzt mit auf den Weg gebracht, wo wir uns
um die Vermarktung regionaler Produkte kümmern, damit
die Landwirtschaft in Hessen Zukunft hat und damit Bäue-
rinnen und Bauern für ihre Arbeit tatsächlich auch einen
fairen Preis für ihre Produkte bekommen. Ganz wichtig ist:
Hessen bleibt dabei gentechnikfrei.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wenn wir über Integration und Zusammenhalt reden, dann
müssen wir über Gerechtigkeit reden. Deshalb ist meine
vierte Feststellung, was diesen Landeshaushalt auszeich-
net: Hessen wird gerechter. 70 Millionen € garantiertes So-
zialbudget jedes Jahr bis zum Ende der Legislaturperiode.
Das sind 70 Millionen €, um sich um die Menschen in un-
serem Land zu kümmern, denen es nicht so gut geht. Das
sind 70 Millionen € für die Menschen, die in einer schwie-
rigen Lebenssituation sind und die Schutz und Unterstüt-

zung brauchen, um wieder auf eigenen Beinen stehen zu
können. Ich glaube, das ist sehr gut investiertes Geld.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Beim Bereich Wohnen habe ich es schon angesprochen.
Da haben wir jetzt nicht mit dem Flüchtlingsthema begon-
nen, und wir wollen auch nicht nur Wohnraum für Flücht-
linge schaffen, sondern für alle. Das wird neben den Inves-
titionen in den Wohnungsbau auch von weiteren Maßnah-
men begleitet. Das Wohnraumfördergesetz ist geändert
worden, die Mietpreisbremse ist umgesetzt, und wir wer-
den in diesem Plenum die Fehlbelegungsabgabe auf den
Weg bringen.

(Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Hessen wird gerechter – das bedeutet aber auch eine besse-
re Förderung und Unterstützung von Frauen, auch und ge-
rade in der öffentlichen Verwaltung. Deshalb werden wir
in diesem Plenum das neue Gleichberechtigungsgesetz be-
raten, mit dem die Frauenbeauftragten in der öffentlichen
Verwaltung erstmals ein Organklagerecht bekommen, und
mit diesem Instrument wirkungsvoll tatsächlich dafür sor-
gen, dass Frauen ihren Platz in der öffentlichen Verwal-
tung haben, der ihnen schon lange zusteht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

„Hessen wird gerechter“ bedeutet auch einen konsequenten
Einsatz gegen Diskriminierung und einen Einsatz für Inte-
gration. Wir setzen all die Programme mit einem eigenen
Staatssekretär und Beauftragten der Landesregierung um:
das WIR-Programm, mit dem wir uns in den Kommunen
um die Integration kümmern, die Integrationskonferenz
und daraus entstehend der Integrationsplan für Hessen, die
Antidiskriminierungsstelle, die in diesem Jahr ihre Arbeit
aufgenommen hat und im nächsten Jahr ihre Arbeit mit ei-
ner weiteren Stelle ausweiten kann, und der Aktionsplan
für Akzeptanz und Vielfalt, weil Diskriminierung in Hes-
sen keinen Platz hat.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Vizepräsidentin Heike Habermann über-
nimmt den Vorsitz.)

Wenn wir über Gerechtigkeit reden, dann müssen wir über
Bildung reden. Deshalb ist meine fünfte Feststellung, was
diesen Landeshaushalt auszeichnet: Bildung hat in Hessen
Priorität, und zwar in der Kita, der Schule und der Hoch-
schule. Wir wissen: Es ist die entscheidende Gerechtig-
keitsfrage, wie junge Menschen in unserem Land ausgebil-
det werden. Ist es entscheidend, wo die jungen Menschen
herkommen, was ihre soziale Herkunft ist oder was diese
Menschen können? Deshalb müssen wir daran arbeiten,
dass es entscheidend ist, was diese jungen Menschen kön-
nen, und nicht mehr, wo sie herkommen. Deshalb bringen
wir in der Schule zahlreiche und gute Veränderungen auf
den Weg.

Wir bauen den Pakt für den Nachmittag aus, damit im
Grundschulalter die Möglichkeit zu einer frühen Förderung
besteht. Wir verdoppeln die Lehrerzuweisung nach Sozial-
index. Das ist eine Maßnahme – gerade vor dem Hinter-
grund dessen, was jetzt an Flüchtlingsintegration zu leisten
ist –, die man nicht hoch genug einschätzen kann. Wir wol-
len in unserem Land Inklusion umsetzen, damit alle Schü-
lerinnen und Schüler, egal ob sie eine Behinderung haben
oder nicht, gemeinsam in die Schule gehen können und
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nicht mehr auf Förderschulen gehen müssen, wenn ihre El-
tern das nicht ausdrücklich wollen.

Wir kümmern uns schon lange um die Deutschförderung
an unseren Schulen und bauen das weiter aus. Wir haben
vor der Umsetzung des Aktionsplans fast 1.000 Stellen in
genau diese vier Bereiche, die Inklusion, die Deutschförde-
rung, die Lehrerzuweisung nach Sozialindex und den Pakt
für den Nachmittag, bewegt, weil wir wissen, dass diese
1.000 Stellen gut angelegtes Geld für mehr Gerechtigkeit
sind. Deshalb haben wir das gemacht. Wir legen jetzt noch
einmal nach, indem wir allein in den Bereich der Deutsch-
förderung noch einmal bis zu 800 zusätzliche Stellen ge-
ben. In Hessen hat Bildung Priorität.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir machen in den Hochschulen weiter. Wir haben mit
den Hochschulen einen Hochschulpakt geschlossen, den
alle Präsidenten gut finden. Alle, die sich in der Materie
auskennen, wissen: Es war nicht immer so. Mit diesem
Hochschulpakt bekommen die Hochschulen bis zum Jahr
2020 insgesamt 9 Milliarden € – 9 Milliarden € für die 13
Hochschulen in unserem Land und die klare Garantie, dass
wir die Budgets der Hochschulen um 1 % über der Inflati-
on steigern. Das ist der Wunsch des Wissenschaftsbetriebs.
Wir sind das einzige Bundesland in ganz Deutschland, das
diesem Wunsch nachkommt. Bildung hat nämlich bei uns
in Hessen Priorität.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Die Forschungsinitiative LOEWE wird fortgesetzt. Das
Hochschulbauprogramm HEUREKA wird bis zum Jahr
2020 fortgesetzt und die Finanzierung garantiert.

(Zuruf des Abg. Torsten Warnecke (SPD))

Wenn man sehen will, was das auslöst, kann man exempla-
risch nach Offenbach und Frankfurt schauen, wo wir mit
den Neubauten für die Hochschule für Musik und Darstel-
lende Kunst und für die Hochschule für Gestaltung jetzt
einen echten Raum für Stadtentwicklung schaffen und die-
sen beiden Hochschulen eine ganz neue Qualität geben.
Das sind nur zwei Beispiele von vielen, was wir mit HEU-
REKA in den nächsten Jahren auf den Weg bringen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Der sechste Schwerpunkt in diesem Haushalt: Die Wei-
chen für die Verkehrswende in Hessen sind gestellt. Es
gibt 90 Millionen € für den Straßenbau. Weil Herr Kollege
Rentsch gerade so schaut: Das ist so viel wie in dem letz-
ten Jahr Ihrer Amtszeit, auch wenn Sie das immer bestrei-
ten. Aber wir machen eine klare Schwerpunktsetzung und
sagen: Sanierung geht vor Neubau. Wir hören damit auf,
immer neue Prestigeprojekte zu bauen und die bestehende
Infrastruktur zu vernachlässigen. Wir haben diesen Ansatz
hier in Hessen konsequent umgesetzt und eine langjährige
Sanierungsoffensive auf den Weg gebracht, weil wir uns
um die Infrastruktur kümmern und sie in einen ordentli-
chen Zustand versetzten wollen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir kümmern uns um das Thema Flughafen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Ja, das glaube ich
auch!)

Ich möchte an dieser Stelle andere sprechen lassen. Der
Vorsitzende der Fluglärmkommission, Thomas Jühe, wird
in der „Frankfurter Rundschau“ vom 23. November mit
den Worten zitiert: „Ich bin froh, dass ich einen Minister
habe, der an meiner Seite kämpft.“ Meine Damen und Her-
ren, genau so ist es.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE
LINKE))

Wir haben auch die anderen Verkehrsträger. Weil Herr
Rentsch gerade wieder schaut: Auch das ist ein deutlicher
Unterschied zu Ihrer Amtszeit. Wir kümmern uns, dass die
Planungen bei der Nordmainischen S-Bahn und der Regio-
naltangente West tatsächlich vorankommen. Die Kurhes-
senbahn in Nordhessen fährt, weil wir Verkehrspolitik
nicht nur aus der Perspektive der Windschutzscheibe ma-
chen, sondern weil wir alle Verkehrsträger im Blick haben.

(Zuruf des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Herr Kollege Rentsch, dazu gehören auch das Zu-Fuß-Ge-
hen und das Radfahren ebenso wie die AG Nahmobilität.
Wer das immer noch als unwichtig diffamiert, hat die Mo-
bilitätsprobleme in unseren Kommunen vor Ort überhaupt
nicht verstanden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Siebtens. Hessen ist ein fairer Partner der Kommunen.

(Gerhard Merz (SPD): Ja! – Heiterkeit bei der SPD)

Meine Damen und Herren, es ist sehr interessant, dass es –
nach der sehr lebhaften einjährigen Debatte, die wir über
den Kommunalen Finanzausgleich in diesem Land geführt
haben – in diesem Jahr zum ersten Mal keinen Haushalts-
änderungsantrag der SPD zum Kommunalen Finanzaus-
gleich gibt. Es scheint also doch etwas daran zu sein, dass
die hessischen Kommunen – –

(Günter Rudolph (SPD): Das ist ja wohl unglaub-
lich!)

Nein, es gibt keinen. Die Kolleginnen und Kollegen der
SPD hatten bislang immer beantragt, den Kommunen 300
Millionen € mehr zur Verfügung zu stellen. Diesen Haus-
haltsantrag gibt es in diesem Jahr nicht.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Zuhören hilft!)

Das ist vielleicht ein kleiner Hinweis darauf, dass die 4,4
Milliarden €, die wir den Kommunen im nächsten Jahr zur
Verfügung stellen – –

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das ist Miss-
brauch von Kooperationsangeboten! – Unruhe bei
der SPD)

Das ist doch ein gutes Wort. Es ist eben nicht so, dass die
Kommunen vernachlässigt werden. Man kann sich immer
mehr wünschen, aber 4,4 Milliarden € sind auch schon ein-
mal ein Wort.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Achtens. Prävention und Sicherheit sind und bleiben hessi-
sche Markenzeichen. Das war den CDU-Innenministern,
aber auch den SPD-Innenministern früher immer beson-
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ders wichtig. Damit kann man Herrn Schaus, aber auch
Herrn van Ooyen immer eine Freude machen, wenn man
als GRÜNER auch über diese Themen spricht. Aber ich
will Sie einmal fragen: Wollen Sie ernsthaft in Zeiten wie
diesen nicht über die Sicherheit in unserem Land reden?

(Zurufe der Abg. Hermann Schaus und Willi van
Ooyen (DIE LINKE))

Wollen Sie ernsthaft sagen, dass es nicht richtig ist, dass
wir verstärkte Anstrengungen unternehmen, um die Fragen
der Menschen: „Was tut ihr für unsere Sicherheit?“, und:
„Sind wir in unserem Land sicher?“, zu beantworten. Das
können Sie doch nicht ernst meinen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Hermann Schaus (DIE LINKE): Das ist
eine Frage, die ich mir selbest stelle und selbst be-
antworte!)

– Würden Sie die anders beantworten, Herr Kollege
Schaus?

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Ich diskutiere das
gerne mit Ihnen!)

– Ich dachte es mir, dass Ihnen jetzt spontan kein Argu-
ment einfällt. Diese Vermutung hatte ich.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Fortgesetzte Zurufe der Abg. Hermann
Schaus und Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Zur Sicherheit gehören aber immer die Freiheit und die
Austarierung zwischen Sicherheit und Freiheit und auch
die Prävention dazu. Auch in diesem Bereich engagieren
wir uns mit dem Extremismusprogramm, dem Programm
gegen Rechtsextremismus und mit der Kennzeichnungs-
pflicht für die Polizei.

Lassen Sie mich auch hinzufügen: Wir sind froh, dass die-
se 20-jährige Forderung jetzt tatsächlich mit den Kollegin-
nen und Kollegen der CDU umgesetzt werden konnte.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Neuntens. Kultur ist in Hessen bunt und vielfältig. Kultur
ist Hochkultur – wer will das bestreiten? Aber zur Kultur
gehört eben auch die bessere Förderung der freien Theater
und der soziokulturellen Zentren. Auch deshalb werden im
Landeshaushalt hier ein Schwerpunkt gesetzt und die Mit-
tel erhöht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir fangen an, mit dem Kulturkoffer Kinder und Jugendli-
che in einer altersgerechten Form und mit einem eigenen
Programmansatz besser an Kultur heranzuführen.

Wir organisieren auch die Filmförderung neu; denn wir ha-
ben hierzu in Hessen einiges zu bieten, und wir wollen den
Filmschaffenden Strukturen ermöglichen, die ihrer Arbeit
tatsächlich gerecht werden, damit sie auch mit dem mithal-
ten und mitspielen können, was es in anderen Bundeslän-
dern gibt. Kultur in Hessen ist bunt und vielfältig. Wir stär-
ken das mit diesem Landeshaushalt weiter.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Zehntens. Hessen bleibt wirtschaftsstark. Mir als GRÜ-
NER ist gerade das eine besondere Freude. Was wurde
denn nicht alles geschrieben und diskutiert: wie das mit ei-

nem grünen Wirtschaftsminister so werden wird – was da
alles passieren könnte und welche Sorgen es da alle gab.

Meine Damen und Herren, die Wirtschaft in Hessen
brummt. All die Sorgen und alles das, was da über einen
grünen Wirtschaftsminister geschrieben wurde, waren
falsch. Hessen ist und bleibt ein wirtschaftsstarkes Land,
und das hat auch mit der Arbeit dieses Wirtschaftsminis-
ters zu tun.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Herr Rock, es mag Ihnen nicht gefallen, aber es gilt der
ganz einfache Satz: CDU und GRÜNE verbindet es, dass
wir in der Wirtschaftspolitik mit grünen Ideen schwarze
Zahlen schreiben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Deshalb setzen wir bestehende Förderprogramme für klei-
ne und mittlere Unternehmen fort und optimieren sie. Aber
wir stellen uns auch neuen Herausforderungen. Deshalb
gibt es das Programm zu den Mikrokrediten – damit auch
kleine Initiativen gefördert werden –; und deshalb küm-
mern wir uns um die Unterstützung der Kreativwirtschaft.
Denn wir wissen: Wirtschaftspolitik ist nichts Statisches,
sondern Wirtschaftspolitik muss sich immer entwickeln
und verändern.

(Zuruf des Abg. René Rock (FDP))

Wir nehmen auch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer in den Blick, gerade bei den Wanderarbeitern: Es gibt
die Beratungsstelle „Faire Mobilität“ des DGB, die sich
darum kümmert, dass es für die Menschen, die in unser
Land kommen, vernünftige Arbeitsbedingungen gibt. Auch
das fördern wir. Einen weiteren Punkt setzen wir mit dem
Tariftreue- und Vergabegesetz und sagen: Es kommt nicht
immer auf das billigste Angebot an, sondern auf das beste
Angebot, das sich auch um die Beschäftigungsbedingun-
gen und um ökologische Standards kümmert.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Zuruf der Abg. Elke Barth (SPD))

Elftens. Wir tun all das nicht nur im Hier und Jetzt, son-
dern wir tun das in der Verantwortung für kommende Ge-
nerationen. Wir finanzieren den Haushalt noch über Schul-
den, das ist richtig. Aber wir haben einen klaren Ab-
baupfad, denn wir wollen die Schuldenbremse einhalten.
Wir wollen keine Politik machen, indem wir im Hier und
Jetzt viel ausgeben

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Sondern einneh-
men!)

und sagen, die Zeche sollen kommende Generationen be-
zahlen. Generationengerechtigkeit ist ebenfalls ein Mar-
kenzeichen dieses Haushaltes.

Meine Damen und Herren, das alles sind die Schwerpunkte
der neuen Politik von CDU und GRÜNEN. Mit diesem
zweiten Haushalt, den wir komplett gemeinsam verantwor-
ten, werden sie noch deutlicher. Man kann es einfach zu-
sammenfassen: Hessen bleibt ein sicheres und wirtschafts-
starkes Land, und Hessen wird grüner und gerechter.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)
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Wir können uns der doppelten Herausforderung im Haus-
haltsjahr 2016 stellen: unserer Verantwortung für die
Flüchtlinge gerecht zu werden und gleichzeitig die Projek-
te aus dem Koalitionsvertrag umzusetzen. Aber ich sage
auch – und wir haben das schon im Aktionsplan beschrie-
ben –: Es kann sein, dass wir im Laufe des Jahres 2016
einen Nachtragshaushalt brauchen werden. Denn heute
kann niemand sagen, wie sich die Herausforderungen der
Flüchtlingspolitik entwickeln. Niemand kann sagen, ob die
gute konjunkturelle Entwicklung, die uns all das ermög-
licht, anhalten wird. Es kann sein, dass wir im Laufe des
Jahres 2016 eine sehr ernsthafte Debatte darüber führen
müssen, wie das weitergeht. Dann werden wir an einen
Punkt ganz schwieriger Entscheidungen kommen. Das sei
hier schon einmal gesagt. Dann werden wir uns über die
Frage unterhalten müssen, wie wir diesen Aufgaben tat-
sächlich gerecht werden können. Dabei werden weder die
ideologischen Antworten der FDP noch die der LINKEN
weiterhelfen, sondern dann werden wir weiter sehr konkre-
te Politik machen können.

(Zurufe der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE) und
René Rock (FDP))

Meine Damen und Herren, gerade in schwierigen Zeiten
braucht es keine ideologischen Debatten,

(Lachen bei der LINKEN)

sondern es braucht eine Regierungskoalition mit klarem
Kompass. Diese Regierungskoalition hat einen klaren
Kompass. Wir verbinden Verlässlichkeit und Sicherheit
mit Perspektiven und Aufbruch. So wollen wir unser Land
gestalten, damit wir weiter sagen: Hessen bleibt sicher und
wirtschaftsstark, und Hessen wird grüner und gerechter. –
Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Anhaltender Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Rentsch,
FDP-Fraktion.

Florian Rentsch (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Herr Ministerpräsident, Kollege Wagner, ich will zunächst
auf Sie eingehen. Mit sehr viel Verve haben Sie Ihr rhetori-
sches Standardinstrument verwendet. Das hat sogar Herr
Schaus verstanden. Sie versuchen nämlich, jemandem et-
was zu unterstellen, und nehmen gleichzeitig die Gegenre-
aktion vorweg. Ich finde es sehr spannend, wie Sie das ma-
chen. Das machen Sie gut.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Demagogisch ist
das! – Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE LIN-
KE))

Man merkt auch die gute Stimmung vom Bundesparteitag.
Anscheinend hat der bei Ihnen sehr viel Energie freige-
setzt.

(Zurufe der Abg. Mathias Wagner (Taunus)
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und Gerhard Merz
(SPD))

Sie sollten überlegen, ob Sie diese Energie in diesen Land-
tag einbringen. Mittlerweile haben Sie sich als Sternchen-
partei etabliert. Wir waren einmal die Pünktchenpartei und
haben das abgeschafft.

(Beifall bei der FDP)

Die GRÜNEN wollen der FDP an dieser Stelle folgen und
als Sternchenpartei in die Parteiengeschichte eingehen. Ob
das der richtige Weg ist, weiß ich nicht; aber wir nehmen
mit Aufmerksamkeit zur Kenntnis, wie Sie das machen.
Herr Kollege Wagner, da ich Sie schätze, werde ich das
auch persönlich mit besonderer Aufmerksamkeit verfol-
gen: ob die Sternchenpartei den gleichen Weg geht wie da-
mals die Pünktchenpartei.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Pünktchen und Anton!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, an dieser Stelle
will ich dem Ministerpräsidenten und auch dem, was Kol-
lege Schäfer-Gümbel gesagt hat, zustimmen. Da besteht
auch Einigkeit: Es sind sehr ernste Herausforderungen, vor
denen zurzeit die öffentliche Hand und damit auch das Par-
lament stehen.

Dabei geht es nicht nur um die Flüchtlinge – darauf werde
ich noch kommen –, bei denen viele Hunderttausend eh-
renamtliche Helfer an vielen Stellen das politisch-staatli-
che Versagen unseres öffentlichen Gemeinwesens ausglei-
chen und damit zurzeit dieses Land über Wasser halten.
Nein, es ist auch eine Situation – dafür hat der Landtags-
präsident vorhin sehr treffende Worte gefunden –, in der
die Feinde der Freiheit versuchen, unsere Demokratie, un-
sere Grundwerte zu bedrohen. Parteiübergreifend ist diese
Situation für alle Demokraten eine Verpflichtung, für Frei-
heit und Verantwortung, für Demokratie und für das, was
die Generalkonsulin vorhin gesagt hat, für Freiheit, Gleich-
heit, Brüderlichkeit, einzustehen. Wir dürfen den Lebens-
weg, der uns von den Terroristen aufgezwungen werden
soll, nicht gehen und uns nicht vom Terror einschüchtern
lassen – so schwer das auch angesichts der Bilder aus Paris
ist. Als Demokraten haben wir hier auch eine Vorbildfunk-
tion und müssen den Menschen sagen, wir tun alles für die
Sicherheit. Das sage ich auch ausdrücklich gegenüber dem
Innenminister. Wir als Demokraten wollen auch für diese
Freiheit streiten und lassen uns von diesen Terroristen
nicht in die Flucht schlagen. Das ist ein wichtiger Punkt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
CDU, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Dass diese Situation auch Herausforderungen für ein Land
wie Hessen bereithält, wenn es um die Ausstattung für die
innere Sicherheit geht – auch Sie werden die Mails von be-
sorgten Bürgern zum Thema Ausstattung der Polizei,
Strukturen in der inneren Sicherheit bekommen –, ist völlig
klar. Darauf müssen wir Antworten finden.

Deshalb ist das, was die Landesregierung hier tut, nicht
falsch – im Gegenteil: Ich halte es für richtig, dort ein Zei-
chen dafür zu setzen, dass wir bei der inneren Sicherheit
Strukturen brauchen, die auf diese neuen Herausforderun-
gen eingehen. Meine Damen und Herren, klar ist aber
auch, dass diese Diskussion damit nicht erschöpft ist. Al-
lein die Schaffung neuer Stellen wird da nicht ausreichen.

Die Vorkommnisse in Paris und in Belgien haben uns ge-
zeigt, dass wir mit den Menschen anders umgehen müssen,
die zu glauben scheinen, sie seien in dieser Gesellschaft
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nicht angekommen. Deshalb sage ich für meine Fraktion,
für Kollegen Greilich und andere: Wir als Freie Demokra-
ten haben nicht ohne Grund den Finger beim Thema Sala-
fismus in die Wunde gelegt. Denn die Frage nach der Her-
kunft dieser Menschen hat eine Ursache.

Es geht eben nicht nur darum, die Sicherheitsbehörden aus-
reichend auszustatten, sondern man muss sich auf der an-
deren Seite auch mit den Fragen befassen, warum diese
Menschen eine radikale Religion wählen bzw. eine radika-
le Ansicht vertreten, warum sie bereit sind, ihr eigenes Le-
ben zu opfern und andere Menschen mit in den Tod zu zie-
hen, was wir tun können, um dieser Problematik Herr zu
werden.

Ich glaube, es wäre klug, wenn die Regierung die Sorgen
und Probleme, die wir zum Teil auch mit Anträgen aufge-
zeigt haben, ernst nehmen würde. Es wäre schön, wenn die
Regierung das, was die Opposition macht, häufiger auch
einmal berücksichtigen würde. Wenn etwas richtig ist, soll-
te das auch im Landtag gesagt werden können.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb bin ich ganz am Anfang beim Thema Stil. Ich
glaube, das ist ein wichtiger Punkt. Herr Kollege Wagner,
ich will das gerade an die GRÜNEN gerichtet sagen, die
sehr überzeugt idealistisch in die Regierung eingetreten
sind und heute konfrontiert werden mit einer Reihe von
Problemen, die der Regierungsalltag mit sich bringt. Dies
gilt z. B. für einen Austritt aus der Fraktion. Frau Öztürk
ist nicht mehr Mitglied Ihrer Fraktion. Es gibt schwerwie-
gende Diskussionen zwischen CDU und GRÜNEN auch in
anderen Bereichen, auch wenn immer gesagt wird, es sei
alles in Ordnung. Ich weiß, dass der „Wetzlar Kurier“ mit
Sicherheit nicht von den GRÜNEN zur Parteizeitung er-
klärt wird. All das sind reale Probleme, mit denen Sie sich
auseinandersetzen müssen.

Ich will Ihnen sagen, dass ich mir gerade von Ihnen und
von einigen anderen Kollegen der GRÜNEN – Kollege Al-
Wazir hatte früher sehr weitgehende Forderungen an die
Regierungsfraktionen gestellt – gewünscht hätte, dass Sie
das Thema Stil ernst genommen hätten. Ich weiß nicht,
was es ist, ob es die Hybris der guten Umfrageergebnisse
der vergangenen Jahre war oder ob man sich einfach nicht
mehr an das erinnert, was man zu Oppositionszeiten gesagt
hat.

(Günter Rudolph (SPD): Ja!)

Wenn man schon von gutem Stil redet, dann finde ich es
erstaunlich, dass, wenn die Kollegen der Sozialdemokratie
einen Antrag zum Thema „Blaulicht bei Rettungsfahrzeu-
gen“ einbringen, diese Regierung noch nicht einmal die
Größe hat, der SPD diesen Erfolg zu lassen. Mein Gott, ist
das peinlich, dass man da einen eigenen Antrag hinterher-
schicken muss.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Das kommt gerade von einer Partei, die immer so sehr von
gutem Stil redet. Ich glaube, wer davon redet, sollte das
zum Schluss auch leben. Das ist aber nur ein Beispiel, mei-
ne Damen und Herren. Wir werden in dieser Woche noch
zu anderen Beispielen kommen.

Herr Ministerpräsident, ich will kurz auf Ihr Interview ein-
gehen. Ich werde mich am Donnerstag intensiver damit be-
schäftigen. Darin haben Sie die Aussage getroffen, die Op-
position rede nur und mache nichts. Auf dem Tisch liegen

die Anträge. Die Freien Demokraten haben im März ver-
gangenen Jahres zum ersten Mal einen Antrag zum Thema
Flüchtlinge gestellt.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Ja!)

Da haben Sie das noch abgetan nach dem Motto, das sei
kein Thema, das sei alles nicht wichtig. Wir haben einen
Flüchtlingsgipfel beantragt. Dann haben Sie einen Gipfel
in Berlin gemacht, obwohl wir einen Gipfel in Hessen be-
antragt haben. Jetzt heißt der Flüchtlingsgipfel Asylkon-
vent.

Meine Damen und Herren, ich muss ehrlich sagen, wenn
wir Zeit für solche Spielchen haben, scheinen die Probleme
im Land wirklich noch nicht groß genug zu sein.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Kann es denn möglich sein, dass diese Regierung nicht die
Größe hat, wenn auch wir einmal etwas Richtiges sagen,
zuzugestehen, dass wir das gemeinsam machen sollten, wie
es von Regierungsseite häufig eingefordert wird? Ehrlich
gesagt, finde ich es wenig nachvollziehbar, dass so wenig
davon übrig bleibt, wenn man so altruistisch und teilweise
idealistisch an die Arbeit herangegangen ist. Herr Kollege
Wagner, da haben wir uns von Ihnen mehr versprochen.

(Beifall bei der FDP)

Nun zur Frage, die die Steuerzahler besonders interessiert,
nämlich zur Frage, wohin das Geld fließt. Herr Minister-
präsident, Sie haben vorhin in Ihrer Rede von einem
großen Kraftakt gesprochen. Diesen Kraftakt sehe ich
auch, und zwar bei den vielen Steuerzahlerinnen und Steu-
erzahlern sowie bei den Unternehmerinnen und Unterneh-
mern, die die Arbeitsplätze geschaffen haben, die dafür ge-
sorgt haben, dass wir in diesem Land in letzter Zeit Wachs-
tum hatten. Diese vielen Menschen haben es geschafft,
dass wir in Hessen Steuermehreinnahmen in Höhe von 1,4
Milliarden € zu verzeichnen haben. Das ist ein sehr großer
Erfolg.

Ich glaube, das haben Sie mit Kraftakt gemeint. Es ist doch
kein Kraftakt einer Regierung, Steuermehreinnahmen aus-
zugeben. Vielmehr ist es ein Kraftakt derjenigen, die das
erwirtschaftet haben.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb kann ich sagen: Glück gehabt, das ist die Bot-
schaft dieser Haushaltsberatung.

(Michael Boddenberg (CDU): Das ist abenteuer-
lich!)

Sie haben Glück gehabt, dass Sie nicht durch Einsparungen
dieses Mehrergebnis erzeugt haben. Vielmehr haben Sie
Glück gehabt, dass die Wirtschaft in der letzten Zeit so gut
gelaufen ist. Ich glaube, dazu haben wir auch gemeinsam
beigetragen.

(Michael Boddenberg (CDU): Was denn?)

Sie haben auch selbst dazu beigetragen, dass die Rahmen-
bedingungen der Wirtschaft so gut waren, sodass es Men-
schen gab, die in Deutschland Wertschöpfung betrieben
haben, sodass letztendlich diese Steuermehreinnahmen da-
bei herausgekommen sind. Herr Boddenberg, wenn Sie
glauben, dass der Staat diese Wertschöpfung betrieben hat,
dann sind Sie falsch gewickelt.

(Beifall bei der FDP)
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In der Marktwirtschaft ist es nicht der Staat, sondern es
sind Private, die das machen. Ich hatte gedacht, dass Sie da
einer anderen Überzeugung sind.

Wer sich den Haushalt und die Struktur Hessens in diesem
Bereich anschaut, der stellt fest, dass 1,4 Milliarden €
Steuermehreinnahmen dafür sorgen, dass man in einer der
schwierigsten Lagen, in der sich das Land jemals befand,
den Kopf über Wasser halten kann, dass wir diese massi-
ven Herausforderungen schultern können.

Bei einer Veranstaltung der FDP am vergangenen Wo-
chenende sagte Herr Gieseler vom Städtetag, dass die Kos-
ten der Integration noch gar nicht eingerechnet seien. Es ist
eine spannende Frage, was uns das insgesamt noch kosten
wird. Es kann aber doch nicht sein, dass man in der heuti-
gen Haushaltsdebatte – so schön die Harmonie in diesem
Haus auch sein mag – den Eindruck vermittelt, wir könn-
ten jedes Jahr mit dieser Masse an Steuermehreinnahmen
rechnen, und es sei alles in Ordnung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist doch nun
wirklich der falsche Ansatz, um das Land in die Zukunft zu
steuern. Wenn das der Ansatz der Union ist, wenn das der
Ansatz von Schwarz-Grün ist, dann hoffe ich, dass wir
bald Landtagswahlen haben, weil das nicht zum Erfolg
führen wird. Das kann ich Ihnen sagen.

(Beifall bei der FDP)

Ich will Ihnen auch sagen, woran das liegt. Die Prognosen
der Wirtschaftsforschungsinstitute sind nicht positiv. Diese
sind abwartend und zurückhaltend. Ein Exportland wie die
Bundesrepublik exportiert mehr als 50 % seiner Waren und
Dienstleistungen. Insofern sind wir sehr stark davon ab-
hängig, was um uns herum in der Welt passiert. Dies gilt
z. B. für den Konflikt, den wir heute in der Türkei erlebt
haben. Der Abschuss eines russischen Kampfjets hat natür-
lich Auswirkungen auf die Stabilität in Europa und in der
Welt. Dies gilt auch für die Krisenherde, über die wir be-
reits im Rahmen der Flüchtlingsdebatte diskutiert haben.
Dies gilt für die in Teilen wirklich schwierige Situation in
Europa selbst. Da bin ich vollkommen bei Ihnen, Herr Mi-
nisterpräsident. Das gilt für Griechenland oder auch für an-
dere Länder.

Meine Damen und Herren, sich auf Wirtschaftswachstum
auszuruhen ist eine fatale politische Strategie, die nicht
zum Erfolg führen kann, wenn die Indikatoren so sind, wie
sie sind.

Deshalb hätten wir von Ihnen erwartet, dass Sie Folgendes
tun. Dieser Haushalt hätte ein klares Signal aussenden
müssen, dass wir weiterhin gute Rahmenbedingungen und
Anreize in diesem Land schaffen, sodass Wirtschafts-
wachstum weiterhin möglich ist. Zudem hätten Vorschläge
gemacht werden müssen, wie dieses Land seine strukturel-
le Performance – um es einmal neudeutsch zu sagen –, sei-
ne Strukturen modernisieren und anpassen kann, dass das
Thema Digitalisierung nicht nur am Land vorbeigeht, son-
dern dass wir ernsthaft gemeinsam überlegen, wie man
Hessen modern und neu aufstellen kann und wie – und das
ist die zentrale Botschaft – man sich Luft verschaffen kann
für die Herausforderungen der kommenden Jahre.

(Beifall bei der FDP)

Was machen Sie jedoch? Was haben Sie überhaupt ge-
macht? Ich kann es Ihnen sagen. Nichts haben Sie ge-
macht. Sie geben Geld aus für grüne Prestigeprojekte. Das
will ich Ihnen auch zugestehen. Es ist okay, dass Sie den

Ökolandwirtschaftsbereich aufpäppeln. Es ist auch in Ord-
nung, dass Frau Ministerin Hinz ihren Kampf gegen Ka-
li + Salz weiterführt und dass der Ministerpräsident es im-
mer noch nicht geschafft hat, sie an die Kette zu legen. Das
alles ist völlig nachvollziehbar und in Ordnung.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Mathias Wag-
ner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Frau Hinz, ich sage Ihnen, Sie sind politisch erfolgreich.
Das will ich Ihnen doch gar nicht vorwerfen.

(Unruhe)

Wenn es aber um Wirtschaft und um gute Rahmenbedin-
gungen geht, sind andere Maßnahmen notwendig als dieje-
nigen, die Sie hier teilweise vortragen. Was Sie hier vortra-
gen, ist an vielen Stellen das Gegenteil, Herr Kollege Wag-
ner.

(Beifall bei der FDP)

Wir hätten uns ein neues Vergabegesetz gewünscht, das
nicht nur die Vergabe in Hessen und Investitionen er-
schwert, sondern das die Möglichkeit schafft, dass in Hes-
sen investiert wird, meine Damen und Herren.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herr Rentsch ist von der Kette!)

Wir hätten uns gewünscht, dass Sie beim Thema Ladenöff-
nungsgesetz – auch wenn das nur ein ganz kleiner Bereich
ist – die Größe gehabt hätten, anzuerkennen, dass das, was
wir hier diskutieren und was uns durch Verwaltungsgerich-
te an vielen Stellen erschwert wird, modernisiert werden
muss. Was machen Sie aber? Sie haben das abgelehnt.

Wir hätten uns gefreut, wenn Sie beim Thema Energiewen-
de die Kritik der hessischen Unternehmer und der Indus-
trie- und Handelskammern ernst genommen hätten, Herr
Kollege Wagner, und nicht nur einfach mit dem Kopf
durch die Wand diese Politik weiter fortgesetzt hätten. Wir
hätten uns gewünscht, dass das Thema Kostensteigerungen
im Energiebereich an einem der wichtigsten Wirtschafts-
standorte Deutschlands und Europas ernst genommen wür-
de. Was machen Sie? Nichts machen Sie, Augen zu und
durch.

(Beifall bei der FDP)

Wir hätten uns gefreut, wenn der Finanzplatz für Sie nicht
nur eine bloße Last wäre nach dem Motto: Wir wollen am
liebsten nichts mit dem Finanzplatz zu tun haben. – Viel-
mehr hätten wir uns gefreut, wenn das Thema Finanztrans-
aktionssteuer von Ihnen endlich abgeräumt worden wäre.
Das wäre ein Signal gewesen, dass wir diesen Finanzplatz
und seine Funktion aus volkswirtschaftlichen Gründen in
Deutschland brauchen. Der wichtigste Finanzplatz der
Bundesrepublik und einer der wichtigsten Finanzplätze
Europas braucht andere Unterstützung als eine Diskussion
zwischen CDU und GRÜNEN über eine Finanztransakti-
onssteuer, meine Damen und Herren. Es ist aberwitzig, in
welche Richtung Sie Ihre Politik treiben.

(Beifall bei der FDP)

Wir hätten uns gefreut, wenn Sie bei der Frage „Mindest-
lohn und Arbeitszeitdokumentation“ das, was zum Teil auf
der Bundesebene an Fehlentwicklungen entstanden ist,
auch aus Hessen heraus stärker angegangen wären. Nein,
es ist nichts passiert, weil für Sie anscheinend alles zufrie-
denstellend ist.
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Wir hätten uns außerdem gefreut, wenn Sie in den ver-
schiedenen Bereichen der Diskussion um den Frankfurter
Flughafen auch einmal ein Bekenntnis zu diesem Flugha-
fen abgegeben hätten. Stattdessen ist es so, dass der Minis-
ter für Wirtschaft, Verkehr und Energie wichtige Termine
in Berlin wahrnehmen muss und der Staatssekretär nicht in
der Lage ist, einen Spaten in die Hand zu nehmen. Wenn
das die Botschaft für einen der wichtigsten Wirtschafts-
standorte Europas ist, dann gute Nacht Hessen, gute Nacht
Deutschland.

(Beifall bei der FDP)

Wir würden uns freuen, wenn der Wirtschaftsminister die-
ses Thema wirklich ernst nehmen würde. Wir haben ja eine
Reihe wirklich wichtiger Investitionsthemen. Die großen
Investitionen der letzten Jahre werden nicht fortgesetzt.
Das sehen wir natürlich mit Sorge. Ich will aber nicht ver-
hehlen, dass auch ich erkenne, dass der Wirtschafts- und
Verkehrsminister wichtige Termine zu erfüllen hat. Er hat
z. B. am 4. Dezember um 13:30 Uhr einen wichtigen Ter-
min: die Enthüllung des Tempo-30-Schildes im Wehrdaer
Weg in Marburg.

(Demonstrativer Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das sind die „wichtigen“ Termine dieser Landesregierung.
Frau Dorn, ich weiß und bin mir sicher, dass Sie das gut
finden. Das zeigt aber, wo das Problem sitzt.

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Wirtschaftspolitik unter solchen ideologischen Be-
dingungen gemacht wird, wenn die Enthüllung von Tem-
po-30-Schildern wichtiger ist, als beim Start des wichtigs-
ten Investitionsvorhabens des Landes, dem Bau des Termi-
nals 3, teilzunehmen und einen Spaten in die Hand zu neh-
men, dann gute Nacht Wirtschaftsstandort Hessen.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Deshalb bleibt es dabei: Wer den Haushalt und die Heraus-
forderungen der Zukunft angehen möchte, der muss auf der
einen Seite – –

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Rentsch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Wagner?

(Florian Rentsch (FDP): Natürlich!)

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Kollege Rentsch, Sie haben eben mit Furor beschrie-
ben, dass das Aufhängen von Verkehrsschildern in Ihrer
Wahrnehmung offenkundig nicht zu den Aufgaben des
Wirtschafts- und Verkehrsministers gehört. Könnten Sie
uns erzählen, was Sie in Ihrer Amtszeit mit den Radar-
warnschildern getrieben haben?

(Heiterkeit und Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der CDU und
der LINKEN)

Florian Rentsch (FDP):

Herr Kollege Wagner, es ist sehr gut, dass Sie noch einmal
daran erinnern, weil ich ja weiß, dass diese Schilder zu
großer Beliebtheit verschiedener Kollegen in der Landesre-
gierung geführt haben. Von daher gesehen, ist es wichtig,
auf die damalige Situation noch einmal hinzuweisen, dass
wir uns nämlich nach einem Gutachten der Universität
Dresden dafür entschieden haben, beim Thema „mehr Ver-
kehrssicherheit“ aktiv zu werden. Dabei ging es aber – im
Unterschied zu dem, was Sie tun – nicht um eine Gänge-
lung der Bürger, sondern um mehr Freiheit und Verantwor-
tung für die Bürger. Das scheint die Gemarkung zu sein,
wo wir uns definitiv unterscheiden.

(Beifall bei der FDP – Lachen bei dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN – Michael Boddenberg (CDU):
Man muss auch die Freiheit haben, in Radarfallen zu
rasen!)

– Herr Kollege Boddenberg, man kann in einer Debatte
gern einmal einen Spaß machen, das ist völlig in Ordnung;
aber wer sich die Leistungen der Regierung anschaut, der
kann nicht ernsthaft von guter Laune reden. Wenn Sie als
Mitglied der Fraktionen, die diese Landesregierung tragen,
die Lage ernst nähmen, müssten Sie zu dem Ergebnis kom-
men, dass Sie als Fraktionen da noch richtig nachsteuern
müssen.

(Michael Boddenberg (CDU): Wir nehmen das sehr
ernst!)

Ich habe es schon erwähnt: Fehlanzeige bei den Rahmen-
bedingungen für die Wirtschaft.

Kommen wir einmal zur Ausgabenseite. Wer sich die Aus-
gabenseite in diesem Haushaltsplanentwurf anschaut, der
stellt fest: Sie hatten Glück, über 1,4 Milliarden € mehr an
Steuereinnahmen. Sie haben Mehrausgaben von etwa
500 Millionen €, die durch Personalausgaben, durch den
Länderfinanzausgleich usw. bedingt sind. Das heißt, Sie
haben insgesamt 900 Millionen € zusätzlich zur Verfü-
gung.

Wenn wir uns die Zahlen anschauen, die der Finanzminis-
ter hier vorgelegt hat – ich sage es noch einmal: wir unter-
stützen das, was Sie hier machen, weil wir glauben, dass es
notwendig ist, um an vielen Stellen Schlimmeres zu ver-
hindern –, dann müssen wir sagen, dass wir uns mit Ihnen
über die Frage, wie die Struktur des Haushalts verändert
werden kann, schon gerne streiten wollen. Wenn Sie der
Auffassung sind, Sie lösen das größte Haushaltsproblem,
die Höhe der Ausgaben des Landes Hessen, damit, dass
Sie, wie Sie vorhin selbst gesagt haben, Herr Wagner,
10 Millionen € beim Landesstraßenbau kürzen, statt die ca.
40 Millionen € zu investieren, die notwendig wären, um
bei den Landesstraßen endlich auf den richtigen Weg zu
kommen, dann muss ich Ihnen ganz einfach sagen: Das ist
die falsche Politik für unser Land.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Herr Wagner, sie ist deshalb falsch, weil wir seit Jahrzehn-
ten das Problem haben – lassen Sie uns darüber reden, wo
das Problem herkommt, für mich sitzt es im Augenblick
frontal vor mir –, dass die Landesstraßen in Hessen einen
erhöhten Investitionsbedarf verursachen. Jetzt kann ich die
Kolleginnen und Kollegen der Sozialdemokratie nicht ver-
schonen: Die geringsten Investitionen in Hessens Straßen
gab es in der Regierungszeit von 1991 bis 1999. Richtig ist
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auch, dass in dieser Zeit eine Masse an Schäden produziert
worden ist, die danach gar nicht so einfach aufzufangen
waren. Wer mit Lothar Klemm redet – was ich in der Ver-
gangenheit gelegentlich getan habe –, der kann sich davon
überzeugen, dass es bestimmt nicht die Idee der Sozialde-
mokratie war, weniger Geld in die Straßen zu stecken. Die
Sozialdemokraten haben es leider mit sich machen lassen.
Es war schon damals der ideologische Kampf der GRÜ-
NEN gegen das Thema Straße. Herr Kollege Wagner, Sie
haben sich in dieser Frage an keiner Stelle geändert.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): So ist es!)

Sie sind an allen Stellen so geblieben, wie Sie waren. Bei
Ihnen gibt es eine tief verwurzelte Ideologie gegen be-
stimmte Strukturen, die Sie mit allem bekämpfen, was Sie
haben. Jetzt bekämpfen Sie sie mit der Macht der Verwal-
tung, die Sie steuern. Wer für die Straßen ist, der ist für die
GRÜNEN am falschen Platz. Deshalb sind die Botschaf-
ten, die Sie da nett verpacken, leider falsch. Sie investieren
weniger, obwohl mehr Investitionen notwendig wären. Ich
sage nur: ein falsches Signal für unser Land.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb muss man, wenn man sich den Haushaltsplanent-
wurf anschaut, feststellen: Es wird, insgesamt gesehen,
nicht mehr investiert, sondern die Investitionen gehen zu-
rück. Das halten wir für falsch. Wer sich die zentralen Be-
reiche der Politik dieses Landes anschaut, z. B. Bildung
und Infrastruktur, der muss einfach feststellen: Da muss
mehr kommen. – Das haben Sie nicht gemacht.

Ich hätte mir gewünscht, Sie hätten sich die Luft ver-
schafft, für diese wichtigen und zentralen Politikbereiche
mehr Investitionsmittel zu organisieren. Das Gegenteil ist
der Fall. Warum ist das der Fall? Weil Sie, Herr Minister-
präsident und Herr Finanzminister, leider nicht den Mut
und die Kraft haben – vielleicht verhindern es auch die
GRÜNEN, ich kann es nicht sagen –, das Thema Umbau
der Strukturen des Landes Hessen voranzutreiben. Wir ha-
ben als Freie Demokraten gemeinsam mit den Kollegen
von der Union dieses Thema angepackt. Der damalige Fi-
nanzminister ist der gleiche wie der heutige; auch ich
schätze ihn, das steht also nicht zwischen uns. Die Frage,
warum das nicht fortgesetzt wird, will ich hier aber schon
hinterlegen. Ich gebe zu, das, was Herr Kollege Hahn beim
Thema Gerichte und Strukturen in der Justiz gemacht hat,
das, was ich in meinem damaligen Verantwortungsbereich,
in der Landesstraßen- und Verkehrsverwaltung, gemacht
habe, waren Mosaiksteine, aber es ging darum, die Struktu-
ren anzupassen, moderner zu machen, zu verbessern. Ich
will auch nicht verhehlen, dass der Dank, nicht nur der Ab-
geordneten, die zum Teil abgewählt worden sind, sondern
auch der Öffentlichkeit nicht groß war. Wenn man vor Ort
über einen Gerichtsstandort nachdenkt, der nicht mehr vor-
handen ist, ist der Applaus natürlich relativ verhalten.

Aber gerade diese nachhaltigen Maßnahmen sind es, die
dafür Sorge tragen, dass wir den Haushalt langfristig wie-
der in den Griff bekommen, dass sich der Haushalt irgend-
wann einigermaßen trägt. Das müsste doch jedem klar
sein. Deshalb stelle ich die Frage, auch an Sie, Herr Schä-
fer: Warum wird dieses Programm, dieses Projekt nicht
fortgesetzt? Der Einzige, der in seinem Bereich strukturell
etwas macht, sind Sie. Alle anderen Minister: Fehlanzeige.
Ich will nicht wieder die Umweltministerin und die Bei-
spiele Landesamt für Umwelt und Geologie, Klimaschutz-

zentrum und anderes erwähnen. So etwas gehört in Zeiten
wie diesen aber auf den Prüfstand, weil wir gemeinsam die
Schuldenbremse einhalten wollen. Stattdessen geschieht
gar nichts. Es gibt keine Aktivitäten in diesem Bereich.
Dass das von uns nicht gelobt werden kann, können Sie,
glaube ich, verstehen. Das kann eine Partei wie die der
Freien Demokraten definitiv nicht unterstützen.

(Beifall bei der FDP)

Herr Kollege Hahn und ich haben es in der Pressekonfe-
renz gesagt: Wir bräuchten eigentlich eine Enquetekom-
mission zum Thema Staatsmodernisierung, um uns über
die Fragen zu unterhalten: Wie sieht der Staat in 20 Jahren
aus? Welche Aufgaben hat er zu erfüllen? Was kann z. B.
durch Digitalisierung verändert werden? Es gab inzwi-
schen eine Reihe von Delegationsreisen nach Estland. Est-
land ist an der Stelle zurzeit eines der am meisten bereisten
Länder in Europa, weil man sich dort anschauen kann, wie
es kleine Länder schaffen, eine sehr moderne Verwaltung,
die auch sehr bürgernah und sehr effizient arbeitet, zu or-
ganisieren. Was kann man mithilfe der Digitalisierung
letztendlich ermöglichen? Ist es die Aufgabe des Landes
Hessen, in jedem Ort, in jedem Bereich gemeinsam mit
den Kommunen Verwaltungsstrukturen vorzuhalten, oder
können wir das nicht anderweitig lösen? Die eigentliche
Aufgabe wäre, das Land fit zu machen für die Zukunft, aus
dem Land Hessen ein Zukunftsprojekt zu machen. Aber
nichts passiert, meine Damen und Herren. Die Reformmü-
digkeit, die wir an vielen Stellen erleben, setzt sich auch
hier fort. Das ist für das Land leider schlecht. Wir werden
irgendwann die Zeche für diese verfehlte Politik bezahlen
müssen. Wir bedauern das. Wir hätten uns hier mehr Akti-
vitäten gewünscht.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb geht es auch um die Frage: Wie sieht eine effizi-
ente Landesverwaltung aus? Wie sieht das Bundesgebilde
insgesamt in 20 Jahren aus? Werden wir weiterhin Kompe-
tenzen an die Europäische Union abgeben, und wollen wir
in Deutschland alles so lassen, wie es ist – 16 Bundeslän-
der, in Hessen das Land, 26 Kreise und kreisfreie Städte,
drei Regierungspräsidien und 426 Bürgermeisterinnen und
Bürgermeister mit ihren Verwaltungen –, oder ist es nicht
auch unsere Aufgabe, gemeinsam mit den Bürgerinnen und
Bürgern diese Strukturen effizienter und bürgernäher zu
gestalten? Ich glaube, eine Reform in diesem Bereich wäre
letztendlich kein Nachteil, sondern ein Vorteil für die Men-
schen, weil wir dann vieles bürgernah organisieren könn-
ten, was heute an vielen Stellen nur teilweise gut funktio-
niert.

Was wird gemacht? Wir haben gemeinsam mit Herrn
Landrat Wilkes – immerhin noch CDU-Mitglied – vorge-
schlagen, die Kommunalstrukturen effizienter zu gestalten.
Dieser Gesetzesvorschlag findet wiederum keine Unter-
stützung seitens der Koalition. Warum ist das so? Ich glau-
be, dass unser Vorschlag sinnvoll ist. Herr Landrat Wilkes
hat viele Erfahrungen und viel Kompetenz eingebracht.

(Michael Boddenberg (CDU): Wer ist das bitte?)

– Herr Kollege Boddenberg, ich weiß nicht, ob es richtig
ist, sich über Herrn Wilkes lustig zu machen; denn er ist
ein sehr erfolgreicher Landrat, der Ihnen aber mit teilweise
sehr innovativen Reformvorstellungen vielleicht ein
bisschen auf die Nerven gegangen ist.

(Beifall bei der FDP)
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Aber ich sehe nichts Falsches darin, wenn man einer Land-
tagsfraktion mit inhaltlichen Vorschlägen auf die Nerven
geht. Herr Wilkes war – das ist korrekt – ein erfolgreicher
Landrat. Ich habe ihn zum Teil als Unionskollegen erlebt;
da ist er von der Landesregierung noch unterstützt worden.
Ich weiß nicht, was den Bruch verursacht hat. Es ist auch
nicht meine Aufgabe, das zu untersuchen.

Herr Boddenberg, ich kann nur feststellen: Den Vorschlag,
den Herr Wilkes gemeinsam mit uns gemacht hat, ergibt
Sinn: eine Lösung zu finden, um kommunale Strukturen
effizienter zu gestalten, gerade wenn es um die Kreiszu-
sammenlegung geht. Wir haben klar gesagt, das ergibt nur
einen Sinn, wenn die Bürger das wollen, sie aber auch zum
Schluss erkennen, dass die finanziellen Vorteile eines sol-
chen Zusammenschlusses erst einmal bei ihnen bleiben.

(Michael Boddenberg (CDU): Für mich macht das
nur Sinn, wenn man mit anderen darüber redet!)

Wenn ich aus Ihren Reihen höre, dass ein solcher Vor-
schlag zwar vor der Kommunalwahl nicht umgesetzt wird,
aber nach der Kommunalwahl wahrscheinlich ein eigener
Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen kommt, sage ich:
Gute Nacht, hessisches Parlament. Wenn das das Niveau
ist, auf dem wir arbeiten, ist das ein Trauerspiel.

Ich frage Sie das. Sie haben gleich die Gelegenheit, zu sa-
gen, ob Sie dazu etwas einbringen werden oder nicht.
Wenn nicht, können wir gern darüber reden. Wir machen
auch gern einen gemeinsamen Antrag daraus. Wenn es
aber wieder zu der SPD-Variante nach dem Motto: „Ein
anderer bringt einen Vorschlag ein, und wir setzen unser
Logo obendrauf“, kommt, sage ich: Das ist nicht der Stil,
wie ein Parlament in solchen wichtigen Punkten zusam-
menarbeiten sollte. – Da erwarten wir von Ihnen einfach
etwas anderes. Wir würden uns wünschen, wir würden
auch dort zu Ergebnissen kommen.

(Beifall bei der FDP)

Die Ausgabenseite hat viele Facetten. Ich will auf einen
zentralen Punkt eingehen, der die Klammer für diesen gan-
zen Bereich bildet: die Schuldenbremse. Die hessischen
Bürgerinnen und Bürger haben sich zu über 70 % dafür
entschieden, dass es in Hessen eine Schuldenbremse gibt.
Sie haben uns damit den Auftrag erteilt, dass ab dem Jahr
2020 in Hessen keine neuen Schulden aufgenommen wer-
den.

Herr Kollege Wagner, ich bin hellhörig geworden, als Sie
über dieses Projekt gesprochen haben, das für mich bin-
dend ist, weil die Bürgerinnen und Bürger darüber ent-
schieden haben. Ich bin deshalb hellhörig geworden, weil
wir damals über den genauen Wortlaut des Passus und
auch über die Ausnahmen verhandelt haben.

Wenn ich Sie höre, habe ich das Gefühl, dass Sie schon ge-
nau darüber nachdenken, welche Ausnahme Sie als Be-
gründung nehmen, um die Schuldenbremse möglicherwei-
se nicht mehr einzuhalten. Das ist ein fatales Signal; denn
die Menschen erwarten von uns, dass wir trotz der großen
Herausforderungen alles daransetzen, die Schuldenbremse
einzuhalten, und dass wir nicht schon im Jahr 2015 eine –
anscheinend präventive – Diskussion nach dem Motto:
„Das kann kommen, darüber braucht sich niemand zu wun-
dern“, darüber führen, ob die Schuldenbremse aufgegeben
werden soll. Dass ihr Wille nicht mehr ernst genommen
wird, ist das schlechteste Signal, das wir den Bürgerinnen

und Bürgern senden können. Es ist das schlechteste Signal,
das ein Landtag senden kann.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb ist die Position der Freien Demokraten hier klar
und eindeutig, und sie ist auch nicht ideologisch begründet:
Wir nehmen diesen Auftrag ernst. Wir streiten mit Ihnen
gern über jeden Punkt, an dem das Land Geld einsparen
kann und muss, um die Schuldenbremse einzuhalten. Wir
streiten und diskutieren mit Ihnen gern über jeden Punkt,
bei dem wir der Auffassung sind, man kann mithilfe effizi-
enter moderner Strukturen in unserem Land Geld nachhal-
tig einsparen. Aber wir diskutieren nicht ernsthaft darüber,
ob in diesem Land ab dem Jahr 2020 die Schuldenbremse
gilt oder nicht. Wir erwarten von Ihnen eine andere, ernst-
haftere Einstellung zu diesem Thema.

(Beifall bei der FDP)

Abgesehen von der Schuldenbremse will ich feststellen:
Politik ist eine Frage der Haltung: Wie sieht man das
Land? Welche Aufgabe gibt das Verhältnis zwischen Staat
und Bürger auf?

Ich will nicht verhehlen, ich finde – der Ministerpräsident
hat es ein bisschen anders dargestellt –, dass die GRÜNEN
dort nicht unerfolgreich sind. Die GRÜNEN haben bei ver-
schiedenen Themen, ob es das Vergabegesetz, die Einspa-
rungen bei der Infrastruktur, die Verzögerungstaktik beim
Terminal 3 oder die Energiewende ist, ihre Marken in die-
sem Haushaltsentwurf gesetzt. Sie haben ihre Marken auch
in der Landespolitik gesetzt. Sie haben es mit ihrer Hal-
tung, den Menschen wenig Vertrauen entgegenzubringen,
z. B. geschafft, viele Jägerinnen und Jäger in Hessen vor
den Kopf zu stoßen. Das, was die Jägerinnen und Jäger für
uns machen, war und ist auch ein Stück weit Bürgerenga-
gement.

Jetzt reden wir einmal darüber, dass die Union lange vor-
hatte, eine Volksabstimmung darüber durchzuführen, ob
das Ehrenamt in der Hessischen Verfassung verankert wer-
den soll. Es ist nicht unbekannt, dass die Union solche Plä-
ne hatte. Glauben Sie allen Ernstes, dass die Demotivie-
rung von Leuten, die in der Jagd jeden Tag ihr Ehrenamt
ausüben, die richtige Werbekampagne ist? Oder ist das,
was Sie dort machen, nicht vielmehr ein Desavouieren und
Vor-den-Kopf-Stoßen? Ist es nicht genau das?

(Beifall bei der FDP)

Deshalb sage ich: Ja, Politik ist eine Frage der Haltung. Sie
erleben, dass viele Jägerinnen und Jäger entsetzt sind –
nicht nur über den stillosen Versuch der Umweltministerin,
das nicht durch ein Gesetz zu machen, wie es notwendig
wäre, wenn man elementare Fragen klären möchte, son-
dern durch die Hintertür mit einer Verordnung, weil sie
nicht die Traute hatte, sich dem Parlament in dieser Frage
zu stellen. Das hat die Anhörung eindeutig gezeigt.

(Zuruf der Ministerin Priska Hinz)

– Sie brauchen sich nicht zu wehren. Die Anhörung hat
eindeutig gezeigt, dass Ihre Verordnung Unsinn ist. Sie ist
es in rechtlicher Hinsicht, weil Sie Sachen regeln wollen,
die dem Parlament vorbehalten sind, und sie ist es inhalt-
lich, weil Sie damit völlig über das Ziel hinausschießen.

(Beifall bei der FDP)
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Dafür bekommen wir – Kollege Arnold weiß das – auch
genug Zustimmung aus der Union. An dieser Stelle hat die
CDU einmal recht: Diese Verordnung ist Unsinn.

(Dr. Walter Arnold (CDU): Das, was Sie erzählen,
ist Unsinn!)

Sie wird aus meiner Sicht in dieser Form auch nicht das
Licht der Welt erblicken, weil wir als Freie Demokraten al-
le Möglichkeiten nutzen werden, um diese Verordnung in
Hessen zu verhindern. Die Sozialdemokraten werden das
übrigens auch machen; das freut mich. Insofern gibt es ei-
ne Einigkeit in der Opposition.

Herr Kollege Arnold, ich will ein weiteres Beispiel anfüh-
ren, bei dem wir schon die nächste Diskussion sehen.

(Dr. Walter Arnold (CDU): Da bin ich gespannt!)

Ihr Kollege Wiegel hat sich in der Debatte vorhin – ich
weiß nicht, ob schweren Herzens oder nicht – mit dem
Kollegen Rock ein bisschen über das Thema Windenergie
auseinandergesetzt. Ich will gar nicht all die Aussagen vor-
lesen – ich habe sie dort liegen –, die die CDU-Kollegen
vor Ort mittlerweile zu dem Thema Windkraft gemacht ha-
ben. Das machen wir zu einem anderen Zeitpunkt; das ist
heute nicht das Thema.

Sie befinden sich ein bisschen in der Situation, dass Ihre
Basis nicht immer alles so sieht wie die Führung. Ich gebe
zu, es war ein ordentlich organisierter kleiner Parteitag. Al-
lerdings muss ich sagen, das, was der Kollege Spahn heute
gesagt hat – auch die Junge Union –, scheint mir auf einen
etwas anderen Duktus in der Union hinzuweisen. Mit all-
dem beschäftigen wir uns aber am Donnerstag.

Kollege Wiegel hat mit dem Kollegen Rock ein bisschen –
so will ich es einmal ausdrücken – über die Landwirtschaft
gefachsimpelt. Kollege Lenders war auch dabei. Ich höre
aus der Landwirtschaft, dass da der nächste Schlag droht.
Ist das so? Kommt im Zusammenhang mit der Düngemit-
telverordnung und anderen Bereichen – diese Frage stelle
ich einmal – die nächste Initiative der GRÜNEN, um Hes-
sen sozusagen grüner zu machen und den Bauern und allen
in der Landwirtschaft Tätigen jeden Tag das Leben zu er-
schweren? Oder ist das eine frei erfundene Geschichte,
über die ich mir keine Sorgen zu machen brauche?

Ich glaube, ich muss mir Sorgen machen. Wer das Handeln
der GRÜNEN sieht, muss einfach feststellen, die GRÜ-
NEN setzen sich an vielen entscheidenden Stellen durch.
Dass wir damit nicht glücklich sind, können Sie sich vor-
stellen. Aber ich habe das Gefühl, dass auch viele CDU-
Wähler an dieser Stelle alles andere als begeistert sind.

(Beifall bei der FDP)

Herr Ministerpräsident, seien Sie uns deshalb nicht böse:
Wir haben ein Auge auf das, was in Hessen passiert, gera-
de was das Thema bürgerliche Politik angeht. Seien Sie
uns nicht böse, dass wir heute noch das vertreten, was wir
einmal gemeinsam mit der Union vertreten habe. Ich glau-
be, es ist in der Politik sinnvoll, dass man in dieser Frage
gradlinig ist.

(Michael Boddenberg (CDU): Die Energiewende!
Reden Sie von der Energiewende! – Weitere Zurufe
von der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

– Nein, Kollege Wagner, jetzt keine Fragen. Sie haben
gleich noch die Gelegenheit dazu. – Herr Kollege Bodden-

berg, ich will nicht bestreiten, dass ich über die Flexibilität
des Ministerpräsidenten und über Ihre Flexibilität an vielen
Stellen sehr überrascht bin;

(Zurufe von der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Glockenzeichen der Präsidentin)

denn ich habe noch Ihren O-Ton aus den Koalitionsrunden
im Ohr und denke manchmal: Wow, wie schnell und wen-
dig kann man sein. – Aber ich respektiere das; das ist Pro-
fessionalität.

Ich würde meinen, früher hätte man in anderen Bereichen
gesagt, das ist „Umfallen“. Aber ich akzeptiere, dass die
Schwarzen gemeinsam mit den GRÜNEN hier einen neuen
Weg gehen. Das beobachten wir mit großer Aufmerksam-
keit.

(Zurufe der Abg. Michael Boddenberg und Bettina
Wiesmann (CDU) – Lachen auf der Regierungs-
bank)

Herr Kollege Boddenberg, deshalb glaube ich, das, was wir
– –

(Zuruf von der Regierungsbank)

Herr Ministerpräsident, man kann nicht regieren und er-
warten, dass alle Leute klatschen, wenn man das Gegenteil
dessen erzählt, was man früher erzählt hat.

(Zurufe von der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist ja klar. Aber ich kann mir vorstellen, was passiert
wäre, wenn diese Flüchtlingspolitik, die zurzeit in
Deutschland praktiziert wird, von einem sozialdemokrati-
schen Kanzler und einem grünen Koalitionspartner ge-
macht worden wäre. Was die CDU in Deutschland ge-
macht hätte, kann ich mir gut vorstellen.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN – Zuruf des Abg. Schäfer-
Gümbel (SPD) – Weitere Zurufe von der CDU)

Insofern: Seien Sie sicher, es gibt noch genug Themen,
über die wir in den nächsten drei Jahren gemeinsam strei-
ten können. Es wird auch andere Diskussionen geben,
nicht nur den Austritt von Frau Öztürk aus der Fraktion der
GRÜNEN. Es wird in den nächsten drei Jahren noch viele
Diskussionen geben. Seien Sie gewiss: Wir, die Freien De-
mokraten, stehen bei dem Punkt, wenn es um die Interes-
sen des Landes geht, mit Sicherheit als seriöser Gesprächs-
partner bereit. Dafür, dass wir den Unsinn, den Sie hier
teilweise vorlegen, nicht unterstützen, werden Sie aber
Verständnis haben. Herr Kollege Wagner, insofern bleiben
wir uns gewogen. Seien Sie nicht böse, wenn wir das nicht
unterstützen können. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Mathias Wag-
ner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention hat Kollege
Wagner das Wort.

(Zurufe der Abg. René Rock und Dr. h.c. Jörg-Uwe
Hahn (FDP))
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Mathias Wagner (Taunus /BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Kollege Rentsch, Sie haben die Kontinuität in der Po-
litik und die Prinzipienfestigkeit der Freien Demokraten in
Hessen angesprochen. Ich wollte Ihnen Gelegenheit dazu
geben, dass Sie diese Kontinuität in der Politik der FDP
noch einmal anhand des Themas Energiewende erläutern.
Das würde mich doch noch interessieren, Herr Kollege
Rentsch.

Sie haben den hessischen Energiekonsens unterschrieben.
Alle grundlegenden Beschlüsse zur Umsetzung der Ener-
giewende und zum 2-%-Ziel bei der Windkraft tragen Ihre
Unterschrift als Minister. Mich würde einfach einmal inter-
essieren: Wo ist denn da die Kontinuität der FDP geblie-
ben? Ist sie noch da – dann müssten Sie das erläutern, das
erschließt sich nicht auf den ersten Blick –, oder waren Sie
einmal mehr das Fähnlein im Wind?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Rentsch zur Erwiderung.

(Zurufe von der FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Heiterkeit bei der CDU)

Florian Rentsch (FDP):

Herr Kollege Wagner, zunächst einmal bedanke ich mich
für die Möglichkeit, das noch einmal klarzustellen.

(Beifall bei der FDP)

Es ist wichtig, dass dieses Parlament – Sie sind Bildungs-
politiker, und es ist kein Frontalunterricht, was wir hier
machen – auch einen Beitrag dazu leistet, dass man klüger
wird. Jetzt stelle ich fest, dass Sie mir in der letzten Zeit
nicht zugehört haben. An dieser Stelle muss ich, um es zu
erklären, wieder den Kollegen Beuth mit hineinreiten, was
ich ungern mache.

(Zuruf des Abg. Mathias Wagner (Taunus) (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

Herr Kollege Wagner, es ist wahr: Wir haben einen Lan-
desentwicklungsplan vorgelegt, der eine bestimmte Struk-
tur vorsah und auf den Sie sich heute immer berufen. Wir
haben das für uns dokumentiert und einmal herausgesucht:

(Heiterkeit des Abg. René Rock (FDP))

Wir haben eine Reihe von E-Mails der GRÜNEN aus der
Zeit vor der Wahl, die das bestätigen und in denen Sie uns
kritisiert haben, wir, die FDP, würden von der Fahne ge-
hen. Es stimmt: Wir sind bei dem Thema von der Fahne
gegangen, weil wir schon im Wahlkampf gemerkt haben –
nicht ich alleine, auch Kollege Beuth und andere –, dass
das, was wir dort machen, an vielen Stellen nicht klappen
wird, dass es mit der Realität nicht passen wird. Deshalb
haben wir gesagt, wir müssen diese Ziele korrigieren.

Ich glaube, es ist wichtig, dass auch Politik in der Lage ist,
zu erkennen, wenn sie etwas macht, was zum Schluss nicht
funktioniert, sodass es dort eine Korrektur gibt. Ich stelle
fest, dass wir dabei geblieben sind, dass es diese Korrektur
geben muss – aber Sie und Ihre Fraktion nicht dabei ge-
blieben sind.

(Lachen der Abg. Mathias Wagner (Taunus)
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und Michael Bod-
denberg (CDU))

Das ist völlig legitim. Bei den GRÜNEN wussten wir das.
Bei der Union habe ich es nicht von Anfang an gesehen,
dass sie die größten Befürworter der Windkraft sind. Inso-
fern müssen Sie das entschuldigen, dass ich diesen Weg,
diese Veränderung in der Positionierung der Union, nicht
von Anfang an gesehen habe. Ich kann aber sagen: Ich
glaube, jeder lernt dazu. Aber die Frage ist zum Schluss:
Aus welchem Grund lernt er dazu? Diesbezüglich kann ich
für uns sagen: Bei uns war es die Einsicht in die Vernunft
– bei anderen war es das nicht. Insofern gibt es, glaube ich,
einen zentralen Unterschied.

(Beifall bei der FDP – Lachen des Abg. Mathias
Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Boddenberg,
CDU-Fraktion.

Michael Boddenberg (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Zu später Stunde der Beitrag der CDU-Fraktion. Ich gebe
zu, dass jeder, der sich auf diese Haushaltsdebatte vorbe-
reitet, wahrscheinlich ähnliche Stichworte notiert hat, dass
hier allerdings angesichts dieser Stichworte und dieser
Themen, die anlässlich einer solchen Generaldebatte ange-
sprochen werden müssen, möglicherweise unterschiedliche
Auffassungen zutage treten. Ich will versuchen, das an ei-
nigen Punkten deutlich zu machen, damit nicht das pas-
siert, was Herr Kollege Schäfer-Gümbel heute Mittag an-
gesprochen hat: Man kann kaum noch unterschieden.

Ich glaube sehr wohl, dass man unterscheiden kann, wenn-
gleich ich dafür dankbar bin – ich denke, da spreche ich für
viele hier im Haus –, dass wir in diesem Punkt, der im Mo-
ment so vieles beherrscht, nämlich in der Asyl- und Flücht-
lingspolitik, durchaus viele Gemeinsamkeiten feststellen.
Dafür bin ich ausdrücklich dankbar.

In Richtung der FDP und der SPD gewandt, sage ich ein-
fach einmal – Herr Kollege Rentsch, diese Größe habe
ich –: Wenn Sie, unmittelbar nachdem letzte Woche der
Ministerpräsident und der stellvertretende Ministerpräsi-
dent den Aktionsplan vorgeschlagen und öffentlich ge-
macht haben, mit Presseerklärungen reagieren, in denen
Sie sagen, das sei in der Tendenz richtig, finde ich das toll.
Das kann man hier, glaube ich, einmal sagen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

In wenigen Wochen sind CDU und GRÜNE zwei Jahre
lang in Regierungsverantwortung, und ich glaube, es fällt
niemandem von uns – weder vonseiten der Christdemokra-
ten noch vonseiten der GRÜNEN – schwer, zu sagen, dass
wir seinerzeit trotz eines sehr detailscharfen Koalitionsver-
trags nicht genau wussten, wie und ob das funktionieren
würde. Manche haben damals von einem „Projekt“ gespro-
chen. Das habe ich zugegebenermaßen immer deswegen
abgelehnt, weil sich „Projekt“ so anhört: Man probiert und
schaut einmal.
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Der Hintergrund dieses Koalitionsvertrags und dieser Ko-
alition war sehr viel ernsthafter und sehr viel zukunfts-
trächtiger als ein Projekt. Ich will nach zwei Jahren eine
erste Zwischenbilanz ziehen und für mich und für uns fest-
stellen, dass wir mit dieser Koalition sehr zufrieden sind,
was beinhaltet, dass nicht alle mit dieser Koalition so zu-
frieden sind.

Es wäre auch komisch, wenn Oppositionsparteien nun alles
und jedes goutieren. Ich habe die Ausnahme davon eben
am konkreten Beispiel erwähnt, erwarte aber keineswegs,
Herr Kollege Rentsch, dass Sie nun alles und jedes gut fin-
den. Dass das nicht so ist, haben Sie heute deutlich ge-
macht.

Diese Koalition und dieser Koalitionsvertrag stehen unter
der Überschrift „Verlässlich gestalten – Perspektiven eröff-
nen“. Ich glaube, dass wir, außerhalb der großen haushalte-
rischen Anstrengungen betrachtet, die wir mit Blick auf die
vielen Menschen vor uns haben, die zu uns kommen und
im weitesten Sinne des Wortes versorgt werden wollen,
sehr wohl vorzeigen können, dass dieses Motto nicht nur
eine Überschrift im Koalitionsvertrag ist, sondern sich
durch alle wichtigen Politikfelder zieht. Wir zeigen, dass
wir verlässlich agieren und damit Perspektiven eröffnen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Bevor ich dazu einige Beispiele nenne und durchaus das
eine oder andere aufgreife, was hier gerade eben und in
den vorherigen Beiträgen erwähnt worden ist, will ich aber
eines nicht vergessen, weil es mir sehr wichtig ist: Das war
für viele in dieser Koalition auch mit Risiken verbunden.
Es ist durchaus nicht unbekannt, dass GRÜNE und Christ-
demokraten mit teilweise sehr unterschiedlichen Ansätzen,
was Politik anbelangt, in diese Koalition gegangen sind.

Ich glaube, uns alle eint – das würde ich nicht nur auf die
Koalition beschränken –, dass wir viele gemeinsame große
Ziele haben, nämlich dieses Land, diese Republik, in
rechtsstaatlicher und freiheitlicher Form zu stabilisieren
und den Menschen Zukunft zu geben – unabhängig von ih-
rer Religionszugehörigkeit, ihrem Alter, ihrer politischen
Orientierung. Alle haben das Recht, dass wir uns um jeden
Einzelnen kümmern.

Diese, wie viele es nennen, soziale Gerechtigkeit – man
kann das auch anders nennen, man kann auch von Gerech-
tigkeit im Allgemeinen reden – ist, glaube ich, allen demo-
kratischen Parteien im Hessischen Landtag ein Grundbe-
dürfnis, das uns einen sollte.

Am Ende des Tages haben wir in den Programmen der bei-
den Koalitionsparteien – es sind einige Beispiele genannt
worden – durchaus sehr unterschiedliche Ideen gehabt, wir
haben sie teilweise heute noch; aber wir haben Wege ge-
funden, zu vernünftigen, sogar sehr vernünftigen Kompro-
missen zu kommen.

Denn eines, was der Ministerpräsident immer sagt, ist
wahrscheinlich eine der treffendsten Überschriften über
diesem Koalitionsvertrag. Wir arbeiten daran, dass die
Ökonomie nicht alles ist: die Frage der Wirtschaft, der Ar-
beitsplätze, des Wohlstandes, bei dem ich übrigens nie die-
jenigen meine, die Herr van Ooyen immer meint, wenn er
von Wohlstand redet. Ich rede nicht von Millionären, son-
dern ich rede von Menschen aus dem Mittelstand, von Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die ein Auskommen

haben, mit dem sie ihre Familien ernähren können, mit
dem sie ihren Kindern Zukunft bieten können.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Aber es gibt auch
jene, die das nicht können!)

Auch das ist für mich Wohlstand, nicht im dekadenten
Sinn, sondern im dem Sinn, dass möglichst viele, mög-
lichst alle daran teilhaben sollen. All das ist unstreitig und
erst recht unstreitig zwischen uns beiden Koalitionspart-
nern.

Aber es ist auch unstreitig, festzustellen, und dazu haben
wir Anlass, gerade seit 2009 – ich will noch einmal an die
große Wirtschafts- und Finanzkrise erinnern, die mich und
viele in der Union an vielen Stellen zum Nachdenken ge-
bracht hat –: Das ist nicht alles, um das wir ringen müssen,
sondern wir müssen immer auch dafür sorgen, dass diese
Welt nachhaltiger, ökologischer und im nachhaltigen Sinne
gerechter wird. Deswegen ist die Verbindung, die Symbio-
se von Ökonomie und Ökologie weit mehr als nur eine
Überschrift über diesem Koalitionsvertrag.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das bedeutet hin und wieder ein hartes Ringen, nicht nur in
den wochenlangen, nächtelangen Koalitionsverhandlun-
gen, sondern auch in der Zusammenarbeit, im Tagesge-
schäft. Das darf ich hier verraten. Wenn ich hin und wieder
gefragt werde: „Wie funktioniert das denn mit den GRÜ-
NEN?“, dann sage ich, es ist sehr anstrengend. Aber mit
diesem „anstrengend“ meine ich, wir ringen darum, im
Sinne der Verbindung der beiden genannten Zielsetzungen
zu guten Lösungen zu kommen. Das ist anstrengend, das
erfordert viel Zeit, und das fordert gute Argumente auf bei-
den Seiten. Wenn ich sage, das ist anstrengend, dann kann
ich für die CDU hinzufügen – und ich glaube, für die
GRÜNEN gilt das gleichermaßen –, dass ich diese An-
strengung sehr wohl und sehr gern in Kauf nehme.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Vizepräsident Wolfgang Greilich über-
nimmt den Vorsitz.)

Wir haben eines erreicht – das ist eines der wichtigsten Er-
folgsrezepte dieser Koalition –, was nicht selbstverständ-
lich war, erst recht nicht schon nach kurzer Zeit der Zu-
sammenarbeit, und was sich weiterentwickelt hat. Wir ha-
ben es geschafft, ein tiefes Vertrauen, ein menschliches
Vertrauen und Miteinander herzustellen, das dazu führt,
dass wir selbst dann, wenn es einmal sehr anstrengend
wird, immer noch beieinanderbleiben und zu guten Lösun-
gen kommen. Dieses Vertrauen vonseiten der GRÜNEN in
Richtung der Union, aber auch der Landesregierung in die
sie tragenden Regierungsfraktionen, wenn es um ihre Ar-
beit geht, die in diesen Tagen wahrlich schwer genug ist,
ist die wesentliche Grundlage unserer erfolgreichen Zu-
sammenarbeit. Das ist nicht selbstverständlich, und dafür
möchte ich allen Beteiligten sehr herzlich danken.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Natürlich stehen wir vor großen Herausforderungen; das
hat sich heute durch alle Redebeiträge gezogen. Es ist auch
kein Geheimnis, wenn ich sage, dass wir spätestens seit Pa-
ris, aber eigentlich schon seit längerer Zeit in diesem Land
vor weiteren schwierigen Fragen und Aufgabenstellungen
stehen. Das betrifft den Bereich der inneren Sicherheit. Ich
freue mich zunächst, Herr Schäfer-Gümbel, dass Sie vor-
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geschlagen haben: „Macht da noch mehr, auch in Geld.“
Aber es geht am Ende nicht nur darum, dass wir Ressour-
cen bereitstellen. Es muss am Ende auch darum gehen,
dass wir den Sicherheitsbehörden die nötigen Befugnisse
einräumen. Da weiß ich sehr wohl, worüber ich rede, in
dieser Koalition, aber auch insgesamt in diesem Hause.

Wir haben in der Vergangenheit und wir werden mögli-
cherweise in Zukunft noch über eine Reihe von Fragen re-
den müssen, die die Entwicklungen dieser Zeit und dieser
Tage erforderlich machen. Da sage ich nicht, dass ich in je-
dem Punkt schon abgeschlossene Vorstellungen habe, was
das am Ende des Tages bedeutet. Aber meine Wahrneh-
mung ist die, dass über das eine oder andere, über das wir
früher sehr gestritten haben, mittlerweile – sicherlich nicht
aus lauter Begeisterung bei allen Beteiligten – doch häufig
Konsens besteht.

Wir haben in den letzten Tagen erlebt – Stichwort: Schlei-
erfahndung –, dass auf hessischen Autobahnen verdachts-
unabhängige Polizeikontrollen stattgefunden haben. Ich er-
innere mich an Debatten im Hessischen Landtag, die wir
erbittert geführt haben, weil das schon einen intensiven
und massiven Eingriff in Freiheitsrechte bedeutet, wenn
man Freiheit nur so versteht, dass ich in keiner Weise von
staatlichen exekutiven Behörden behindert werde.

Ich muss sagen, ich habe es schon relativ früh zu Anfang
der Zweitausenderjahre erlebt, dass mich der nächtliche
Stau auf einer vierspurigen Ausfallstraße in Frankfurt am
Main nicht gestört hat. Ich habe mich vielleicht kurz geär-
gert und mir die Frage gestellt: „Muss das sein?“ Aber als
ich und wir alle nach den ersten Kontrollen dieser Art le-
sen konnten, wie viele an diesem Abend Gott sei Dank in
diese Kontrolle geraten sind, bei der herausgekommen ist,
dass sie Waffen geschmuggelt haben, dass sie Drogen ge-
schmuggelt haben und vieles andere in ihren Fahrzeugen
transportiert haben, was ich jedenfalls nicht transportiere,
weshalb ich grundsätzlich kein Problem damit habe, dass
ich verdachtsunabhängig kontrolliert werde, dann ist das
ein Zeichen, dass wir zurzeit weniger darüber reden, son-
dern alle miteinander froh sein sollten, dass wir dieses In-
strument haben.

Ich nenne das nur als eines von mehreren, die dafür sorgen
können, dass die Menschen in unserem Land, obwohl sie
Ängste haben nach dem, was in Paris jetzt schon zum
zweiten Mal in diesem Jahr passiert ist, darauf vertrauen
können, dass der Staat nicht wehrlos ist, sondern dass er
handlungsfähig ist. Meine Damen und Herren, wir alle
sollten froh sein, dass das so ist, und das müssen wir den
Menschen auch sagen.

(Beifall bei der CDU)

Ich will der Debatte nicht vorgreifen, die wir sicherlich bei
den Einzelplänen zum Thema innere Sicherheit führen
werden. Ich will nur sagen, ohne heute schon zu wissen,
was sich in den nächsten Wochen und Monaten in diesem
Zusammenhang noch ereignen wird, glaube ich eines: Wir
alle sind aufgerufen, nach guten und notwendigen Lösun-
gen zu suchen, dabei immer das richtige Maß zu finden –
ich bin dem Innenminister dankbar, dass er immer wieder
betont, dass es auch um Maß und Besonnenheit geht –, um
die besten Lösungen zu ringen, die einerseits gewährleis-
ten, dass wir unsere Freiheit nicht über Gebühr einschrän-
ken, andererseits aber Sicherheit gewährleisten. Das eine
bedingt das andere. Ich glaube, das ist eine wichtige Bot-
schaft dieser Tage.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, darum
geht es am Ende auch bei dem so wichtigen Thema der Er-
eignisse der letzten Monate, nämlich der Frage: Wohin
führt uns die Asyl- und Flüchtlingspolitik angesichts der
vielen Menschen, die zu uns kommen?

Ich glaube, ich habe es hier schon einmal gesagt. Ich bin
insbesondere den GRÜNEN sehr dankbar dafür, dass sie
nach intensiven parteiinternen und immer auch öffentlich
wahrnehmbaren Diskussionen – die hat es übrigens in allen
Parteien gegeben, nicht nur bei den GRÜNEN – am Ende
bereit waren, einige wichtige Weichenstellungen im Bun-
desrat mitzutragen. Es wird Ihnen allen so gehen, dass auf
Parteiveranstaltungen hin und wieder die Frage kommt:
Warum ist denn da so ein unterschiedliches Stimmenge-
wirr in der Bundespolitik oder in der Politik insgesamt zu
verspüren, wenn es um Problemlösungen geht? – Darauf
habe ich eine Antwort, die länger als zwei Minuten dauert,
nämlich dass wir eine Republik aus einer Bundesebene und
16 Bundesländern sind.

In dieser Frage haben wir immer die unmittelbare ver-
pflichtende Beteiligung des Bundesrates, also aller 16 Län-
der. Wir haben eine Mehrheitskonstellation mit einer
Großen Koalition im Bundestag und einer nicht so klaren
Mehrheitsstruktur im Deutschen Bundesrat, wo für eine
Mehrheit 35 Stimmen erforderlich sind, aber diejenigen,
die im Bundestag die Mehrheit haben, nur 27 Stimmen ha-
ben, also darauf angewiesen sind – das apostrophiere ich,
weil ich es gar nicht im eigentlichen Wortsinn meine, wie
man es manchmal negativ auslegen könnte –, gute Argu-
mente zu haben, um noch diejenigen zu überzeugen, die
wir auch brauchen, um zu guten Lösungen zu kommen,
nämlich die Kolleginnen und Kollegen der GRÜNEN.

Damit haben wir eine Kurzbeschreibung dessen, was in
diesem Land auch eines der vermeintlichen Probleme ist.
Ich sage, es ist gut, dass es so ist, dass wir breite Mehrhei-
ten brauchen, damit auch in diesen wichtigen Fragen Maß
und Mitte gewährleistet sind und bei einer Herausforde-
rung, die unser Land im wahrsten Sinne des Wortes verän-
dern wird, nicht nur die eine oder andere Seite Politik
macht.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Kurzum, es gibt keine einfachen Lösungen, und es gibt am
Ende des Tages nur Lösungen, wenn wir alle gemeinsam,
die wir gute Demokraten sind, um die besten Lösungen
ringen. Da bin ich sehr bei dem, was der Ministerpräsident
immer sagt: dabei bleiben und erst einmal das, was wir ha-
ben, umsetzen. Wir müssen mit den Menschen darüber re-
den, was wir nicht nur in Politik umgesetzt haben, sondern
auch unmittelbar mit einer Wirkung versehen haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch das ist völ-
lig unbestritten: In meiner Partei, in der Union, gibt es
durchaus sehr unterschiedliche Stimmen hinsichtlich der
Frage, was die Ursache des Problems ist und warum es
nach der Sommerpause in einer so kurzen Zeit zu einer sol-
chen Menge an Menschen gekommen ist, die den Weg
nach Europa, konkret nach Deutschland, gesucht haben.

Ich will nicht verhehlen, dass auch in unserer Landtags-
fraktion häufig über diese Frage gestritten und diskutiert
worden ist. Ich will auch nicht verhehlen, dass selbstver-
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ständlich über die Frage, ob es die richtigen Signale der
Bundeskanzlerin waren, auch bei uns debattiert worden ist.
Ich will aber auch sagen, dass bei einigen die Wahrneh-
mung und die Beurteilung verrutscht sind.

Ich habe es auf dem kleinen Parteitag am Samstag in Ha-
nau gesagt: Jeder, der glaubt, dass das Selfie mit einem sy-
rischen Flüchtling, das die Bundeskanzlerin, als sie ein
Flüchtlingslager besucht hat, geschossen hat und das dann
um die Welt ging, auch zu diesen Menschen, die in den
schwierigsten Situationen in großen Lagern leben müssen,
dazu geführt hat, dass die Menschen für sich entschieden
haben, nach Deutschland zu gehen, der unterschätzt die
Wirkung eines solchen einzelnen Vorgangs. Er unter-
schätzt vor allen Dingen auch die wirklichen Ursachen, die
dazu geführt haben, dass gerade jetzt so viele Menschen zu
uns kommen.

Ich will das auch noch einmal an dem deutlich machen,
was ich in einer der letzten Plenarsitzungen gesagt habe.
Ich habe mir die Mühe gemacht, oder ich habe meinen
Mitarbeiter sich die Mühe machen lassen, mir das heraus-
zusuchen – –

(Zuruf des Abg. René Rock (FDP))

– Ja, ich habe mir die Mühe gemacht, jemandem anderen
die Mühe zu machen.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Also, wir haben uns die Mühe gemacht – –

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt wird es wieder sehr
ernst. Wir haben uns die Mühe gemacht, herauszusuchen,
wie es den Menschen in den Flüchtlingslagern in Jordani-
en, im Libanon, teilweise in Ägypten und in der Türkei
geht. Wir alle haben immer wieder erschrocken – vor Mo-
naten begann eine bundesweite öffentliche Debatte – zur
Kenntnis nehmen müssen, dass das Flüchtlingshilfswerk
der Vereinten Nationen am Ende einräumen musste, dass
es nicht mehr in der Lage war, dafür zu sorgen, dass die
Menschen ihren Kindern und sich selbst zumindest jeden
Tag noch etwas zu essen geben können.

Wenn Sie sich die Statistik dieses Jahres anschauen, dann
will ich Ihnen zwei bis drei Dinge nennen. Vom 01.01. bis
zum 18.09.2015 haben in dieses UNHCR-Flüchtlingswerk
eingezahlt: die Vereinigten Staaten von Amerika – Herr
von Ooyen, hören Sie gut zu – 1,2 Milliarden Dollar, das
Vereinigte Königreich 176 Millionen Dollar, die Europäi-
sche Union 142 Millionen Dollar und die Bundesrepublik
Deutschland 65 Millionen Dollar. – Ich will es dabei be-
wenden lassen.

Ich erlaube mir nur die Feststellung, dass es ganz gut und
dringend geboten wäre, dass wir nicht nur darüber reden,
sondern dringend Abhilfe schaffen und uns zukünftig nicht
mehr dafür schämen müssen, dass wir die wesentlichen Ur-
sachen für den kurzfristig massiven Wegzug von Men-
schen aus diesen Regionen nach Mitteleuropa verursacht
haben. Meine Damen und Herren, das kann so nicht stehen
bleiben. Das braucht dringend eine klare Antwort, auch der
deutschen Politik.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Der Ministerpräsident hat gesagt, dass das nicht nur ein
Thema ist, sondern auch nachgesteuert wird. Ich habe mir
die aktuellen Zahlen von Michael Brand schicken lassen.
Wie Sie wissen, ist Michael Brand Bundestagsabgeordne-
ter aus dem Raum Fulda und Vorsitzender des Ausschus-
ses für Menschenrechte. Ja, es tut sich einiges. Aber ich
komme zu dem Schluss: leider ein wenig spät, aber besser
später als gar nicht.

Insofern will ich das nur als Beispiel dafür nehmen, dass es
ganz klug wäre, wenn wir erst einmal bei uns selbst anfan-
gen und dann mit Fingern auf andere zeigen. Was aber
nicht unterbleiben sollte – auch da bin ich sehr nah an dem,
was heute schon mehrfach gesagt worden ist –: In der Ge-
samtlösung dieses Problems brauchen wir alle nicht nur die
Europäische Union, sondern viele andere internationale
Partner gleichermaßen.

Ich will einen großen Sprung machen und versuchen, in
wenigen Punkten natürlich auch über den Haushalt des
Landes Hessen und über die anderen Politikfelder zu re-
den. Ich will auch auf das eine oder andere eingehen, was
angesprochen wurde, Stichwort: Kommunalfinanzen.

Die Zahlen sind genannt worden, die kann wohl jeder mitt-
lerweile auswendig, ob es der Kommunale Finanzausgleich
mit einer historischen Höhe von 4,4 Milliarden € ist, ob es
der Schutzschirm ist, ob es das Investitionsprogramm ist.
Herr Schäfer-Gümbel und andere, die sich dazu geäußert
haben, ja, man kann sich durchaus darüber streiten, ob es
nicht an der einen oder anderen Stelle noch ein bisschen
mehr sein könnte. Man sollte in diesem Streit aber auch
wahrnehmen, was es am Ende bewirkt hat. Ich will das
einmal an den Schutzschirmkommunen darstellen. Im Jahr
2015 hatten wir ein geplantes Gesamtminus von 281 Mil-
lionen € bei den betreffenden Kommunen. Zum Jahresende
werden wir voraussichtlich ein Minus von 133 Millionen €,
also deutlich weniger als die Hälfte, haben.

Wir haben 34 Schutzschirmkommunen mit ausgegliche-
nem Haushalt. Das sind 25 mehr, als geplant waren. Wir
haben also die Kommunen dabei unterstützt, zu konsolidie-
ren. Wir haben die Kommunen motiviert, möglicherweise
dadurch in strukturelle Veränderungen zu kommen. Herr
Rentsch hat dies heute an verschiedenen Stellen eingefor-
dert. Dazu will ich jetzt nicht Stellung nehmen. Es wird si-
cherlich verschiedene Debatten zu der Frage geben, was
auf kommunaler Ebene strukturell möglich ist.

Herr Kollege Rentsch, ich will nur so viel sagen: Man
muss Kommunen nicht zusammenlegen. Es gibt so viele
Instrumente der Zusammenlegung und Veranlagung der
Verwaltung. Das Innenministerium hat dazu eine eigene
Stabsstelle. Wer will, kann all dies, was Sie heute gefordert
haben, schon tun, ohne dass sich zwei selbstständige Kom-
munen zusammenlegen müssen. Das ist eine wichtige Bot-
schaft. Wir sollten den Menschen auch häufiger sagen,
dass das möglich ist. Sie müssen also nicht die Identität ih-
rer Kommune, die häufig sehr stark entwickelt ist, infrage
stellen.

Kurzum: Der Schutzschirm ist für die hessischen Kommu-
nen ein erfolgreicher Weg, bei dem es noch viel zu tun
gibt. Es ist ein ganz wichtiger Schritt in Richtung der Kon-
solidierung des Gesamthaushalts, auch und gerade der
kommunalen Ebene.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Wenn Sie daran noch irgendeinen Zweifel haben, dann will
ich Ihnen sagen, welchen Schlussstrich man unter das Jahr
2014 – das ist das letzte vollständig abgeschlossene Haus-
haltsjahr – ziehen kann. Wenn Sie alle Defizite der hessi-
schen Kommunen zusammenrechnen, kommen Sie auf ein
Minus von 70 Millionen €. Wir haben sehr viele Kommu-
nen, die im letzten Jahr nicht nur eine schwarze Null ge-
schrieben haben, sondern auch Rücklagen bilden konnten.
Sie kommen auf ein Minus aller Kommunen von 70 Mil-
lionen €. Das Minus des Landeshaushalts betrug im letzten
Jahr 890 Millionen €. Wer immer noch glaubt, dass das
Problem nur bei den Kommunen anzusiedeln ist, der liegt
nach dieser klaren Ergebnisfindung des Jahres 2014 völlig
falsch, Herr Kollege Schäfer-Gümbel.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Wer hat das be-
hauptet?)

Das heißt aber nicht, dass man nicht über die Struktur der
Kommunalfinanzen weiter streiten kann. Das tun die abun-
danten Kommunen, die möglicherweise mit uns an anderer
Stelle darüber streiten werden, dass sie weniger bekom-
men, weil sie auch weniger brauchen. Möglicherweise
wird die eine oder andere nicht abundante Kommune, die
deutlich höhere Mittel aus dem Kommunalen Finanzaus-
gleich erhält, sich beschweren, dass es noch mehr sein
müsste.

(Zuruf des Abg. Lothar Quanz (SPD))

Ich sage: Strich unter die Kommunalfinanzen. Wir sind
dort sehr große Schritte weitergekommen. Dieses Defizit
betrug vor sechs Jahren noch 2,5 Milliarden €. Wir sind
jetzt bei 70 Millionen €. Das ist ein toller Erfolg, den wir
gemeinsam mit den Kommunen und den dort Verantwortli-
chen erarbeitet haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will natürlich nicht nur über Geld und über Finanzpoli-
tik, sondern auch über die Wirtschaft reden. Ich will noch
zu den Themen Wirtschaft und Bildung kommen und dann
schließen. Vieles von dem, was ich hier aufgeschrieben ha-
be, ist auch von Herrn Kollegen Wagner und von Herrn
Ministerpräsidenten Volker Bouffier schon vorgetragen
worden.

Beim Thema Wirtschaft will ich auch noch einmal auf die
schwierigen Meinungsbildungsprozesse innerhalb dieser
Koalition zurückkommen, die mit den Koalitionsverhand-
lungen angefangen haben. Damit komme ich zu dem The-
ma, das Sie eingangs erwähnt haben, Herr Schäfer-Güm-
bel, indem Sie den Flughaften thematisiert haben. Noch
mehr hat Herr Kollege Rentsch darüber gesprochen. Ich
will fragen: Wo, bitte schön, ist eigentlich Ihr Problem?

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Entschuldigung,
ich habe gar nichts dazu gesagt!)

Wir haben eine klare Aussage im Koalitionsvertrag getrof-
fen, die den GRÜNEN schwergefallen ist. Unsere damali-
ge Frage war: Stehen wir zu dem, was Beschlusslage ist?
Stehen wir zu dem, was der Rechtsstaat den Unternehmen,
die in diesem Rechtsstaat unterwegs sind, an Sicherheit
bieten muss, oder stellen wir das infrage? Ich fand es
höchst respektabel und bemerkenswert, dass die GRÜNEN
seinerzeit gesagt haben: Selbstverständlich stellen wir das
nicht infrage.

Was wir infrage stellen, ist, dass wir noch sehr viel besser
werden müssen, als vielleicht schon zu diesem Zeitpunkt
an einigen Stellen beweislastig umgesetzt durch die frühere
Landesregierung. Das darf man auch sagen, das gehört zur
Wahrheit hinzu. Was wir wollen und erwarten – das war
damals die Forderung der GRÜNEN –, ist, dass wir in all
den Fragen der Belastungen deutlich besser werden. Dage-
gen kann niemand ernsthaft etwas haben.

Schauen wir uns an, was daraus geworden ist. Schauen Sie
sich an, was z. B. beim Stichwort Lärmpausen schon kon-
kret aus diesem Koalitionsvertrag umgesetzt worden ist.
Ich weiß, es gibt immer noch den einen oder anderen Sozi-
aldemokraten, der darüber redet, damit seien wir noch
nicht ganz fertig. – Das wissen wir, dass wir noch nicht
fertig sind. Aber wir arbeiten daran, dass wir demnächst
100 % dessen umsetzen können, was wir im Koalitionsver-
trag aufgeschrieben haben. Im Moment sind wir bei 80 %.
Es ist die eine Flugrichtung – das wissen Sie als Fachleu-
te –, die wir umgesetzt haben.

Da ich zufälligerweise – das ist reiner Zufall; sonst würden
Sie mir vorwerfen können, ich bin auch noch fürs Wetter
und die Windrichtung zuständig – im Frankfurter Süden
wohne, erfahre ich jeden Tag eine Stunde weniger Flug-
lärm, wenn ich denn zu Hause bin.

(Marius Weiß (SPD): Heute Morgen nicht!)

Meine Nachbarinnen und Nachbarn sagen mir, dass sie es
auch so sehen und dass sie sehr dankbar dafür sind, dass
das so ist. Da ich selbstverständlich Altruist bin, wie wir
alle, arbeiten wir daran, dass es demnächst in der anderen
Richtung auch so wird. Da liegt noch ganz viel vor uns.
Aber ich will sagen, dass wir das Ziel nicht aus den Augen
verloren haben. Wir brauchen viele technische Vorausset-
zungen dafür. Darüber reden wir gerade, durchaus auch ich
selbst mit dem Kollegen Al-Wazir. Ich bin sicher, dass wir
dort Schritte weiterkommen, wie bei vielen anderen Fragen
mehr.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Jetzt bauen wir das Terminal 3. Jetzt machen wir so viel
mehr im Bereich des Lärmschutzes. Ich will nicht auf jedes
Detail eingehen. Das werden morgen die Fachpolitiker ma-
chen. Ich finde, da könnte man sagen: Dieses Land ist
durch diese Koalition nicht nur weiter gut, sondern es ist
an vielen Stellen deutlich besser geworden. Wir haben
auch in sehr konkreten Politikfeldern, wo es immer auch
um die zweite Seite der Medaille geht, viel erreicht.

Wir sind dahin gekommen, dass viele Menschen sagen:
Das ist genau die Politik, die ich wollte, nicht mehr gren-
zenloses Wachstum – das war vorher schon nicht so, das
will ich anfügen; ich bleibe dabei, auch die frühere Lan-
desregierung hat in diesen Fragen sehr viel erreicht –, nicht
mehr nur Wachstum auf Deubel komm raus, sondern im-
mer mit Mitte und Maß und Besonnenheit die Weiterent-
wicklung der Wirtschaft und der wirtschaftlichen Prosperi-
tät unseres Landes im Auge. Das ist weiterhin eine gute
Überschrift über dieser Landesregierung.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn ich einen letzten Teil herausgreifen darf: Herr Schä-
fer-Gümbel und Herr Kollege Rentsch, ich könnte darüber
reden, was wir im Bereich des Landesstraßenbaus machen.
Die Subline in diesem Koalitionsvertrag heißt „Verlässlich
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gestalten – Perspektiven eröffnen“. Das hatte ich eingangs
erwähnt. Wenn wir dort die Perspektive haben, dass wir
insgesamt 600 Baumaßnahmen, Sanierungsmaßnahmen in
der Größenordnung von weit über 400 Millionen € für die
nächsten fünf Jahre haben, dann habe ich jedenfalls eines
nicht erlebt, was dauernd behauptet wird, dass die Mail-
Briefkästen überfüllt seien. Meiner war nicht überfüllt. Ich
habe zwei oder drei Bürgermeisterinnen oder Bürgermeis-
ter aus Hessen gehabt, die gesagt haben, sie wären auch
gerne dabei. Alle anderen waren zufrieden, weil sie ge-
merkt haben, wir haben uns an der Sache orientiert. Wir
haben dort, wo der größte Sanierungsstau war, sehr klare
Antworten gegeben, wann die Sanierung erfolgt und der
Sanierungsstau behoben wird.

Das ist das, was ich unter Verlässlichkeit verstehe. Zu
dem, was Sie hin und wieder sagen, es könnte ein bisschen
mehr sein, sage ich: Ja, ich bin sehr bei Ihnen, aber irgend-
wann müssten Sie auch im Zuge der Haushaltsberatungen
in dieser zweiten Lesung in dieser Woche sagen, wo es
denn herkommen soll.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf des Abg. Marius Weiß (SPD))

Damit bin ich beim letzten Punkt, der Schuldenbremse.
Das ist zu Recht vom Kollegen Rentsch angesprochen
worden.

(Zuruf des Abg. Marius Weiß (SPD))

Da frage ich Herrn Kollegen Rentsch: Ich habe Sie in den
letzten zwei Jahren bei Koalitionsrunden nicht mehr gese-
hen. Manchmal hat man das Gefühl, Sie sind ständig dabei
gewesen und wüssten etwas. Aber ich bin sicher, ich hätte
Sie erkannt. Das soll heißen: Sie erfinden hier irgendwel-
che Legenden, an denen ich nicht teilhabe, jedenfalls nicht
an dem, was der Kollege Rentsch vorträgt. Zum einen gibt
es keinen Streit in dieser Koalition, erst recht nicht um die-
se Frage, zum anderen ist es weiterhin so, dass wir an vie-
len Stellen diskutieren, aber am Ende zu Lösungen kom-
men, die Sie spätestens hier im Hessischen Landtag offizi-
ell und öffentlich erfahren.

Bei der Schuldenbremse ist relativ eindeutig, was wir ge-
meinsam verabredet haben. Ich warne jeden davor – da bin
ich sehr bei dem, was Kollege Rentsch in der Einschätzung
zu dieser Frage sagt –,

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Er ist gar nicht mehr da!)

dass wir diese Schuldenbremse infrage stellen. Herr van
Ooyen, Sie können noch hundertmal sagen, dass die
schwarze Null ein Fetisch sei. Das bleibt Ihnen unbenom-
men. Bei Ihnen weiß man eh, dass Sie eine etwas andere
politische Ideologie als alle anderen hier im Hause haben.
Aber das sei Ihnen unbenommen. Sie ist in Hessen sicher-
lich auch weiterhin nicht mehrheitsfähig, weil die Hessen
glauben, dass es sinnvoll ist, Parteien zu wählen, die auf
dem gleichen Planeten leben wie wir.

Aber ich will sagen, diese schwarze Null ist das Gegenteil
von einem Fetisch. Sie ist dringend geboten. Ich will noch
einmal den etwas größeren Bogen zu den großen Fragen
schlagen, die wir in diesen Tagen auch in Hessen, aber na-
türlich erst recht im Bund und in Europa zu lösen haben.
Wie halten wir dieses europäische Haus zusammen? Heute
sage ich: Ich bin verdammt froh, dass es uns mit einer
großen Kraftanstrengung gemeinsam gelungen ist, im

Sommer dieses Jahres dafür zu sorgen, dass Griechenland
weiterhin Partner in dieser Europäischen Union ist.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Schäfer-Gümbel, ich bin sehr bereit – das gilt für die
gesamte Union –, weiterhin hart daran zu arbeiten und da-
für zu kämpfen, dass das auch so bleibt, bei aller Notwen-
digkeit, damit die Botschaft zu verbinden, dass es keine
einseitige Partnerschaft von 27 Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union gegen Griechenland ist, sondern nur mit
Griechenland, damit das auch klar ist.

Deswegen kann es aus meiner Sicht keine Irritation geben,
auch nicht über das, was der Bundesfinanzminister seiner-
zeit in den Verhandlungen unternommen hat. Ich will klar
sagen: Gemeinschaft braucht gemeinsame Spielregeln, und
nur wenn alle sich daran halten, kann daraus etwas Ver-
nünftiges werden.

Weil wir das im Sommer so gemacht haben, sind wir heu-
te, ich jedenfalls, froh, dass wir Griechenland weiter als
Partner haben, bei allen zusätzlichen Belastungen, die
Griechenland in den letzten Monaten zu bewerkstelligen
hatte. Wollen wir einmal ehrlich sein. Hier wird hin und
wieder über das Dublin-Abkommen gestritten. Wer hat es
außer Kraft gesetzt? Frau Wissler hat in der letzten Plenar-
sitzung, als wir darüber gesprochen haben, schon vorgetra-
gen, vor drei oder vier Jahren hätten wir alles auf Italien
und Griechenland abgewälzt.

Dazu sage ich ausdrücklich: Das stimmt nicht. Es waren
relativ bescheidene Zahlen an Flüchtlingen, die zu uns ge-
kommen sind. Da war dieses Dublin-Abkommen genau
richtig. Aber wer sollte heute bei dieser Zahl von Men-
schen, die zu uns kommen, glauben, dass wir das Problem
einzig und allein in diesen beiden Staaten am Mittelmeer,
an der Ägäis abladen können im Sinne von: „Die sollen
erst einmal sehen, wie sie damit klarkommen“? – Das wird
nicht funktionieren. Deswegen gehöre ich zu denen, die sa-
gen: Wir müssen das Dublin-Verfahren in der Grundstruk-
tur erhalten, aber wir müssen auch alles daransetzen, dass
es von allen Partnern nicht nur auf dem Papier erhalten
wird, sondern von allen Staaten auch in der Bewältigung
dieser großen Herausforderung umgesetzt werden kann.

Deswegen sind hier Solidarität und keine Sonntagsreden
gefragt und erst recht keine Parteien, die kurze, knappe Lö-
sungswege vorschlagen und à la AfD erklären: Wählt nur
uns, dann wird das alles viel besser, wir setzen alles wieder
in Kraft, was heute definitiv jedenfalls so nicht funktionie-
ren wird. – Deswegen ist meine letzte Bitte, dass wir uns in
diesem Haus in dieser Frage durchaus weiterhin streiten,
aber am Ende in den wesentlichen und grundsätzlichen
Fragen so nahe beieinanderbleiben, wie es heute in der
grundsätzlichen Ausrichtung des Haushalts 2016 von den
demokratischen Fraktionen dieses Hauses präsentiert wor-
den ist.

Dafür will ich noch einmal ausdrücklich danken, Ihnen al-
len später einen schönen Abend bei wichtigen Partnern der
hessischen Landespolitik wünschen und mich gemeinsam
mit Ihnen – auch davon gehe ich aus – auf gute Debatten
am morgigen Tag zu den Einzelplänen freuen. Das sollten
wir heute schon all denjenigen zusichern, die morgen zu
reden haben. – Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Boddenberg. – Das Wort hat
Kollege Schäfer-Gümbel für die Fraktion der SPD. Vier
Minuten Redezeit.

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr
geehrter Herr Boddenberg, ich habe mich noch einmal ge-
meldet, weil Sie dasselbe gemacht haben wie Mathias
Wagner vorher schon in anderer Richtung, nämlich etwas
zu behaupten, was überhaupt nicht aufgerufen wurde, um
es anschließend zu widerlegen.

Erste Bemerkung. Ich habe über den Flughafen heute über-
haupt nicht geredet.

(Günter Rudolph (SPD): Ja, ja!)

Zweite Bemerkung. Über den KFA habe ich heute auch
nicht geredet. Ich habe ausschließlich über die Frage der
Investitionsfähigkeit und den Investitionshaushalt auf der
kommunalen Seite geredet, mit dem Hinweis darauf, dass
das Kommunalinvestitionsprogramm ein Beitrag ist, den
Sie offensichtlich als Thema erkannt haben, dass es aber
nicht reichen wird – angesichts einer Situation, in der die
öffentlichen Haushalte auf der kommunalen Seite im Jahr
2014 die Investitionshaushalte um 750 Millionen € gesenkt
haben –, um die positiven Zahlen zu erreichen, die Sie be-
nannt haben, und das nicht mit den 1,5 Milliarden € auszu-
gleichen ist.

Über diese beiden Punkte habe ich geredet. Ich will es ein-
fach nur klargestellt haben, weil es mir langsam auf den
Wecker geht, dass solche Sachen immer behauptet werden,
die überhaupt nicht aufgerufen waren, weil es uns diese
Debatten schwieriger macht.

Dritte Bemerkung. Sie haben mich aufgefordert, noch ein-
mal etwas dazu zu sagen, woher das alles kommen soll:
Wir haben Ihnen – jetzt rede ich ein bisschen aus dem
Nähkästchen – in den internen Runden mehr als einmal er-
klärt, dass wir etwa die Hälfte dessen, was der Finanzmi-
nister erstaunlicherweise auch gefunden hat, um seine 500
Millionen € zu finanzieren, aufgenommen haben, um Sym-
bolakte – mehr kann es in so einer Haushaltsberatung gar
nicht sein – in der zweiten Lesung einzubringen und das
Thema Flüchtlinge danach aufzurufen.

Jetzt reden wir über die Frage, wie wir etwa 90 Millionen €
zusätzlich zu dem finanzieren, was Sie aufgerufen haben:
50 Millionen € investiv im Bereich des Wohnungsbaus und
noch einmal etwa 40 Millionen € für den Bereich Schule,
öffentliche Sicherheit und Kommunalinvestitionen. Wir
haben gesagt, mit Blick auf ein paar Themen schieben wir
alles andere vor die Klammer. Daraus wird jetzt sozusa-
gen: Man akzeptiert alles, oder man ignoriert alles; man
muss es nicht aufrufen, wie Kollege Wagner suggeriert hat.
– Das war nicht der Punkt.

Wir machen in diesen Haushaltsplanberatungen nichts an-
deres als ein paar Punkte der Erkennbarkeit, weil wir mit
Blick auf den Produkthaushalt wissen, dass man aus der
Opposition heraus solche Haushalte überhaupt nicht steu-
ern kann. Reden Sie einmal mit dem Rechnungshof und
mit anderen. Die werden Ihnen im Detail erklären, warum
das alles nicht geht, warum das kaum nachvollziehbar ist.
Ich will es nur einmal gesagt haben, weil ich glaube, dass
es uns für all die anderen Debatten helfen würde.

Sehr dankbar bin ich Ihnen für die Bemerkung zum Thema
Griechenland – dazu will ich sozusagen die letzte Minute
nutzen. Herr Ministerpräsident, ich habe ausdrücklich ge-
sagt: Die schwarze Null ist kein Dogma. Ich habe dabei
Herrn Grillo zitiert – bekanntermaßen kein Sozialdemo-
krat –, der gesagt hat: Mit Blick auf die Fragen, wie wir
diese Herausforderungen stemmen, und die Lage, in der
wir im Moment sind, muss man unter Umständen über an-
dere Sachen nachdenken.

Es hat von uns niemand gesagt, dass wir die schwarze Null
oder die Schuldenbremse infrage stellen. Wir haben nur
gesagt: In dem Moment, in dem wir sehen, dass die Aufga-
be so komplex wird, dass wir über den Tag hinausgehen
müssen, sind wir bereit, mit Ihnen zusammenzuarbeiten. –
Mehr haben wir erst einmal nicht gesagt.

Zu Griechenland ist zu sagen, dass Finanzminister Schäub-
le die Griechen im Sommer raus haben wollte und explizit
eine Mehrheit im Finanzministerrat dafür hatte. Die Kanz-
lerin und der sozialdemokratische Teil haben das verhin-
dert. Ich kann nur sagen: Gott sei Dank, da sind wir ganz
beieinander. Wenn die Griechen aus dem Euro rausgeflo-
gen wären, hätten wir in den letzten vier Monaten in der
Europäischen Union bei der Bewältigung der Flüchtlings-
frage noch sehr viel mehr Spaß gehabt.

Deswegen ist ein Grundsatz von entscheidender Bedeu-
tung: Bedenke das Ende. Das kommt mir manchmal ein
bisschen zu kurz.

Mir war es wichtig, diese vier kurzen Korrekturen anzu-
bringen, damit wir in solchen Debatten redlich miteinander
umgehen. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Schäfer-Gümbel. – Weitere
Wortmeldungen zu dem Einzelplan 02 liegen nicht vor.

Deshalb unterbrechen wir jetzt, wie vereinbart, die Bera-
tung zu Tagesordnungspunkt 19, zweite Lesung des Haus-
haltsgesetzes. Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktion der
SPD für ein Hessisches Gesetz zur Verwirklichung der
Gleichberechtigung von Frauen und Männern
– Drucks. 19/2636 zu Drucks. 19/1509 –

zusammen mit dem Tagesordnungspunkt 17:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Hessi-
sches Gesetz über die Gleichberechtigung von Frauen
und Männern und zum Abbau von Diskriminierungen
von Frauen in der öffentlichen Verwaltung (Hessisches
Gleichberechtigungsgesetz – HGlG) – Drucks. 19/2637
zu Drucks. 19/2161 –

hierzu:

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE – Drucks.
19/2672 –

In der Aussprache hat sich zunächst Frau Kollegin Gnadl
für die Fraktion der Sozialdemokraten zu Wort gemeldet.

(Günter Rudolph (SPD): Erst einmal müssen wir die
Berichterstattung machen!)
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– Berichterstattung. Frau Abg. Ravensburg, ich bitte um
Entschuldigung. Sie haben das Wort.

Claudia Ravensburg, Berichterstatterin:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Beschlussempfehlung zum Gesetzentwurf der
SPD für ein Gesetz zur Verwirklichung der Gleichberechti-
gung von Frauen und Männern: Der Sozial- und Integrati-
onspolitische Ausschuss empfiehlt dem Plenum mit den
Stimmen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
FDP gegen die Stimmen von SPD und DIE LIINKE, den
Gesetzentwurf in zweiter Lesung abzulehnen.

Beschlussempfehlung zum Gesetzentwurf der Fraktionen
der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Der Sozial-
und Integrationspolitische Ausschuss empfiehlt dem Ple-
num mit den Stimmen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN gegen die Stimmen von SPD, DIE LINKE und
FDP, den Gesetzentwurf in zweiter Lesung unverändert
anzunehmen.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank für die Berichterstattung, Frau Kollegin Ra-
vensburg. – Das Wort hat nun Frau Abg. Gnadl für die
Fraktion der Sozialdemokraten. Die Redezeit beträgt zehn
Minuten. Bitte sehr.

Lisa Gnadl (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir beraten heute zwei alternative Gesetzentwürfe für ein
neues Hessisches Gleichberechtigungsgesetz in zweiter Le-
sung: auf der einen Seite unseren Gesetzentwurf der SPD-
Fraktion, der einen ambitionierten Aufbruch zur wirklichen
Gleichberechtigung von Frauen und Männern im öffentli-
chen Dienst in Hessen darstellt; auf der anderen Seite einen
Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen, ein lang verspro-
chener, letztendlich aber unausgereifter Minimalkonsens,
der in Sachen Gleichberechtigung weit hinter dem recht-
lich Möglichen und dem gleichstellungspolitisch Notwen-
digen zurückbleibt.

(Beifall bei der SPD)

Wer Gleichberechtigung wirklich will, der braucht vor al-
len Dingen Entschlossenheit und Mut. Halbherzige Ge-
setzentwürfe und minimale Kompromisse, wie der
schwarz-grüne Gesetzentwurf, bringen uns in Sachen
Gleichberechtigung keinen Millimeter weiter.

(Beifall bei der SPD)

Mit Ihrem Gesetzentwurf wollen Sie es einfach allen recht
machen: auf der einen Seite denen, die einen gleichstel-
lungspolitischen Fortschritt wollen, und auf der anderen
Seite denen, die möglichst nichts verändern wollen. Jetzt
sind Sie am Ende nur denen gerecht geworden, die eben
nichts verändern wollen. Ihnen fehlt der Mut. Damit neh-
men Sie in Kauf, dass wir in Hessen in Sachen Gleichbe-
rechtigung weiter auf der Stelle treten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn die Mütter
des Grundgesetzes so mutlos und unentschlossen gewesen
wären, dann sähe der Art. 3 des Grundgesetzes heute si-
cherlich anders aus.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. Hartmut Hon-
ka (CDU))

Heute Mittag haben kommunale Frauenbeauftragte dem
Hessischen Landtag über 2.000 Postkarten mit Unterschrif-
ten für ein neues Hessisches Gleichberechtigungsgesetz
überreicht. Gerade die Frauenbeauftragten, die in den öf-
fentlichen Verwaltungen die Praktikerinnen vor Ort sind,
setzen große Hoffnungen auf uns alle, dass es am Ende ein
fortschrittliches Hessisches Gleichberechtigungsgesetz ge-
ben wird.

In der Anhörung haben insbesondere die Frauenbeauftrag-
ten anhand von praktischen Beispielen deutlich gemacht,
dass sie für die Umsetzung von Gleichberechtigung im öf-
fentlichen Dienst eine bessere Ausstattung für ihre Arbeit
brauchen, dass sie in die Lage versetzt werden müssen, auf
Augenhöhe in der Dienststelle zu arbeiten, und dass sie vor
allen Dingen wirkungsvolle Instrumente brauchen, damit
sie im Konfliktfall handlungsfähig sind.

(Beifall bei der SPD)

Genau daran scheitert der schwarz-grüne Gesetzentwurf.
Deshalb ist Ihr Gesetzentwurf insbesondere bei den Sach-
verständigen und den Praktikerinnen in der Anhörung
durchgefallen. Er bietet gegenüber dem jetzigen Rechtszu-
stand keinen Fortschritt. Der vor Kurzem vorgelegte Be-
richt der Landesregierung zum Gleichberechtigungsgesetz
zeigt, dass es bei der Zahl der Frauen in Führungspositio-
nen keine deutlichen Verbesserungen gibt. Deshalb sind
wir nach wie vor der Auffassung, dass wir neue gesetzliche
Regelungen brauchen, die auch Wirkung zeigen.

(Beifall bei der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, von der Fraktion
der CDU haben wir an dieser Stelle nicht mehr erwartet.
Wir hatten aber insbesondere an die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN mehr Erwartungen.

(Lebhafte Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Bisher wollten Sie in Hessen immer mehr Geschlechterge-
rechtigkeit. Sie wollten die gleichen Verwirklichungschan-
cen für Frauen und Männer. Den öffentlichen Dienst in
Hessen wollten Sie zum Vorbild machen. Und Sie wollten
die Frauenförderpläne verbindlicher machen. Das große
Problem ist, dass Ihr Regierungshandeln meilenweit hinter
Ihren Ankündigungen zurückbleibt.

(Beifall bei der SPD)

Der Entwurf der Regierungsfraktionen hinkt unserem sozi-
aldemokratischen Entwurf hinterher. Das grundlegende
Problem ist doch, dass in der öffentlichen Verwaltung zwar
Frauenförderpläne vorgeschrieben sind, die bei Nichterfül-
lung ihrer Zielvorgaben aber sanktionslos bleiben. Letzt-
lich sind daran die bisherigen Gleichberechtigungsgesetze
im Ergebnis gescheitert. Das wollen wir mit unserem SPD-
Entwurf endlich ändern.

(Beifall bei der SPD)

Nur wenn die Nichterfüllung der gleichstellungspolitischen
Ziele zu effektiven und merklichen Sanktionen führt, wird
sich auch in der Realität ein Fortschritt einstellen und
durchsetzen können. Daher braucht es Sanktionsmöglich-
keiten, wie sie in unserem Gesetzentwurf vorgesehen sind.
Die Möglichkeiten in Ihrem Entwurf reichen nicht dafür
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aus, die Zielvorgaben der Frauenförderpläne am Ende si-
cherzustellen.

Der zweite grundlegende Unterschied zwischen unseren
Gesetzentwürfen ist, dass unser Entwurf klar sagt: Solange
keine reale Gleichstellung erreicht ist und es Bereiche gibt,
in denen Frauen unterrepräsentiert sind, müssen Frauen
dort, wo sie unterrepräsentiert sind, auch den Vorrang bei
der Stellenbesetzung bekommen, solange kein Mann offen-
sichtlich besser qualifiziert ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist eine entscheidende Maßnahme. Sie ist gleichstel-
lungspolitisch notwendig und auch rechtlich möglich, so
wie das Gutachten des ehemaligen Bundesverfassungsrich-
ters Prof. Dr. Hans-Jürgen Papier aufgezeigt hat.

Zu den weiteren Bestimmungen unseres Gesetzentwurfs,
die bei Ihnen fehlen oder nicht so weit gehen, wie das bei
uns vorgesehen ist: Wir wollen den Geltungsbereich des
HGlG deutlich erweitern. Künftig sollen auch die Selbst-
verwaltungskörperschaften, die landeseigenen und öffent-
lich dominierten Unternehmen dem Gesetz unterliegen.
Außerdem wollen wir damit Schluss machen, dass öffentli-
che Unternehmen durch Privatisierungen dem Geltungsbe-
reich des HGlG entzogen werden können. Das wollen wir
mit unserem Gesetzentwurf verhindern.

Wir wollen, dass es eine Verpflichtung zur öffentlichen
Ausschreibung gibt, damit Frauen, die eine entsprechende
Qualifikation für frei werdende Stellen mitbringen, auch
extern gefunden werden können, damit wir die dauerhafte
Besetzung von Führungspositionen durch Männer endlich
durchbrechen können.

(Beifall bei der SPD)

Vor allen Dingen: Unser Gesetzentwurf stärkt die Rolle
der Frauenbeauftragten. Wir machen klare Vorgaben für
die dienstliche Ausstattung der Frauenbeauftragten. Wir
räumen ihnen ein materielles Klagerecht ein, und wir stär-
ken die Frauenbeauftragten mit umfassenden Durchset-
zungsrechten und der nötigen Arbeitsausstattung, damit sie
am Ende die Gleichberechtigung in der öffentlichen Ver-
waltung durchsetzen können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer möchte,
dass Gleichberechtigung nicht nur auf dem Papier steht,
sondern endlich auch tatsächlich und wirksam umgesetzt
wird, wer will, dass Frauen im öffentlichen Dienst endlich
real die gleichen Chancen wie ihre männlichen Kollegen
bekommen, wer will, dass der öffentliche Dienst in Hessen
wieder zum Vorbild in Sachen Gleichberechtigung wird,
der muss heute dem SPD-Gesetzentwurf zustimmen.

(Beifall bei der SPD – Präsident Norbert Kartmann
übernimmt den Vorsitz.)

Da wir allerdings davon ausgehen, dass Sie diesen Mut
und diese notwendige Entschlossenheit für ein fortschrittli-
ches Gleichberechtigungsgesetz nicht haben, beantragen
wir die dritte Lesung zum schwarz-grünen Gesetzentwurf.
Vielleicht können wir dann erneut darüber beraten, wie wir
den berechtigten Hoffnungen der Frauenbeauftragten und
den gleichstellungspolitischen Notwendigkeiten doch noch
zum Erfolg verhelfen können.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Wortmeldung, Frau Schott für die Fraktion DIE
LINKE.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Schon wieder –
oder immer noch – müssen wir hier einen Gesetzentwurf
der Regierungsfraktionen diskutieren, der seinem An-
spruch, Frauen im öffentlichen Dienst mit Gleichberechti-
gung statt mit Diskriminierung zu behandeln, nicht gerecht
wird.

(Beifall der Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE)
und Turgut Yüksel (SPD))

Immer noch steht ein Gesetzentwurf zur Debatte, der nicht
weitgehend genug ist und die Kompetenz von Frauenbe-
auftragtenverbänden sowie von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern auf ein Neues ignoriert. Das ist ein
Schlag ins Gesicht, und zwar für alle Frauen, die sich seit
Jahren für ein neues Gesetz für Gleichberechtigung im All-
gemeinen und nicht nur in öffentlichen Verwaltungen en-
gagieren.

(Beifall der Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE)
und Lisa Gnadl (SPD))

Das haben die Frauen heute Mittag deutlich gemacht, als
sie einen Korb voll Postkarten übergeben haben, mit denen
Frauen und Männer ihren Anspruch an eine Frauenpolitik
formuliert haben. Dieses unermüdliche Engagement in
Hessen und der Anspruch, dass Hessen unsere Gesellschaft
jeden Tag ein bisschen besser und gerechter macht, sollte
das Fundament des Gesetzes sein, das wir hier verabschie-
den wollen.

Uns allen sollte doch etwas an der Verabschiedung eines
neuen, modernen Gesetzes über die Gleichberechtigung
liegen, das in das Jahr 2015 passt. Ich bezweifele mehr und
mehr, dass das der Fall ist. Seit 2011 befinden wir uns nun
in diesem Modernisierungsprozess. Nicht nur ich frage
mich, wieso die Landesregierung und die Regierungsfrak-
tionen in vier Jahren keinen ernst zu nehmenden Willen
entwickelt haben, ein modernes Gesetz auf den Weg zu
bringen – und das, obwohl die Landesregierung in diesem
Jahr 60.000 € im Haushalt zur Verfügung hat, um einen
Entwurf auf den Weg zu bringen. Auf den Weg gebracht
haben ihn aber letztlich die Regierungsfraktionen. Wenn
wir es demnächst auch einmal so machen können: Wenn
wir etwas verändern wollen und eine Gesetzesinitiative
einbringen, und dafür dann Möglichkeiten der Unterstüt-
zung bekommen, dann nehme ich das gerne an.

(Zuruf von der CDU: Klar!)

Frauenbeauftragte und andere Expertinnen fragen sich bei
dem unveränderten Gesetzentwurf von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN völlig zu Recht: „Wie kann das
sein?“ Wie kann es sein, dass die Anhörung von zahlrei-
chen Expertinnen am 1. Oktober dieses Jahres zu keinerlei
Änderungen in dem uns vorliegenden Gesetzentwurf ge-
führt hat? Fühlen sich die Fraktionen der CDU und der
GRÜNEN fachkompetenter als die Sachverständigen aus
der Praxis? Leben wir in einer Demokratie oder in einem
Staat von allwissenden Regierungen, die keine Ratschläge
aus der Praxis brauchen?
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(Günter Rudolph (SPD): Ja, das könnte sein! – Hol-
ger Bellino (CDU): Das war früher in der DDR so!)

Bestand und besteht überhaupt irgendein aufrichtiges Inter-
esse an Meinungen aus der Praxis?

(Günter Rudolph (SPD): Nein!)

Oder wurden etwa nicht die richtigen Expertinnen ange-
hört? – Wie auch immer Sie, Kolleginnen und Kollegen
der Regierungsfraktionen, diese Frage beantworten: Was
bleibt, ist Resignation. Hätten wir uns all die Mühe und das
Herzblut sparen können?

Diese Frage wie auch die vorhergehenden habe nicht ich
mir ausgedacht, das sind die Fragen einer Frauenbeauftrag-
ten, die alle Mitglieder des Sozial- und Integrationspoliti-
schen Ausschusses bekommen haben, darunter auch ich.

Der unveränderte Gesetzentwurf zeigt, dass fachlicher Rat
nicht gefragt ist und Änderungsvorschläge auf taube Ohren
stoßen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Wir weigern uns, das zu akzeptieren. Wir fordern Verbes-
serungen und Klarheit auf der Grundlage fachlichen In-
puts. Wir haben das Potenzial dieser Expertise für ein zu-
kunftsfähiges Gesetz erkannt und deshalb einen Ände-
rungsantrag zum vorliegenden Gesetzentwurf eingebracht.

Wir konnten nicht alles aufnehmen, was uns die Anzuhö-
renden aus Wissenschaft und Praxis an Impulsen mitgege-
ben haben. Wir konnten uns nur auf einige zentrale Forde-
rungen konzentrieren. Mit diesem Änderungsantrag wollen
wir zeigen, dass Landespolitik durchaus lernbereit sein
kann – und Sie können das unter Beweis stellen oder es ne-
gieren. Das liegt ganz bei Ihnen.

Deshalb fordere ich Sie auf: Nehmen Sie sich dieser Kritik
an. Beherzigen Sie die wertvollen Ratschläge der Praxis,
statt sie zu ignorieren und damit ein falsches Signal zu sen-
den. Wir machen es Ihnen leicht, indem wir in unserem
Änderungsantrag Kritik und Verbesserungsvorschläge ver-
arbeitet und zusammengefasst haben. Lassen Sie mich des-
halb diese Kernpunkte hier kurz präsentieren.

Das Land Hessen will mit einem neuen Hessischen Gleich-
berechtigungsgesetz ein Vorbild für hessische Unterneh-
men sein. Der erste logische Schritt hin zur Vorbildfunkti-
on ist es, dass dieses Gesetz künftig auch in Betrieben gel-
ten muss, die privatisiert werden oder zum Teil dem öf-
fentlichen Dienst angehören.

(Beifall bei der LINKEN)

Privatisierung darf nicht das Ende der Gleichberechtigung
bedeuten. Seit vielen Jahren wird das von zahlreichen
Frauenbeauftragten gefordert, und das muss jetzt endlich
gesetzlich verankert werden.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Lisa Gnadl
(SPD))

Gelten soll dieses Gesetz auch für arbeitnehmerähnliche
Personen, die über Dienst- und Werkverträge beschäftigt
sind.

Zweitens. Frauenbeauftragte müssen gestärkt werden. Das
hat auch Schwarz-Grün begriffen und dementsprechend
Änderungen am bestehenden Gesetz angekündigt. Meine
Damen und Herren, allerdings sind die Resultate sehr be-
scheiden. Die Arbeitsbedingungen für Frauen- und Gleich-

stellungsbeauftragte müssen besser werden – und das ver-
bindlich. Die Möglichkeit, Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragte bei den Personalentscheidungen zu umgehen,
darf nicht länger gegeben sein. Das hat doch die Erfahrung
der letzten 20 Jahre gezeigt. Es ist doch gerade das Pro-
blem dieses Gesetzes, dass wir da nicht wirklich weiterge-
kommen sind, weil die umgangen werden können. Deshalb
muss das beendet werden. Wir setzen uns hier für ein wirk-
sames Widerspruchsrecht ein.

(Beifall bei der LINKEN)

Eine weitere Änderung betrifft die Auszubildenden. Wie
den Sachverständigen, so ist es auch uns nicht einsichtig,
dass Frauen in allen Berufen, in denen sie unterrepräsen-
tiert sind, bei der Vergabe von Ausbildungsplätzen nicht
mindestens zur Hälfte berücksichtigt werden sollen. Wes-
halb soll dies bei Ausbildungsgängen, in denen ausschließ-
lich der Staat ausbildet, nicht sein? Gerade in diesen Fällen
ist doch eine stärkere Berücksichtigung von Frauen not-
wendig.

Ähnliches gilt für die Gremien, die gewählt werden. Dort
muss die Wahlordnung sicherstellen, dass die Wahllisten
gleichermaßen von Männern und Frauen besetzt werden
müssen. Da muss man bei der Gestaltung sehr kreativ sein,
aber wenn man das will, kann man das erreichen.

(Beifall bei der LINKEN)

Um ihre Position aufzuwerten, muss die Frauenbeauftragte
wirksam entlastet werden. Daher fordern wir in unserem
Antrag die verpflichtende Schaffung von weiteren Stellen-
anteilen ab einer Beschäftigungszahl von 2.000 Kollegin-
nen und Kollegen. Es kann doch nicht sein, dass, egal für
wie viele Menschen jemand zuständig sein soll, die Perso-
nalstrukturen nicht dementsprechend ausgebaut werden.
Gerade im Hochschulbereich muss gewährleistet sein, dass
die Frauenbeauftragten durch qualifizierte Fachreferentin-
nen unterstützt werden; denn eine hohe Fluktuation beim
Personal setzt es einfach voraus, dass man viel Zeit damit
verbringt, neu zu gewinnendes Personal zu befragen und
mit ihm Gespräche zu führen. Das muss möglich sein, das
muss in der Arbeitszeit ermöglicht werden. So, wie Sie das
vorhaben, geht es nicht.

Außerdem darf es nicht sein, dass dieses wichtige Amt
Nachteile für die Amtsinhaberinnen mit sich bringt.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Gesetzentwurf von Schwarz-Grün lässt unglücklicher-
weise Raum für Benachteiligung und Diskriminierung –
welche Ironie, da dieses Gesetz doch gerade das gegenteili-
ge Ziel verfolgen soll. Warum soll lediglich bei vollzeitbe-
schäftigten Frauenbeauftragten die Diskriminierung bei ih-
rem beruflichen Werdegang verhindert werden? Das muss
doch selbstverständlich auch für Teilzeitbeschäftigte gel-
ten, sonst ergibt die Diskussion zur Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf keinen Sinn.

Benachteiligung fängt bei etwas so Banalem wie dem
Lohn an. Frauenbeauftragte müssen fair entlohnt werden.
Das klingt logisch, aber in der Praxis wird es momentan
zugelassen, dass eine Freistellung nicht mit einer Anpas-
sung der Vergütung einhergeht. Im Klartext heißt das, dass
eine Frau mit gering vergüteter Position nach ihrer Frei-
stellung weiterhin eine Vergütung erhält, die in keiner
Weise den neuen Anforderungen und Aufgaben entspricht
– denn jetzt tut sie ganz andere Dinge als zuvor. Deswegen
muss das verändert werden. Eine unterschiedliche berufli-
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che Ausgangssituation kann so zu Ungleichbehandlung
und Gehaltsdiskriminierung trotz gleicher Kompetenzen
führen – das kann doch nicht ernsthaft gewollt sein.

Vielen Expertinnen und Experten war die Einrichtung ei-
ner Clearingstelle wichtig. Hierzu hat der Gesetzentwurf
der SPD einen umfassenden und gründlich vorbereiteten
Vorschlag gemacht, den wir an dieser Stelle einfach über-
nommen haben; es wäre nicht zielführend, das nochmals
grundlegend zu überarbeiten und zu verändern. Wir halten
das für richtig, was da gefordert wird. Da es aber nicht
möglich war, mit Ihnen einen Kompromiss aus beiden Ge-
setzentwürfen herzustellen, muss es jetzt leider so gehen.

Für uns wäre es viel schöner und sinnvoller gewesen, zu
sagen, man erarbeitet jetzt im Ausschuss gemeinsam eine
wirklich zielführende Lösung, indem man beide Gesetzent-
würfe zusammenführt. Doch eine solche Kultur ist in die-
sem Landtag leider nicht üblich. Hier geht es nicht so sehr
an der Sache entlang, sondern nach Fraktionszwängen –
nicht nach Inhalten, sondern danach, wie man sich am bes-
ten nach außen abgrenzt. Das ist höchst bedauerlich.

Gerade um die Gleichstellung von Frauen voranzutreiben,
ist diese zentrale Clearingstelle erforderlich. Sie muss un-
abhängig sein und vom Land finanziert werden. Sie hat die
Wirksamkeit und die Durchsetzung des Gesetzes zu beob-
achten und die Weiterentwicklung voranzutreiben. Außer-
dem ist es dringend erforderlich, auf Landesebene eine
Einrichtung zu schaffen, an die sich Frauenbeauftragte
wenden können und von der sie Unterstützung für ihre an-
spruchsvolle Arbeit vor Ort erhalten können.

Meine Damen und Herren, ich appelliere an Sie alle: Las-
sen Sie uns ein Zeichen setzen und mit gutem Beispiel für
hessische Unternehmen vorangehen. Lassen Sie uns kein
Gesetz verabschieden, das die fachliche Expertise zahlrei-
cher Frauen mit Füßen tritt. Lassen Sie uns auf die Stim-
men der Betroffenen hören und diese in diesem Gesetz mit
Nachdruck zum Ausdruck bringen: für einen modernen,
gerechten öffentlichen Dienst in Hessen, in dem Ge-
schlecht hoffentlich bald keine Rolle mehr spielt.

Damit wir das erreichen können, brauchen wir die dritte
Lesung, die bereits beantragt ist. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Lisa Gnadl
und Ulrike Alex (SPD))

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Wortmeldung, Frau Kollegin Erfurth, Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Sigrid Erfurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! In
der Tat hatten wir in diesem Plenarsaal eine sehr wichtige
und sehr spannende Anhörung zu beiden Gesetzentwürfen.
Ich habe allen Anzuhörenden und Sachverständigen wirk-
lich sehr intensiv zugehört.

Diese Anhörung hat eine sehr große Spannbreite gezeigt.
Die Äußerungen waren sehr unterschiedlich. Es gab Stim-
men, die eine Neuregelung für völlig entbehrlich hielten.
So hat z. B. der Vertreter der Sparkassen die Auffassung
vorgetragen, es könnte seitens der Sparkassen nur zusätzli-
che Belastungen geben, wenn das Hessische Gleichberech-

tigungsgesetz jetzt so umgesetzt würde und plötzlich auch
für die Sparkassen gelten würde.

Ich teile diese Befürchtungen ausdrücklich nicht – denn
auch Frauen sind Kundinnen bei den Sparkassen, und auch
Frauen möchten in den Führungsetagen nicht nur auf Män-
ner treffen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Auch die Vertreterinnen und Vertreter der Kommunalen
Spitzenverbände haben sich nicht gerade als glühende Ver-
ehrerinnen und Verehrer eines neuen Hessischen Gleichbe-
rechtigungsgesetzes geoutet. Die hätten es am liebsten, es
bliebe alles beim Alten. Sie haben gesagt: Na ja, wenn es
unbedingt sein muss, dann gerade noch so, wie es im Ent-
wurf der Regierungsfraktionen steht, aber bitte nicht mehr.
– Auch das war ein O-Ton aus dieser Anhörung.

Es gab natürlich auch eine ganze Reihe von Anzuhören-
den, denen unterschiedliche Aspekte im schwarz-grünen
Entwurf nicht weit genug gingen. Auch das liegt in der Na-
tur der Sache. Denn das Hessische Gleichberechtigungsge-
setz setzt Normen für die Gleichberechtigung von Frauen
und Männern in allen Bereichen der öffentlichen Verwal-
tung.

Es liegt auf der Hand, dass die Frauenbeauftragten in den
Kommunen das etwas anders sehen bzw. einen anderen
Fokus legen als Frauenbeauftragte in Hochschulen, als
Frauenbeauftragte in Ministerien oder auch Frauenbeauf-
tragte in größeren und kleineren Behörden. Deshalb gibt es
nicht die eine Meinung und auch nicht den einen Punkt,
den alle gern gemeinsam anders geregelt hätten. Es gab
durchaus unterschiedliche Gewichtungen zu einigen Berei-
chen. Das will ich nicht verhehlen.

Liebe Kollegin Schott, Mühe und Herzblut haben wir sehr
viel investiert, indem wir nämlich diesen Gesetzentwurf er-
arbeitet und Ihnen vorgelegt haben. Wir haben schließlich
nicht im luftleeren Raum begonnen. Zu diesem Gesetzent-
wurf gab es viele und umfangreiche Vorarbeiten. Wir ha-
ben die Anhörung ausgewertet, die es zu diesem Gesetz-
entwurf gab. Wir haben das ausgewertet, was die Kollegen
der SPD in der vergangenen Legislaturperiode eingebracht
haben. Das haben wir uns sehr genau angeschaut. Ferner
haben wir im Vorfeld mit Vereinen und Verbänden Fach-
gespräche geführt. Diese Gespräche haben wir sehr sorg-
fältig geführt, um auszuloten: Wo liegen die Probleme, die
die Vereine und Verbände sehen? An welchen Stellschrau-
ben sollten wir nach Auffassung der Vereine und Verbände
drehen?

Dann haben wir uns entschieden, Ihnen den Gesetzentwurf
vorzulegen, den wir heute in zweiter Lesung beraten. Ich
kann Ihnen nach der Auswertung der Anhörung sagen,
dass wir ziemlich gut lagen mit dem, was wir Ihnen vorge-
legt haben. Wir haben uns vorgenommen – dabei haben
wir einen sehr klaren Kompass –, die Rechte der Frauenbe-
auftragten zu stärken. Genau das machen wir, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wir stärken die Rechte der Frauenbeauftragten. Ferner
wird ein Klagerecht für Frauenbeauftragte eingeführt. Das
ist ein Riesenschritt. Wir sind das erste westdeutsche Flä-
chenland, in dem es ein solches Klagerecht geben wird.
Auf der einen Seite sind die Befürchtungen riesengroß, es
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käme zu einer Klageflut, und die Rechtspflege in den Ver-
waltungen würde eingestellt. Auf der anderen Seite treten
Teile der Frauenverbände für eine Ausweitung des Klage-
rechts ein. Das haben wir in dem Antrag gelesen, den die
LINKEN eingebracht haben. Allerdings treten nur Teile
der Frauenverbände für eine Ausweitung des Klagerechts
ein. Das tun längst nicht alle.

Ich denke, wir liegen mit unserem Vorschlag sehr richtig,
ein Organklagerecht zu ermöglichen, damit Frauenbeauf-
tragte und Gleichstellungsbeauftragte auch dann, wenn alle
Versuche scheitern, sich gütlich zu einigen, ein Mittel in
der Hand haben, um zu sagen: bis hierher und nicht weiter.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Ferner schaffen wir Rechtssicherheit für Frauenbeauftrag-
te, indem wir die Freistellung präziser fassen, indem wir
eine Freistellung von 25 % bereits ab 150 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern vorschreiben wollen. Ferner wollen wir
ermöglichen, bei großen Dienststellen mit mehr als 2.000
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern weitere Stellenanteile
freizustellen. Auch das ist eine deutliche Verbesserung ge-
genüber dem bisherigen Recht.

Wir schaffen ein Initiativrecht für Frauenbeauftragte. Wir
ermöglichen es den Frauenbeauftragten, sich direkt ans
Ministerium zu wenden. An dieser Stelle haben viele Frau-
enverbände den Wunsch geäußert, eine zentrale Stelle zu
schaffen, an die man sich wenden kann. Diesen Wunsch
kannten wir schon aus den zuvor geführten Gesprächen.
Dieser Wunsch wurde schon vorher an uns herangetragen.
Wir haben sehr lange zusammengesessen und überlegt:
Wie geht das? Wie geht das zusammen? Kann man eine
solche Stelle schaffen?

Wir haben gemerkt, dass das schlicht nicht finanzierbar ist.
Dieser Wunsch ist zwar verständlich, aber schlicht nicht fi-
nanzierbar. Deshalb haben wir uns für einen praktischen
und gangbaren Weg entschieden. Wir haben uns dafür ent-
schieden, dass das Anliegen der kommunalen Frauenbeauf-
tragten aufgegriffen wird, dass man sich an das Sozialmi-
nisterium wenden kann, um dort Fragen zu klären. Damit
haben wir ein wichtiges Anliegen der kommunalen Frauen-
beauftragten aufgegriffen und dennoch den Landeshaushalt
nicht weiter belastet. Ich finde, das ist ein sehr praktischer
Weg, mit einem berechtigten Anliegen umzugehen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Bei einigen Punkten haben uns Anzuhörende möglicher-
weise missverstanden. Auch bei Ihnen ist das gerade wie-
der durchgeklungen, Frau Schott. Es ist nicht so, dass
Frauenbeauftragte, die zu weniger als 100 % arbeiten, auf
die Nachzeichnung ihres beruflichen Werdegangs verzich-
ten müssen. Das steht auch nicht so im Gesetzentwurf. Ich
denke, in der praktischen Anwendung wird sich das eine
oder andere noch glätten, was möglicherweise von dem
einen oder anderen Anzuhörenden missverstanden worden
ist. Ich will dabei jedoch nicht alle über einen Kamm sche-
ren, weil das wirklich eine sehr unterschiedliche Gemenge-
lage war. Ich denke, das sind Auslegungsfragen, die sich in
der Praxis klären werden.

Ich will eine weitere Frage aufgreifen, die von vielen in der
Anhörung thematisiert worden ist. Dies betrifft den Gel-
tungsbereich des HGlG in privatisierten Unternehmen.
Auch hierüber haben wir im Vorfeld sehr lange und sehr

intensiv gesprochen. Was ist der richtige Weg, um in pri-
vatisierten Unternehmen das HGlG ein Stück weit zur An-
wendung zu bringen? Wir haben uns dafür entschieden,
dass die Kommunen entsprechend ihrem Beteiligungsanteil
dafür sorgen müssen, dass in dem privatisierten Unterneh-
men die Grundsätze des HGlG zur Anwendung kommen.
Sie sagen, das reiche nicht. Wir sagen, dass das der richtige
Weg ist, ohne die Regelungen überzustrapazieren. Damit
können wir die Tür ein Stück weit öffnen, um die Vorga-
ben des HGlG auch in privatisierten Unternehmen umset-
zen zu können.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Abschließend möchte ich sagen, dass wir einen Gesetzent-
wurf vorgelegt haben, der für die Gleichberechtigung im
öffentlichen Dienst und für die Beseitigung der Diskrimi-
nierung wegweisend sein wird und der die Kultur in den
Dienststellen verändern wird. Ich bin sehr gespannt auf den
ersten Umsetzungsbericht, sodass wir sehen können, wie es
weitergeht.

Daher danke ich Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächster Redner ist Herr Abg. Rock für die FDP-Fraktion.

René Rock (FDP):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Die
Gleichberechtigung ist in unserem Land auf einem guten
Weg. Sie ist seit vielen Jahren auf einem guten Weg. Aller-
dings ist sie noch längst nicht dort, wo sie sein müsste. Ge-
nau das ist immer wieder Anlass dafür, dass wir uns hier
zu Recht mit diesem Thema intensiv auseinandersetzen.
Wir sollten bei der Debatte nie aus dem Auge verlieren,
dass trotz der Schärfe des einen oder anderen Beitrags, den
ich hier gehört habe, in diesem Haus zu diesem Thema
grundsätzlich Konsens besteht. Das gilt vielleicht nicht für
jede Einzelheit, aber für die Aufgabe, die zu schultern ist.

Um die Debatte richtig einzuordnen, sollten wir uns im
Klaren darüber sein, dass die Ausweitung von Rechten si-
cherlich ein wichtiges Mittel ist. Den Wandel zu befördern
durch die Ausweitung von Rechten ist sicherlich eine Säu-
le, die bei der Gleichberechtigung eine Rolle spielt. Es gibt
aber noch andere Säulen, die eine wichtige Rolle spielen,
die in der Gesellschaft anzusiedeln sind. Natürlich ist der
gesellschaftliche Wandel, der in den Köpfen der Menschen
vorgeht, eine der entscheidenden Säulen, auf die wir bau-
en. Dabei kann jeder feststellen, dass dieser Wandel gut
vorankommt. Es geht darum, die Abhängigkeiten zu redu-
zieren und die richtigen Rahmenbedingungen zu schaffen.
Es ist viel passiert im Bereich der Kinderbetreuung. Das
war heute auch schon in der Generalaussprache Thema.
Dies gilt vor allem für die Kinderbetreuung im U-3-Be-
reich und für die Kinderbetreuung in der Kita. Hinsichtlich
der Betreuung im Schulbereich ist jedoch noch viel zu tun.

Ich möchte die Frage der steuerlichen Erleichterung an-
sprechen, die bisher nur für den Kindergartenbereich gilt.
Im Kindergartenbereich gilt eine besondere Berücksichti-
gung der Beiträge. Das sollte aber auch bei der Betreuung
im Schulbereich eine Rolle spielen. Natürlich ist es wün-
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schenswert – dazu hat Herr Schäfer-Gümbel heute auch
schon etwas ausgeführt –, dass wir den Ganztagsschulbe-
reich in unserem Bundesland ausweiten. Auch hierbei sind
wichtige Rahmenbedingungen zu schaffen.

Natürlich spielen die technischen Möglichkeiten, die wir
heute haben, eine große Rolle, um die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf besser umsetzen zu können. Diese tech-
nischen Möglichkeiten müssen wir konsequent nutzen.
Wer diese technischen Möglichkeiten nutzt, darf dadurch
keine Nachteile bei der Bewertung seiner Leistungen er-
fahren.

(Beifall bei der FDP)

Eine der größten Hilfen, die uns in die Hände spielen, blei-
ben natürlich die demografische Entwicklung und die dar-
aus resultierenden Anforderungen an die Unternehmen, um
weiterhin gute Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewinnen
zu können. Auch hier wird der Druck auf die Unternehmen
und die Gesellschaft größer werden. Das ist, glaube ich,
die größte Stütze, die wir haben.

Zurück zu dem Vorhaben „Wandel durch mehr Rechte“.
Das ist das größte Anliegen, das diesen beiden Gesetzent-
würfe zugrunde liegt. Dazu muss ich sagen, dass für meine
Fraktion die Abfolge der Schritte eine wichtige Frage ist,
wenn man einen Wandel vorantreiben will. Wer die Debat-
ten verfolgt hat, weiß, dass die geplante Einführung eines
Klagerechts nicht völlig unumstritten ist und dass die Ge-
fahr besteht, dass dadurch aus einer bisher guten Zusam-
menarbeit Konflikte entstehen. Ich möchte trotzdem sagen,
dass ich der Meinung bin, dass man den Weg, ein Klage-
recht zu ermöglichen und genau zu beobachten, zu was das
führt, mitgehen kann.

An der Stelle schießt der Gesetzentwurf der SPD-Fraktion
aus meiner Sicht aber ein wenig über das hinaus, was not-
wendig ist. Ein Wandel durch mehr Rechte ist etwas, das
man sicherlich vertreten kann, wie ich vorhin gesagt habe,
aber ein Wandel durch mehr Bürokratie wird scheitern.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Der Vergleich ist zwar ein bisschen unfair, aber es ist viel-
leicht doch ein Indikator: Das alte Gesetz hatte 23 Paragra-
fen; der Gesetzentwurf, den die SPD-Fraktion hier einge-
bracht hat, hat 78 Paragrafen. Ich sage das, um deutlich zu
machen, um wie viel größer der Regelungsbedarf vonsei-
ten der SPD-Fraktion gesehen wird.

Wenn von den GRÜNEN hier vorgetragen wird, eine un-
abhängige zentrale Stelle sei nicht zu bezahlen, ist das
zwar nicht ganz richtig, aber sie würde mit 1,5 Millionen €
sehr viel Geld kosten. Auch da wäre ich mit der Lösung,
die die Regierungskoalition vorgeschlagen hat, zufriede-
ner; denn man muss auch schauen, wie das genutzt wird,
wie hoch der Bedarf ist und ob so hohe Ausgaben wirklich
gerechtfertigt sind.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben mit dem Entwurf der Regierungsfraktionen lei-
der das Problem, dass Sie den Geltungsbereich des Ge-
setzes ausdehnen wollen. Das ist für uns ein Problem, das
es uns leider nicht ermöglicht, dem Entwurf zuzustimmen.
Dass man diese Regelungen für den öffentlichen Dienst in
seiner besonderen Bedeutung, aber auch in seinen beson-
deren Bedingungen setzt, ist für uns absolut einsehbar und
erscheint uns auch richtig. Dass man aber den Handlungs-

rahmen Stück für Stück ausweitet – das ist wieder einmal
ein erster Schritt, aber was an Intention dahinter steht, ist
klar –, das können wir leider nicht mittragen.

Meine Conclusio ist, dass der Gesetzentwurf, den die Re-
gierungsfraktionen hier vorgelegt haben, ein Schritt in die
richtige Richtung ist. Der Entwurf ist mit Augenmaß ge-
staltet worden, aber er geht uns an einer Stelle leider zu
weit. Der Gesetzentwurf der SPD-Fraktion birgt aus unse-
rer Sicht die Gefahr, den Wandel, den man anstrebt, mit zu
viel Bürokratie zu ersticken.

Wir können beiden Gesetzentwürfen nicht zustimmen. Ich
weiß, eine dritte Lesung ist beantragt. Ich bin gespannt, ob
in der dritten Lesung neue Erkenntnisse vorgelegt werden
und wir weiterkommen. Ich teile da nicht ganz den Opti-
mismus der LINKEN und der SPD. Wir werden uns aber
im nächsten Plenum noch einmal über dieses wichtige
Thema unterhalten.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank. – Nächste Wortmeldung, Frau Abg. Ravens-
burg für die CDU-Fraktion.

Claudia Ravensburg (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Wir beraten heute in zweiter Lesung über einen
Gesetzentwurf der SPD-Fraktion und über einen Gesetz-
entwurf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der CDU.
Für unseren Gesetzentwurf ist eine dritte Lesung beantragt.
Deshalb möchte ich die Gelegenheit nutzen, zuallererst an
die Frauenbeauftragten die Botschaft zu senden, dass unser
Gesetzentwurf im Dezember-Plenum verabschiedet wird
und wir dafür sorgen werden, dass das Gesetz pünktlich
zum 1. Januar 2016 in Kraft treten wird.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine Kollegin Sigrid Erfurth hat vorhin darauf hingewie-
sen: Wir haben die Meinung der Praxis keinesfalls igno-
riert. Ganz im Gegenteil: Bereits bei der Erstellung dieses
Gesetzentwurfs haben wir umfangreiche Gespräche mit
den Praktikerinnen geführt. Deren Erfahrungen sind in die-
sen Gesetzentwurf eingeflossen. Es ging uns nämlich um
die Praxistauglichkeit und nicht um einen ideologischen
Entwurf. Das zu sagen ist uns ganz wichtig.

Deshalb will ich noch einmal auf die vier Schwerpunkte in
unserem Gesetzentwurf hinweisen. Uns geht es um die Er-
höhung des Anteils der Frauen in Führungspositionen. Wir
wissen nämlich, in vielen Bereichen der öffentlichen Ver-
waltung gibt es mittlerweile mehr Frauen als Männer.

Wir wollen mit den Maßnahmen der Personalentwicklung
aber auch mehr Rücksicht auf Mitarbeiterinnen in Teilzeit
und mehr Rücksicht auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
mit Familienaufgaben nehmen, die gleichzeitig eine Kar-
riere anstreben. Wir wollen die Familienaufgaben noch
viel mehr anerkennen; denn es ist uns wichtig, dass sich
Kind und Karriere und auch Pflege und Karriere nicht aus-
schließen. Herr Rock, Sie haben es bereits gesagt: Es geht
natürlich darum, dass die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf gegeben sein muss, wenn die Kinder noch im Kin-
dergarten sind, aber wir gehen mit unserem Pakt für den
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Nachmittag einen weiteren Schritt; denn wir wissen, dass
gerade auch in der Grundschulzeit die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf gewährleistet werden muss.

Der dritte Schwerpunkt des Gesetzentwurfs: Wir stärken
die Position der Frauenbeauftragten. Kollegin Erfurth hat
es bereits angesprochen: Wir verbessern deren Rechtsstel-
lung, z. B. durch die Einführung eines Initiativrechts und
des in der Anhörung vielfach begrüßten Organklagerechts,
wir schaffen einen direkten Zugang zum Ministerium und
sorgen für mehr Verbindlichkeit.

Ich will als vierten Punkt erwähnen, dass wir Frauen mit
Behinderungen, die besondere Schwierigkeiten haben, in
unserem Gesetzentwurf besonders berücksichtigen, um Be-
nachteiligungen auszugleichen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Frau Gnadl, wir gehen mit diesem Gesetzentwurf einen
deutlich anderen Weg als Sie mit Ihrem Gesetzentwurf,
dem Gesetzentwurf der SPD-Fraktion. Wir setzen nicht auf
kleinteilige Regelungen, auf die Ausweitung der Bürokra-
tie, auf Blockade, Klage oder auf Sanktionen. Sie sprachen
von Mut. Frau Gnadl, uns geht es nicht um den Mut, gegen
Schranken anzurennen, sondern uns geht es eher um kluge
Instrumente, wie wir Schranken überwinden können. Die
Instrumente dazu geben wir den Frauenbeauftragten mit
unserer Gesetzesänderung an die Hand.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deshalb wählen wir einen ganz anderen Ansatz. Wir wol-
len die Führungskultur in der Verwaltung beeinflussen.
Die Förderung von Frauen muss eine Führungsaufgabe
sein. Wenn nämlich die Frauenförderung von oben gewollt
und in der Verwaltung gelebt wird, dann ist das in meinen
Augen die beste Voraussetzung dafür, dass wir künftig in
den Führungsebenen deutlich mehr Frauen vorfinden wer-
den. Gleichberechtigung mit der Brechstange durchzuset-
zen kann nicht funktionieren. Das ist auch der Grund dafür,
dass wir den Antrag der LINKEN ablehnen. Schon allein
die Einrichtung einer zentralen Stelle mit dem vorgeschla-
genen Aufgabenprofil, das Sie hier ausführlich dargestellt
haben, würde zu einem riesigen Verwaltungsapparat füh-
ren. Ich habe außerdem Zweifel, ob die 1,5 Millionen €,
die Sie dafür vorsehen, reichen würden.

Wir haben das Ergebnis der schriftlichen und der mündli-
chen Anhörung zu beiden Gesetzentwürfen intensiv ausge-
wertet. Kollegin Erfurth hat vorhin schon darauf hingewie-
sen, dass es ein ganz breites Meinungsspektrum der Anzu-
hörenden zu unserem Gesetzentwurf wie zu dem Gesetz-
entwurf der SPD-Fraktion gegeben hat: Die Meinungen
reichten von „nicht weit genug gefasst“ bis „viel zu eng“,
wobei die Mehrzahl der Expertinnen unseren Entwurf als
praktikabel und zielführend beurteilt haben, wenngleich er,
das gebe ich zu, nicht alle Wünsche erfüllen kann.

Dass unser Gesetzentwurf als praktikabel beurteilt wird,
hängt auch damit zusammen, dass wir z.B. den Frauenbe-
auftragten nicht vorschreiben, welche Maßnahmen zur ge-
schlechtergerechten Personalentwicklung sie durchführen,
sondern ihnen verschiedene Punkte vorgeben. Sie können
selbst entscheiden, welche Maßnahmen für ihre Verwal-
tung am geeignetsten sind; denn die Frauenbeauftragten
wissen am allerbesten, wie der Bedarf vor Ort ist.

Ich will nur einige Punkte erwähnen: die familienfreundli-
che Rotation, die Personalkostenbudgetierung – ich nenne
beispielhaft das Regierungspräsidium Kassel –, aber auch
Maßnahmen in Bezug auf die Rückkehr aus der Familien-
phase, was ich für sehr wichtig halte.

Was wir aber in unserem Gesetzentwurf vermeiden wollen,
ist eine Überfrachtung mit Bürokratie. Das ist einer der
Gründe, warum der SPD-Entwurf bei einem großen Teil
der Anzuhörenden als nicht umsetzbar beurteilt wurde und
durchgefallen ist. Allein die Tatsache, dass es viermal so
viele Paragrafen gibt wie in dem bisherigen Gesetz – Herr
Rock hat es eben erwähnt –, ist ein klares Zeichen für Re-
gulierungswut. Das wurde von zahlreichen Anzuhörenden
zu Recht moniert.

Ich erwähne beispielhaft den Vertreter des Hessischen
Rundfunks, der aus seiner Sicht gesagt hat, Überregulie-
rung führt in der Regel zum Gegenteil dessen, was man mit
einem solchen Gesetz beabsichtigt.

Der Präsident des Oberlandesgerichts Frankfurt, Roman
Poseck, hat gesagt, dass das Grundmisstrauen gegenüber
Bediensteten und Verantwortungsträgern, das in dem Ge-
setzentwurf der SPD-Fraktion zum Ausdruck kommt, dem
berechtigten Interesse an einer vollständigen Gleichberech-
tigung mehr schadet als nützt.

Die Frauenbeauftragte des Hessischen Rundfunks, Frau
Thiel, ist der Meinung, dass diese Vorschläge der SPD-
Fraktion in der kommunalen und betrieblichen Arbeit rea-
listisch kaum umgesetzt werden können. Zum CDU-Vor-
schlag hat sie gesagt, dass sie diesen im Hessischen Rund-
funk für gut umsetzbar hält. Damit ist doch alles gesagt.

Wir laden Sie ein, unserem Gesetzentwurf zuzustimmen;
denn er steht für eine fortschrittliche Frauenförderung in
der öffentlichen Verwaltung, er ist praktikabel und gut um-
setzbar und sendet das Signal, dass Familienarbeit in unse-
rer Verwaltung eine wertvolle Qualifikation ist. Er sendet
das Signal, dass sich Teilzeitarbeit und Karriere nicht aus-
schließen.

Unser Gesetzentwurf setzt konsequent an den richtigen
Stellschrauben an, um Frauen auf dem Weg in Führungs-
positionen zu qualifizieren, ihre Chancen zu verbessern
und Nachteile zu beseitigen, wenn sie ihre Familie und den
Beruf unter einen Hut bringen müssen. Deshalb lehnen wir
den Gesetzentwurf der SPD-Fraktion ab und freuen uns auf
die weitere Beratung in der dritten Lesung.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Sozialminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Für die Hessische Landesregierung schließe ich mich den
Ausführungen von Frau Kollegin Ravensburg und Frau
Kollegin Erfurth an, was den Inhalt und die Intention die-
ses Gesetzentwurfs angeht. Ich will das anhand von drei
Punkten noch einmal kurz bestätigen.

Erstens. Das Hessische Gleichberechtigungsgesetz für die
Beschäftigten im öffentlichen Dienst unseres Landes hat in
den mehr als 20 Jahren seines Bestehens eine durchaus be-
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eindruckende Erfolgsgeschichte geschrieben. Dies zeigen
die regelmäßig erscheinenden Jahresberichte. Genau das ist
die Grundlage für den von der CDU und den GRÜNEN
vorgelegten Gesetzentwurf, den wir heute in zweiter Le-
sung beraten. Die Stellschrauben werden dort angesetzt,
wo bei der Förderung der weiblichen Beschäftigung noch
Umsetzungsdefizite und Handlungsbedarfe bestehen.

Für die Novellierung des Hessischen Gleichberechtigungs-
gesetzes sind dementsprechend drei zentrale Themen iden-
tifiziert worden: Das ist erstens die gezielte Förderung von
weiblichen Beschäftigten, besonders in Positionen mit
Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben. Hier gibt es einen
Nachholbedarf. Mit dem Gesetzentwurf werden die Füh-
rungskräfte in den Verwaltungen dazu verpflichtet, noch
besser und klarer als bisher die Einsatz- und Fördermög-
lichkeiten ihrer qualifizierten Mitarbeiterinnen in den Blick
zu nehmen.

Der zweite Punkt ist die Verbesserung der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf für Frauen und Männer. Auch im-
mer mehr männliche Beschäftigte wollen ihre familiären
Wünsche und Verpflichtungen besser mit ihren beruflichen
Zielen in Einklang bringen. Beide Geschlechter sollen
leichter als bisher die Möglichkeit erhalten, Familien- und
Fürsorgepflichten ohne den befürchteten Karriereknick
wahrzunehmen.

Drittens ist die Stärkung der Position der Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten mit erweiterten Freistellungs-
regelungen und einem Klagerecht verbunden, über das sie
auf eine Verletzung ihrer eigenen Rechte aufmerksam ma-
chen können. Die Kolleginnen haben das schon deutlich
ausgeführt.

Die Majorität der Anzuhörenden hat bestätigt, dass der Ge-
setzentwurf von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
ihren inhaltlichen Vorstellungen am ehesten gerecht wird.
Entscheidend sind der Inhalt und die klare Struktur des
Fraktionsentwurfs, was ihm insbesondere in der Gegen-
überstellung mit den 78 Paragrafen und den mehr als 300
Absätzen des SPD-Entwurfs bescheinigt wurde, der sich
zudem in vielen Passagen mit anderen gesetzlichen Rege-
lungen überschneidet, z. B. mit dem Hessischen Beamten-
gesetz, dem Hessischen Disziplinargesetz, dem Allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetz und dem Hessischen Perso-
nalvertretungsgesetz.

Wir sind der festen Überzeugung, dass das, was woanders
geregelt ist, nicht noch einmal in einem Gesetz geregelt
werden muss, schon gar nicht in einem Gleichberechti-
gungsgesetz mit seinem sehr weiten und heterogenen Gel-
tungsbereich. Demgegenüber entspricht der Entwurf von
CDU und GRÜNEN für ein neues Gleichberechtigungsge-
setz dem modernen Leitbild von Frauen und Männern, die
sowohl berufstätig sind als auch Fürsorge für Kinder und
Pflegebedürftige übernehmen. Daher wird er von der Lan-
desregierung begrüßt.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Abg. Gnadl, SPD-Fraktion, die dafür
ihre Restredezeit nutzt.

Lisa Gnadl (SPD):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Frau Ravensburg hat eben in ihrer Rede gesagt, dass die
Frauenbeauftragten wissen, worauf es ankommt und was
vor Ort zu tun ist. Deshalb möchte ich Ihnen, den Mitglie-
dern der Regierungsfraktionen, eine Frage stellen: Warum
hören Sie dann nicht auf das, was Ihnen die Frauenbeauf-
tragten in der Anhörung mit auf den Weg gegeben haben?

(Beifall bei der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Vonseiten der SPD-Fraktion ist eine dritte Lesung bean-
tragt worden – für beide Gesetzentwürfe logischerweise.

(Günter Rudolph (SPD): Nein, nur für den von CDU
und GRÜNEN!)

– Okay. Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung in zwei-
ter Lesung über den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD
für ein Hessisches Gesetz zur Verwirklichung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern. Wer diesem Ge-
setzentwurf in zweiter Lesung zustimmen kann, den bitte
ich um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält
sich der Stimme? – Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf
bei Zustimmung durch die Fraktion der SPD und die Frak-
tion DIE LINKE und Ablehnung durch die Fraktion der
CDU, die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die
Fraktion der FDP abgelehnt worden ist.

Eine dritte Lesung ist beantragt für den Gesetzentwurf der
Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für
ein Hessisches Gesetz über die Gleichberechtigung von
Frauen und Männern und zum Abbau von Diskriminierun-
gen von Frauen in der öffentlichen Verwaltung. Der Ge-
setzentwurf inklusive des Antrags der Fraktion DIE LIN-
KE wird zur Vorbereitung der dritten Lesung an den zu-
ständigen Ausschuss überwiesen. – Das ist somit beschlos-
sen. Im nächsten Plenum rufen wir ihn auf.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Gesetz
zur Stärkung der Investitionstätigkeit von Kommunen
und Krankenhausträgern durch ein Kommunalinvesti-
tionsprogramm und zur Änderung von Rechtsvor-
schriften – Drucks. 19/2663 zu Drucks. 19/2417 –

Berichterstatter ist Herr Abg. Kaufmann. Ich erteile Ihnen
das Wort. Bitte schön.

Frank-Peter Kaufmann, Berichterstatter:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Der Haushaltsausschuss empfiehlt dem Plenum mit den
Stimmen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei
Enthaltung der SPD, der LINKEN und der FDP, also ohne
Gegenstimmen, den Gesetzentwurf in zweiter Lesung unter
Berücksichtigung der Änderungsanträge Drucks. 19/2569
und 19/2656 anzunehmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)
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Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Abg. Kaufmann. – Meine Damen und
Herren, ein Hinweis: Wenn es eine dritte Lesung gibt, ist
sie für Donnerstag vorgesehen. Das will ich nur hinzufü-
gen. Ich gehe davon aus, dass der Antrag offiziell noch ge-
stellt wird.

Das Wort hat in der Aussprache Herr Abg. Schork für die
Fraktion der CDU.

Günter Schork (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem vorliegenden
Gesetzentwurf bringen wir ein Investitionsprogramm für
die Kommunen im Volumen von 1.032 Millionen € auf
den Weg. Dies ein Beitrag, um den Kommunen weitere In-
vestitionen in ihre Infrastruktur zu ermöglichen.

Der Gesetzentwurf ist in der Anhörung im Haushaltsaus-
schuss des Hessischen Landtags einhellig begrüßt worden.
Der einzige Kritikpunkt, der von einigen vorgetragen wur-
de, war: „Es kann auch noch ein bisschen mehr sein.“ Aber
vom Grundsatz her fand der Gesetzentwurf mit den einzel-
nen Programmteilen breite Zustimmung. In der Anhörung
wurde auch die eine oder andere Anregung gegeben, die
noch in den Gesetzentwurf einfließen soll. Diese haben wir
mit unseren beiden Änderungsanträgen aufgenommen, um
das Gesetz noch kommunalfreundlicher zu machen.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der erste Punkt. Wir haben für die Programmteile Wohn-
raum und Krankenhäuser Bürgschaftsermächtigungen für
das Land zugunsten der WIBank in den Gesetzentwurf ge-
schrieben, damit die WIBank den Kommunen noch bessere
Zinskonditionen bieten kann als ohnehin schon – eine Ver-
besserung für die Kommunen.

Wir haben auf Anregung der kommunalen Familie die
Laufzeit der Investitionen bis zum Abrechnungszeitpunkt
um eineinhalb Jahre bis zum 31.12.2020 verlängert – aus-
drückliche Berücksichtigung eines Wunsches der kommu-
nalen Familie.

Wir haben in den Gesetzentwurf eine Bestimmung zu den
Haushaltssatzungen der Kommunen aufgenommen, dass
für die Inanspruchnahme der Kredite, für die Inanspruch-
nahme des Kommunalinvestitionsprogramms keine Nach-
tragshaushaltssatzungen notwendig sind, sondern dass die
Ermächtigung zur Aufnahme und zur Vereinnahmung der
Kredite erteilt ist – auch das eine kommunalfreundliche
Regelung, die ausdrücklich gewünscht war.

Wir hatten in dem Gesetzentwurf schon von Anfang an
vorgesehen, dass die Kreditgenehmigungen als erteilt gel-
ten, also die Kommunalaufsichten keinen Handlungsspiel-
raum haben, sondern dies als genehmigt gilt, auch für die
Schutzschirmkommunen. Das will ich hier noch einmal
ausdrücklich erwähnen.

Schließlich und endlich haben wir bei dem Programmteil
Wohnraum, um das Programm noch attraktiver zu machen,
die Zinsübernahme durch das Land von zehn Jahren auf 15
Jahre verlängert. Wir werden 15 Jahre lang die Zinszahlun-
gen für die Kommunen übernehmen.

Insgesamt kann man feststellen, dass wir die Punkte, die in
der Anhörung vorgetragen wurden und die zur weiteren

Verbesserung des Programms notwendig sind, aufgenom-
men haben. Damit schaffen wir für die Kommunen die
Möglichkeit, diese Programme in Anspruch zu nehmen.
Insbesondere bei den Bundesprogrammen haben wir mit
der Finanzierung des 10-prozentigen kommunalen Anteils
die Vorgabe des Bundes aufgegriffen, dass die Länder
auch den finanzschwachen Kommunen ermöglichen sol-
len, die Programme in Anspruch zu nehmen.

Zusammengefasst: Mit diesem Gesetz bringen wir ein Pro-
gramm auf den Weg, das den Kommunen über das Bun-
desprogramm hinaus zusätzliche Landesmittel zur Verfü-
gung stellt. Das macht kein anderes Bundesland, das macht
nur das Bundesland Hessen. Insgesamt ist es ein gutes Pro-
gramm, das in der Anhörung von allen Zustimmung gefun-
den hat.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Damit zeigen wir, dass wir die kommunalfreundliche Poli-
tik der Koalition und der Landesregierung fortsetzen. Ich
wünsche den Kommunen bei der Umsetzung des Pro-
gramms alles Gute. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Warnecke für die Fraktion der
SPD.

Torsten Warnecke (SPD):

Verehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Was für einen Trubel muss eine Gesetzgebung der CDU/
CSU- und der SPD-Bundestagsfraktion am 30. Juni hier in
den Regierungsfraktionen bzw. in der Landesregierung
ausgelöst haben? Sie wissen, was an jenem Tag passiert
ist: Die finanzschwächeren Kommunen in Hessen wie auch
in der Bundesrepublik Deutschland bekommen Geld vom
Bund, ungefähr 320 Millionen € netto, 90 % Förderung für
Infrastruktur. Wann hat es das das letzte Mal gegeben?

Die Kommunalwahl steht am 6. März vor der Tür. Sie
überlegen: „320 Millionen €, SPD auf Bundesebene dabei
– schlechtes Zeichen.“ Chefgespräche finden statt: „Wie
können wir das toppen?“ Eine Milliarde ist die Zielvorga-
be. Irgendwie muss eine Milliarde zusammenkommen, da-
mit das nach etwas richtig Gewaltigem aussieht. „90 % –
na, das geht natürlich nicht. Das Land Hessen hat nicht ge-
nügend Geld. Also müssen wir versuchen, verschiedene
Programme zusammenzuholen.“ Das machen Sie dann
auch, legen beispielsweise ein Krankenhausprogramm auf,
legen beispielsweise ein Programm für den Wohnungsbau
auf, ein Bereich, den wir schon thematisiert haben. Unser
Fraktionsvorsitzender Thorsten Schäfer-Gümbel hat vorhin
in der Generalaussprache etwas dazu gesagt. Ein ganz
Schlauer sagt dann: „Die 317.138.500 € können wir top-
pen.“

Damit der Finanzminister nicht allzu offensichtlich bla-
miert wird, bringen CDU und GRÜNE als Landtagsfrak-
tionen einen Gesetzentwurf ein. Denn klar ist, dass
Schwarz-Grün endlich eingestehen müsste, dass die Plün-
derung der Kommunalkassen um mehr als 344 Millionen €
pro Jahr seit 2011 voll zulasten der Investitionen der Kom-
munen gegangen ist.
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(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das sind nun – 2011,
2012, 2013, 2014 und 2015 –

(Holger Bellino (CDU): Alles gute Jahre für die
Kommunen!)

gut 2 Milliarden €. Kein Wunder, dass die hessischen
Kommunen bei Investitionen in Schulen, in Straßen, in
Kindertagesstätten, in Schwimmbäder, in Sportplätze, in
Parks, in Bürger- und Rathäuser Probleme haben. Allein in
dem Vierjahreszeitraum bis 2014 sind die Investitionen um
750 Millionen € zurückgegangen. Wissen Sie, wer das be-
hauptet? Ernst & Young, die sind nicht gerade SPD-ver-
dächtig.

Also: mehr als eine Milliarde. Stolz verkündet Staatsminis-
ter Dr. Schäfer der kommunalen Familie diese Milliarde
per Brief am 15. September 2015.

Das Krankenhausprogramm wird den Kommunen vom Mi-
nister avisiert. Kryptisch heißt es, in diesem Programm
sind acht Maßnahmen von insgesamt gut 75 Millionen €
enthalten. Über die Unterfinanzierung der Krankenhausin-
vestitionen streitet hier hoffentlich niemand. Wie sagte
doch die Hessische Krankenhausgesellschaft, HKG, so
trocken in der Anhörung: Es fehlen 150 Millionen € pro
Jahr. – Insofern keine Kleinigkeit.

Umso überraschter waren vielen Krankenhausträger, dass
die vermeintlich offene Formulierung eine Umschreibung
dafür war: „Alles ausgewählt, bitte nicht bewerben.“ Mit
Bad Endbach und Biedenkopf erhalten zwei Kliniken des
Wahlkreises des – ich zitiere einmal die Internetseite –
Chief Information Officers Dr. Schäfer je das Geld, 12
Millionen € insgesamt. Wir Sozialdemokraten gratulieren,
können Ihnen aber sagen, es hätten sich viele Kommunen
und Krankenhausträger in Hessen gefreut, wenn es auch
andernorts Geld gegeben hätte.

(Beifall bei der SPD)

Dann ein Wohnungsbauprogramm: 230 Millionen €. Herr
Schäfer-Gümbel hat schon etwas zu der Frage geäußert,
wie das unterlegt sein muss. Die 230 Millionen € sind nicht
unterlegt mit 23 Millionen € pro Jahr, auch nicht mit 11,5
Millionen € pro Jahr, sondern maximal mit der Zinslast,
die das Land Hessen bereit ist zu tragen, und das dürfte im
ersten Jahr nicht mehr als 4 Millionen € sein, also nicht ge-
rade gigantisch.

Sie haben es richtig vernommen, die Tilgung zahlen die
Kommunen komplett selbst. Mir ist heute im wahrsten Sin-
ne des Wortes ein Zettel im Fach untergekommen. Das war
so etwas Ähnliches, das war so etwas wie bei Kaffeefahr-
ten. Darauf stand:

Herzlichen Glückwunsch, Sie haben 230 Millionen €
gewonnen, sofortige Auszahlung, morgen schon auf
Ihrem Konto.

Zwei Sternchen sind allerdings dabei. Das erste Sternchen
heißt:

Sie haben 30 Jahre lang Zeit, uns den Gewinn zu-
rückzuzahlen.

Das zweite Sternchen heißt:

Die ersten 15 Jahre zahlen wir sogar für Sie die Zin-
sen.

(Allgemeine Heiterkeit und allgemeiner Beifall)

Meine Damen und Herren, so ist das. So ähnlich geht es so
manchem, der bei 1 Milliarde € darüber nachdenkt, was die
Milliarde tatsächlich ausmacht. Herr Wagner, wenn ich Ih-
nen 230 € schenke und Ihnen sage, Sie dürfen es bei mei-
ner Bank einzahlen, antworten Sie auch: Das ist ja ein tol-
les Geschenk.

Es war also der Punkt, die Milliarde zu überschreiten und
nicht das Bundesprogramm zu loben. Was ist aber eigent-
lich der verborgene Kern dieses Programms? – Das ist
schon eine fundamental ideologische neue Ansetzung. Die
Kommunen dürfen nämlich dieses Programm im Rahmen
der Vorgaben ausgeben, wofür sie wollen.

Jetzt wird der eine oder andere sagen: Was ist das, was will
der da? – Ich kann Ihnen ein Beispiel aus dem Wahlkreis
meines Fraktionskollegen Dieter Franz nennen. Da unter-
sagt die Kommunalaufsicht einer Kommune, zur Sanierung
eines Hallenbadbeckens 30.500 € auszugeben. Die alte Fo-
lie hat immerhin 20 Jahre lang gehalten. Eine neue muss
her, die kostet 30.000 €, der Überlauf mit Latexfarbe
500 €. Die Ausgaben von 30.500 € hat die Kommunalauf-
sicht untersagt. Dieselbe Kommunalaufsicht lässt lieber die
Kinder der unmittelbar daneben liegenden Schule in die
Nachbarkommune zum Schwimmunterricht fahren. Das
kostet den Kreis 17.000 € pro Jahr. Für die Kinder bedeutet
das, dass der reine Schwimmunterricht statt einer Doppel-
stunde nur noch 20 bis 30 Minuten ausmacht.

Wissen Sie, was die Kommune jetzt aufgrund dieser Vor-
gabe machen kann? – Sie kann die Vorgabe der Kommu-
nalaufsicht einkassieren und investieren. Das finde ich toll.
Da hat offenkundig die Kommunalaufsicht nicht vernünf-
tig gehandelt. Sie haben kaum Möglichkeiten, dagegen
vorzugehen. Dieses Programm bietet die Möglichkeit, das
muss man zugestehen, gegen den manchmal ausgeprägten
Sparwahnsinn der Kommunalaufsicht vorzugehen.

Deshalb haben Sie das Kommunalprogramm auf Jahre ge-
stützt und gestreckt, diese Jahre bis 2020, weil Sie wissen,
dass es viele unsinnige Sparvorgaben gibt, gegen die die
Kommunen nicht ernsthaft vor Gericht ziehen wollen. Das
kostet nämlich auch wieder Geld.

Es kann also den Kommunen nur geraten werden, jetzt das
Geld auszugeben. Das Fazit war allerdings nicht ganz so,
wie Sie gesagt haben, Herr Schork. Der DGB hat es „einen
Tropfen auf den heißen Stein“ genannt. Es wird deswegen
auch dem eklatanten Investitionsstau in Hessen dauerhaft
nicht abhelfen. Im Übrigen sind Ihre Vorgaben in der Re-
gel auch nicht, solche Programme aufzulegen. Wir kennen
es auf kommunaler Ebene zur Genüge, Steuer- und Abga-
benerhöhungen sind das Mittel von Schwarz-Grün.

Sie werden jetzt argumentieren: Aber die Kommunen wer-
den das annehmen. – Das ist wohl relativ klar. Wenn Sie
einem Ertrinkenden einen Strohhalm hinhalten, obwohl Sie
wissen, dass er ihn nicht retten wird, wird er trotzdem da-
nach greifen. Dieses Argument des Danachgreifens nutzen
Sie anschließend, um zu sagen: Sie haben es doch gewollt.

Vielleicht sollte man sich einmal darüber unterhalten, wie
es dazu gekommen ist. Dazu gibt es in dem Gesetzentwurf
eine verräterische Zeile, die nicht von uns stammt. Die
Selbsterkenntnis der CDU in diesem Gesetzentwurf lautet:

So liegen die hessischen Kommunen insgesamt mit
dem Investitionsbetrag je Einwohner im Jahr 2013
unterhalb des Durchschnitts der Flächenländer, und
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das Investitionsniveau pro Einwohner hat den nied-
rigsten Wert seit 2004 erreicht …

Das haben nicht wir aufgeschrieben, das steht in dem Ge-
setzentwurf. Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Da-
men und Herren, Konsequenzen werden nicht daraus gezo-
gen, indem man sagt: Offenkundig brauchen die Kommu-
nen jedes Jahr mehr Geld zum Investieren. – Die Konse-
quenz, die Herr Schork vorgestellt hat, ist: Wir verlängern
die Summe an Jahren, in der dieses Geld ausgegeben wird,
indem wir noch einmal eineinhalb Jahre draufgeben.

Glauben Sie ernsthaft, dass Sie damit die Unterfinanzie-
rung auf kommunaler Ebene angehen können? – Wir glau-
ben das nicht. Deswegen ist noch ein bisschen Nachholbe-
darf und Nachbehandlungsbedarf gegeben. – Herzlichen
Dank fürs Zuhören. Glück auf.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Kollege Jörg-Uwe Hahn für die FDP-
Fraktion.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Gegen
den vorgelegten Gesetzentwurf kann man gar nichts haben.
Das haben wir als Freie Demokraten während der ersten
Lesung gesagt, das haben wir in der Sitzung des Haushalts-
ausschusses deutlich gemacht. Es ist doch klar, dass, wenn
von Bundesebene Investitionsmittel zur Verfügung gestellt
werden, das Land sich dann auch bemühen sollte, diese
Mittel – wie es so schön heißt – zu veredeln und an die
Kommunen weiterzureichen.

Es ist schon spannend, in welche Art von Glocke sich Kol-
legen wie Herr Schork, aber auch der Ministerpräsident be-
geben, wenn sie sich dafür loben. Meine sehr verehrten
Damen und Herren von der CDU und von den GRÜNEN,
es ist doch eine Selbstverständlichkeit, wenn das Land
Hessen im nächsten Jahr die absolut höchsten Einnahmen
hat, dass auch die hessischen Kommunen die absolut
höchsten Einnahmen haben. Wo leben wir, wenn es denn
anders wäre?

(Beifall bei der FDP)

Ich habe den Ministerpräsidenten vorhin schon nicht ver-
standen, als er immer wieder betonte, dass es in diesem
Jahr das meiste Geld sei, das das Land Hessen gebe. Meine
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, das Land Hes-
sen nimmt dieses Jahr auch das meiste Geld ein. Wenn
man schon nichts spart und wenn man nicht in die struktu-
relle Reform hineingeht, ist es doch klar, dass das Geld
ausgegeben werden muss. Sehr geehrter Herr Kollege
Schork, diese Selbstbeweihräucherung, die Sie eben wie-
der vorgetragen haben, geht doch an dem Thema, das da-
hintersteckt, vollkommen vorbei.

(Beifall bei der FDP)

Ich will Ihre Zeit nicht länger belasten, auch weil die An-
hörung nichts Neues gebracht hat. Ich will mich deswegen
auf die Aussagen, die wir während der ersten Lesung
schon gemacht haben, beziehen: Gegen den Inhalt dieses
Gesetzentwurfs kann kein vernünftiger Mensch etwas ha-
ben. Dieser Gesetzentwurf ist ein Kommunalwahlkampf-
hilfefonds für CDU und GRÜNE. Ein bisschen bekommen

die Kommunen dann auch davon ab. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, das ist aber keine nachhaltige Politik.
– Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN Frau Kollegin Goldbach.

Eva Goldbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Lieber Herr Warnecke, ich muss Sie enttäu-
schen, wir haben das Kommunalinvestitionsprogramm
nicht aus Frust oder Ärger gestrickt, sondern aus der reinen
Freude an der Unterstützung der hessischen Kommunen,
so wie diese Regierungskoalition und diese Landesregie-
rung es immer machen.

(Lachen bei der SPD)

Diese Maßnahme reiht sich nahtlos in eine Reihe weiterer
Aktivitäten ein, die die hessischen Kommunen unterstüt-
zen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Da sind zum einen die Schulden in der Vergangenheit auf-
genommen worden. Da hilft das Land Hessen mit dem
Kommunalen Schutzschirm mit einem Volumen von 3,2
Milliarden €. Damit haben wir geholfen, die Schulden der
Vergangenheit zu bewältigen. Mit dem neuen KFA, über
den wir uns hier schon ausführlich unterhalten haben, ge-
währen wir den Kommunen eine bedarfsgerechte und vor
allen Dingen eine dauerhaft gleichmäßige Finanzierung für
ihre Haushalte. Das ist das, was diese Landesregierung und
die Regierungskoalition für die laufenden Einnahmen der
Kommunen tun. Das ist Gegenwartsbetrachtung.

(Unruhe bei der SPD)

Selbstverständlich gibt es einen Investitionsstau. Das ha-
ben Sie sehr schön aus dem Gesetzentwurf vorgelesen. Na-
türlich wollen wir auch den Kommunen dabei helfen, In-
vestitionen in die Zukunft zu tätigen.

(Gerhard Merz (SPD): Tatsächlich!)

Deswegen haben wir dieses Kommunalinvestitionspro-
gramm, das zusammen mit den Bundesmitteln ein Volu-
men von über 1 Milliarde € hat.

Die Vorteile des hessischen Programms liegen in der Fle-
xibilität. Der Bund hat relativ enge Förderkriterien gesetzt.
Im Straßenbau geht es dabei vor allem um Lärmschutz-
maßnahmen wie Flüsterasphalt oder Lärmschutzwände.

Wir wissen, dazu haben wir auch die kommunale Familie
gefragt, dass die Kommunen eher Geld für die Sanierung
kaputter Straßen, für den Bau von Radwegen, für die Un-
terstützung des ÖPNV oder für neue Verkehrskonzepte wie
Elektromobilität brauchen. Da sollen die Kommunen flexi-
bel sein. Das wollen wir ihnen ermöglichen.

Außerdem können sie investieren in Kinderbetreuung,
Nachmittagsbetreuung – auch ein ganz wichtiger Punkt für
uns. Es gibt auch noch eine Öffnungsklausel für sonstige
kommunale Infrastruktur. Das halte ich für sehr wichtig;
denn damit gewährleisten wir, dass jede Stadt, jede Ge-
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meinde und jeder Kreis da investieren können, wo es am
nötigsten ist.

Ein weiterer Vorteil ist, dass im Gegensatz zu den alten
Konjunkturprogrammen SIP und ZIP auch begonnene
Maßnahmen und Planungen unterstützt werden können.
Bei den alten Programmen war es so, dass nur komplett
neue Investitionsmaßnahmen gefördert wurden; aber wir
wissen, wie lange die Fristen sind, um größere Investitio-
nen zu planen, Leistungsverzeichnisse zu erstellen, Aus-
schreibungen zu machen bis hin zur Vergabe. Deswegen
können auch schon geplante Investitionen getätigt werden.

Bei unserem Landesprogramm profitieren im Übrigen alle
Kommunen und nicht nur, wie bei dem Bundesprogramm,
die finanzschwachen Kommunen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Einen weiteren Vorteil hat der Herr Kollege von der CDU
schon erwähnt: dass die kommunalrechtlichen Genehmi-
gungen schon erteilt sind. Die WIBank wird, wie sie es
auch bei den anderen Konjunkturprogrammen gemacht hat,
die Abwicklung übernehmen. Deswegen wird es reibungs-
los über die Bühne gehen.

Kommen wir noch einmal zu der Anhörung. Da ist mir erst
einmal eines aufgefallen. Ich war nicht da, weil ich einen
anderen Termin für den Landtag hatte, habe mir aber das
gesamte Protokoll durchgelesen. Herr Decker hat so schön
festgestellt: Es gab nur Anzuhörende. Das stimmt schon
bedenklich. Die Bewertung der kommunalrechtlichen In-
vestitionserfordernisse ist eine rein männliche Betrach-
tungsweise.

(Zurufe von der SPD: Nein, wirklich?)

– Da wundern Sie sich. – Was heißt das jetzt? Wir haben
vorhin über Gleichberechtigung gesprochen, über Frauen.
Auch da müssen wir sagen: Hier fehlt ganz deutlich eine
Sichtweise der Frauen in den Kommunen, vor allem in Be-
zug auf Investitionserfordernisse.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Alle Anzuhörenden haben sich grundsätzlich positiv zu
dem Programm geäußert. Ich glaube, das kann man so sa-
gen. Dann fiel es der Opposition ein bisschen schwer, den
Anzuhörenden kritische Aussagen zu entlocken. Sie bewie-
sen zum Teil, dass die Oppositionellen den Gesetzentwurf
nicht genau gelesen hatten. Vieles hatte sich dann geklärt.
Insgesamt muss man sagen: Es gab nicht viel Kritik.

Die Presseerklärungen der Opposition hätten wir Ihnen
auch gleich schreiben können. Wir hatten uns schon dar-
über unterhalten und überlegt, ob wir das vielleicht als zu-
sätzlichen Service anbieten. Denn es war klar: Es gibt ei-
gentlich nichts mehr zu meckern. Was bleibt denn zu kriti-
sieren? – Ganz klar: Es ist nicht genug, es ist nie genug.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich muss sagen, es ist
genug: Es ist genug der unsachlichen Kritik, genug der
verzweifelten und erfolglosen Angriffe.

(Zurufe von der SPD)

Dieses Programm ist einmalig in Deutschland. Es hilft den
Kommunen ein großes Stück weiter und reiht sich nahtlos
in die Unterstützung der hessischen Kommunen durch die
Landesregierung und die Regierungsfraktionen ein. Es

bleibt nur zu sagen: Schwarz-Grün ist und bleibt eine ver-
lässliche Partnerin der hessischen Kommunen.

(Lebhafter Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der CDU – Lachen des Abg. Timon Grem-
mels (SPD))

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Willi von Ooyen für die Fraktion
DIE LINKE. Ich bitte um Entschuldigung, Sie waren mir
abhandengekommen.

Willi van Ooyen (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Kommu-
nalinvestitionsprogramm, das wir heute behandeln, ist kein
Teufelszeug. Es ist nicht falsch, es ist sogar ein Schritt in
die richtige Richtung, wie ich finde. Natürlich ist es sinn-
voll, dass ein Investitionsprogramm des Bundes durch ein
eigenes Landesprogramm ergänzt wird.

Allerdings ist es nur ein Schritt voran, nachdem die Lan-
desregierung bereits zwei Schritte zurück gemacht hatte.
Es ist bitter nötig, dass wir die Kommunen bei Investitio-
nen unterstützen. Das haben uns die Kommunen seit Jah-
ren gesagt. Es kommt darauf an, den Investitionsstau auf-
zulösen, der mittlerweile besteht.

Allerdings ist ein solches Programm immer nur als Repara-
turbetrieb angesehen worden, als Reparaturbetrieb einer
völlig verfehlten Finanzpolitik des Landes gegenüber sei-
nen Kommunen. Es ist das Land, das mit dem Kommuna-
len Finanzausgleich wesentlich dazu beiträgt, dass die
Kommunen in der Vergangenheit massiv – der Kollege
Warnecke hat darauf hingewiesen – unterfinanziert waren
und es auch in Zukunft sein werden.

Im Vergleich zu 1990 hat sich die Investitionsquote der
Kommunen in Hessen halbiert. Wir können hier ein Aus-
bluten der kommunalen Infrastruktur beobachten. Es ist
kein Zufall, dass Kommunalpolitiker beim Investitionsbe-
darf lieber nicht darüber sprechen wollen, in welchem Zu-
stand die Brücken sind. Da nützt es auch nichts, zu sagen,
dass die Schiersteiner Brücke nicht in die Zuständigkeit
von Hessen fällt. Denn wenn nicht bald etwas Grundsätzli-
cheres passiert als dieses kommunale Investitionspaket-
chen, dann werden die Brückensperrungen noch öfter er-
lebbar sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber es sind nicht nur die Brücken und Straßen. Es sind
vor allem die Schulen. Nur um deutlich zu machen, dass
das Kommunalinvestitionsprogramm höchstens ein Trop-
fen auf den heißen Stein ist oder sein könnte: Dieses Pro-
gramm würde in seiner Gesamthöhe nicht ausreichen, um
die Investitionen von Frankfurt und Wiesbaden im Schul-
bereich zu decken.

Es mag sich kurz vor den Kommunalwahlen schön anhö-
ren, wenn die Landesregierung noch einmal Geld verteilt.
Aber das ändert nichts daran, dass seit Jahrzehnten die In-
frastruktur in Hessen auf Verschleiß gefahren wird. Hierfür
müsste man wirklich strukturell etwas ändern, sprich: Man
müsste beim Kommunalen Finanzausgleich ansetzen und
hier deutlich mehr Mittel einstellen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Gleiches gilt für den Wohnungsbau, der gefördert wird.
Wir sind uns mittlerweile wenigstens einig, dass hier deut-
lich mehr getan werden muss als in der Vergangenheit. Ich
bin durchaus gespannt, was die Landesregierung im Rah-
men des sogenannten Hessischen Aktionsplans zur Integra-
tion von Flüchtlingen und Bewahrung des gesellschaftli-
chen Zusammenhalts – welche Vokabel – konkret be-
reithält.

Ich finde es sehr unglücklich, dass man das Thema Woh-
nungsbau erst vor dem Hintergrund der steigenden Flücht-
lingszahlen entdeckt. Aber das ist auch eine große Chance,
jetzt endlich Entwicklungen anzustoßen, die allen Men-
schen in Hessen nützen.

Das Kommunalinvestitionsprogramm wird jedenfalls auch
im Bereich Wohnungsbau kaum ausreichen, um die Aufga-
ben zu bewältigen, die schon seit Jahren anstehen. Denn es
hat mit Flüchtlingen überhaupt nichts zu tun, dass wir in
Hessen gerade im Ballungsraum fast keine bezahlbaren
Wohnungen mehr haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Dabei rede ich noch nicht einmal von den Sozialwohnun-
gen, sondern auch von Wohnungen für Normalverdiener.
Hier muss deutlich mehr passieren als in diesem Pro-
gramm.

Meine Damen und Herren, vor dem Hintergrund der Ent-
wicklung der Kommunalfinanzen in Hessen ist dieses Pro-
gramm nicht mehr, aber auch nicht weniger als ein Tropfen
auf den heißen Stein. Wer wirklich für dauerhaft höhere
Investitionen der Kommunen sorgen wollte, der hätte kein
Sonderprogramm geschaffen, sondern die Finanzierung der
Kommunen auf solide Füße gestellt. Der Kommunale Fi-
nanzausgleich wäre hier der richtige Ansatz. Da wir uns
auch in Haushaltsberatungen befinden, wird es Sie kaum
wundern, dass wir diese nutzen werden, um deutliche Ver-
besserungen für die Kommunen zu diskutieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Eine Bemerkung nebenbei. Der Kollege Warnecke hat
schon darauf hingewiesen, dass die Kommunen im We-
sentlichen die Zahler dieses Unternehmens 1-Milliarde-
€-Investitionsprogramm sind. Ich bin nicht dagegen, dass
man sozusagen in Umgehung der Schuldenbremse, weil es
jetzt notwendig ist, mithilfe der Kommunen einen soge-
nannten Schattenhaushalt aufstellt, weil es richtig ist, in
dieser Zeit zu investieren. Deshalb werden wir uns sicher-
lich nicht sperren.

Das Investitionsprogramm reicht uns jedenfalls nicht. Es
reicht den Kommunen nicht, und letztlich erreicht es das
Ziel, den Investitionsstau aufzulösen, nicht. Mein Fazit ist
also: Dieses Programm ist unzureichend und halbherzig. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Finanzminister Dr. Schäfer.

Dr. Thomas Schäfer, Minister der Finanzen:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich will um 20:59 Uhr nicht mehr der Versuchung unterlie-
gen, in dem doch zuweilen etwas kleinteiligen Spannungs-
bogen zwischen Herrn van Ooyens Schiersteiner Brücke
und Herrn Warneckes Schwimmbad in Nordosthessen die
Einzelaspekte noch einmal zu beleuchten. Ich glaube, die
Anhörung und die Debatte hier im Landtag und vor allem
auch die zahlreichen Rückmeldungen, die wir von den
Kommunen bekommen, beweisen, dass das ein sinnvolles
und notwendiges Gesetz war.

Und nun sind der Worte genug gewechselt, lassen wir die
Kommunen bauen. – Herzlichen Dank.

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Finanzminister.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Und Bayern führt
1 : 0!)

– Bayern führt 1 : 0. Das ist noch besser.

(Heiterkeit)

Das hat der Kollege Schäfer-Gümbel gesagt, und der muss
es wissen.

Ich stelle fest, es liegen keine Wortmeldungen mehr vor.

Es ist die dritte Lesung beantragt.

(Widerspruch bei der SPD – Günter Rudolph (SPD):
Es hat kein Mensch eine dritte Lesung beantragt!)

– Wenn Sie zur Ruhe kommen, stimmen wir ab.

Meine Damen und Herren, wer in zweiter Lesung dem Ge-
setzentwurf der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN für ein Gesetz zur Stärkung der Investiti-
onstätigkeit von Kommunen und Krankenhausträgern
durch ein Kommunalinvestitionsprogramm und zur Ände-
rung von Rechtsvorschriften, Drucks. 19/2663 zu Drucks.
19/2417, zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist dagegen? – Wer
enthält sich der Stimme? – Das sind die Fraktionen der
SPD, der FDP und der LINKEN. Damit stelle ich fest, dass
der Gesetzentwurf mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen mehrheitlich beschlossen worden ist. Er wird hiermit
zum Gesetz erhoben.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich für die Mitar-
beit. Wir sehen uns morgen früh um 9 Uhr hier an gleicher
Stelle. Gute Nacht. Es gibt jetzt natürlich keine Aus-
schusssitzung mehr.

(Schluss: 21:02 Uhr)
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Anlage (zu Tagesordnungspunkt 1 – Fragestunde)

Frage 395 – Dr. Daniela Sommer (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wie häufig wurde die Denkmalplakette des Hessischen Mi-
nisteriums für Wissenschaft und Kunst bereits angefordert
und ausgehändigt?

Antwort des Ministers für Wissenschaft und Kunst Bo-
ris Rhein:

Bis zum 30.10.2015 wurden 50 Plaketten bestellt und aus-
gehändigt.

Frage 403 – Marjana Schott (DIE LINKE):

Ich frage die Landesregierung:

In welcher Form wird sie die Gesundheitskarte für Flücht-
linge einführen?

Antwort des Ministers für Soziales und Integration Ste-
fan Grüttner:

Die Hessische Landesregierung selbst kann die Gesund-
heitskarte für Flüchtlinge nicht einführen. Eine Einführung
können nur die hier zuständigen Landkreise und kreisfrei-
en Städte beschließen.

In Abstimmung mit den Landesverbänden der Krankenkas-
sen in Hessen sowie den Ersatzkassen wird aktuell ein Ent-
wurf einer Rahmenvereinbarung zur Übernahme der Ge-
sundheitsversorgung für nicht Versicherungspflichtige ge-
gen Kostenerstattung nach § 264 Abs. 1 SGB V in Verbin-
dung mit §§ 1, 1a Asylbewerberleistungsgesetz in Hessen
zwischen dem Land Hessen und der GKV abgestimmt. So-
bald dieser Abstimmungsprozess beendet ist, wird dieser
Entwurf den Landkreisen und kreisfreien Städten zum Bei-
tritt angeboten. Damit liegt es allein in der Entscheidungs-
hoheit der Landkreise und kreisfreien Städte, ob bereits
Anfang des Jahres 2016 eine Gesundheitskarte für Flücht-
linge eingeführt wird.

Frage 404 – Marjana Schott (DIE LINKE):

Ich frage die Landesregierung:

Welche Begründung gibt es, dass Hessen noch keine Mittel
aus dem Investitionsprogramm „Kinderbetreuungsfinan-
zierung“ 2015 bis 2018 bewilligt hat, wie aus der Informa-
tion des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend zum aktuellen Stand des Sondervermögens
Kinderbetreuungsausbau vom 16. Oktober 2015 hervor-
geht?

Antwort des Ministers für Soziales und Integration Ste-
fan Grüttner:

Das Land Hessen gewährt in den Jahren 2015 bis 2018 auf
der Grundlage des Gesetzes über Finanzhilfen des Bundes
zum Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder, zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 22. Dezember 2014 (BGBl. I
S. 2411), Zuwendungen für Investitionen zum Ausbau und
zur Sicherung einer bedarfsgerechten Infrastruktur im Be-
reich der Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern
unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und in Kinderta-
gespflege im Rahmen des Investitionsprogramms „Kinder-
betreuungsfinanzierung“ 2015 bis 2018 nach der hessi-

schen Förderrichtlinie vom 21. Juli 2015. Die hessische
Förderrichtlinie ist mit Wirkung vom 15. Juli 2015 in Kraft
getreten.

Die Förderanträge sind von den Trägern der freien Ju-
gendhilfe und sonstigen geeigneten Trägern in kreisfreien
Städten und kreisangehörigen Städten mit eigenem Ju-
gendamt beim Magistrat der Stadt einzureichen. In den üb-
rigen Fällen, also in kreisangehörigen Städten und Ge-
meinden ohne eigenes Jugendamt, sind die Anträge zu-
nächst bei der Stadt/Gemeinde einzureichen, die diese
dann mit etwaigen eigenen Vorhaben an den zuständigen
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe weiterleitet.
Das jeweilige Jugendamt legt dann der zuständigen Bewil-
ligungsbehörde, dem Regierungspräsidium Kassel, einen
gebündelten Gesamtantrag vor. Die Bewilligung der Mittel
erfolgt an den Träger der öffentlichen Jugendhilfe.

Dem RP Kassel liegen aktuell Anträge von fünf Jugendäm-
tern für insgesamt 13 Kitas und drei Tagespflegepersonen
vor, die derzeit geprüft und noch im Dezember bewilligt
werden sollen.

Die Kommunen haben seit Beginn der investiven Förde-
rung des U-3-Ausbaus erhebliche Kraftanstrengungen un-
ternommen. Es wurden rund 260 Millionen € für rund
35.000 neue U-3-Plätze in zwei Investitionsprogrammen
(1. U-3-Investitionsprogramm 2008 bis 2013, 2. Investiti-
onsprogramm 2013 bis 2015) bewilligt. Nicht zuletzt auch
die Rückmeldungen zum Runden Tisch Kinderbetreuung
am 14. September 2015 haben deutlich gemacht, dass sich
die Bedarfssituation nunmehr regional sehr unterschied-
lich darstellt.

Während vor allem in Städten und Ballungsräumen weiter-
hin ein hoher Bedarf an zusätzlichen U-3-Plätzen besteht,
ist insbesondere im ländlichen Raum zum Teil auch eine
Bedarfsdeckung festzustellen. Als Hürden beim weiteren
Platzausbau wurden neben den finanziellen Ressourcen
der Kommunen auch Probleme bei der Bereitstellung ge-
eigneter Räumlichkeiten und Grundstücke insbesondere in
den Ballungsräumen und bei der Gewinnung von Fach-
kräften sowie Unsicherheiten bei der Bedarfsplanung ge-
nannt.

Diese Ausgangslage mag die derzeitige Zurückhaltung bei
der Antragstellung erklären. Da mit dem aktuellen U-3-In-
vestitionsprogramm 2015 bis 2018 nicht nur der weitere
U-3-Ausbau unterstützt, sondern auch dem besonderen Be-
darf nach Sicherung bestehender U-3-Plätze Rechnung ge-
tragen werden soll, um neben dem quantitativen Ausbau
auch qualitativen Aspekten Rechnung zu tragen, führt ge-
gebenenfalls auch diese neue Förderoption dazu, dass
mehr an Planungszeit vor Ort benötigt wird.

Hinzu kommt, dass nach den Festlegungen des Bundes die
Bewilligungen zwar im Jahr 2015 vorgenommen, jedoch
erst ab 2016 ausgezahlt werden dürfen. Diese Regelung,
verbunden mit der verbindlichen Festlegung, dass Vorha-
ben gefördert werden dürfen, die bereits ab 1. April 2014
begonnen wurden (Erlaubnis des vorzeitigen Maßnahme-
beginns), trägt unter Umständen mit dazu bei, dass Anträ-
ge erst 2016 vorgelegt werden.

Ich gehe vor diesem Hintergrund davon aus, dass sich die
Antragslage und in der Folge auch der Umfang des bewil-
ligten Mittelvolumens Anfang des nächsten Jahres deutlich
erhöhen werden.
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Frage 405 – Barbara Cárdenas (DIE LINKE):

Ich frage die Landesregierung:

Welche Flüchtlinge werden in Hessen Sachleistungen für
welchen Bedarf erhalten?

Antwort des Ministers für Soziales und Integration Ste-
fan Grüttner:

Durch Art. 2 des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes
wird unter anderem § 3 Asylbewerberleistungsgesetz geän-
dert. Die Neuregelung in Abs. 1 der Vorschrift sieht für die
Zeit des Aufenthalts in einer Erstaufnahmeeinrichtung vor,
dass der notwendige persönliche Bedarf zukünftig durch
Sachleistungen gedeckt werden soll.

Durch die Gesetzesänderung hat sich die Rechtslage zu-
gunsten der Gewährung von Sachleistungen geändert. Als
„Sollvorschrift“ bestimmt die genannte Neuregelung, dass
im Regelfall Sachleistungen zu gewähren sind. In Ausnah-
mefällen, etwa bei zu hohem Verwaltungsaufwand oder
aus Gründen der Wirtschaftlichkeit, kann vom Sachleis-
tungsprinzip abgerückt werden.

Es handelt sich dabei mithin gegebenenfalls ausdrücklich
nicht um eine Kürzung, sondern um eine Änderung der Art
der Leistungsgewährung.

Frage 407 – Tobias Eckert (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Plant sie, ähnlich wie in den Ländern Nordrhein-Westfalen
oder Bayern bereits umgesetzt, einen Abstandserlass auf
den Weg zu bringen?

Antwort der Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz Priska Hinz:

Nein.

Selbst der in der Frage genannte Erlass „Abstände zwi-
schen Industrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten
im Rahmen der Bauleitplanung und sonstige für den Im-
missionsschutz bedeutsame Abstände (Abstandserlass)“
des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz des Landes
Nordrhein-Westfalen vom 6. Juni 2007 regelt nur Abstände
zur Anwendung bei raumbedeutsamen Planungen und
Maßnahmen in Bauleitplanverfahren. Dabei sind Gemen-
gelagen und Tallagen von der Anwendung ausgenommen;
auch findet der Erlass weder im immissionsschutz- oder
baurechtlichen Genehmigungsverfahren noch bei Anlagen
im Sinne des Störfallrechts Anwendung. In den wenigen
Fällen, in denen der Erlass angewandt werden kann, ist
oftmals gleichwohl eine Einzelfallprüfung erforderlich,
auch ist die dem Erlass beigefügte Abstandsliste nicht ab-
schließend.

In Bayern gibt es keinen Abstandserlass.

Insgesamt sind die in Rede stehenden Abstandserfordernis-
se so unterschiedlicher Natur, dass eine umfassende Rege-
lung für alle erdenklichen Vorhaben im Erlasswege nicht
möglich erscheint.

Frage 408 – Tobias Eckert (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Plant sie im Zusammenhang mit Drehfunkfeuern für den
Luftverkehr eine Änderung der Genehmigungspraxis für
Windkraftanlagen, wie z. B. im Fall der Gemeinde Hünfel-
den?

Antwort der Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz Priska Hinz:

Nein.

Nach § 18a Luftverkehrsgesetz dürfen Bauwerke nicht er-
richtet werden, wenn dadurch bestehende Flugsicherungs-
einrichtungen gestört werden können. Die Entscheidung,
ob eine Störung vorliegt, trifft das Bundesaufsichtsamt für
Flugsicherung, das in den Verfahren, in denen Windener-
gieanlagen innerhalb des Anlagenschutzbereiches von
(Dreh-)Funkfeuern geplant sind, im Genehmigungsverfah-
ren beteiligt wird.

Die Entscheidung des Bundesaufsichtsamtes zu einer mög-
lichen Störwirkung von Windenergieanlagen basiert auf
Vorgaben der Internationen Zivilluftfahrtorganisation und
ist bindend für die Genehmigungsbehörde, was bereits
mehrfach gerichtlich bestätigt wurde. Insofern ist keine
Änderung der Genehmigungspraxis in Hessen vorgesehen.

Frage 409 – Willi van Ooyen (DIE LINKE):

Ich frage die Landesregierung:

Bei welchen Kältegraden beabsichtigt sie die Abschiebung
in die Obdachlosigkeit auszusetzen, wenn es, wie es in der
Presse zu lesen war, keinen Winterabschiebestopp und
stattdessen eine Einzelfallklärung bei extremer Kälte ge-
ben soll?

Antwort des Ministers des Innern und für Sport Peter
Beuth:

Ein pauschaler Winterabschiebestopp – ungeachtet der
Möglichkeit, bei Härten im Einzelfall aus humanitären
Gründen die Abschiebung vorübergehend auszusetzen –
steht in deutlichem Widerspruch zu allen Bemühungen, be-
stehende vollziehbare Ausreisepflichten rasch und konse-
quent durchzusetzen, damit wirklich Schutzberechtigte zeit-
nah ihren Aufenthaltsstatus erhalten können.

Ob ein unabweisbarer Härtefall vorliegt und die Abschie-
bung aus humanitären Gründen in der Gesamtschau des
konkreten Einzelfalles vorübergehend ausgesetzt wird,
kann aus nachvollziehbaren Gründen nicht an einer Tem-
peratur- bzw. Wetterangabe, die kein zielstaatsbezogenes
Abschiebehindernis darstellt, festgemacht werden.

Im Übrigen unterstellt die in der Frage enthaltene Formu-
lierung „Abschiebung in die Obdachlosigkeit“ ein inhuma-
nes Rückführungsmanagement, das mit aller Deutlichkeit
zurückgewiesen wird.

Alle vollziehbar zur Ausreise verpflichteten Personen ha-
ben zunächst die Möglichkeit zur freiwilligen Ausreise.
Wenn sie diese Gelegenheit nicht nutzen, müssen die deut-
schen Behörden die Ausreiseverpflichtung leider zwangs-
weise durchsetzen.

Jeder Staat, der eigene Staatsangehörige oder von ihm an-
erkannte Personen zurücknimmt, ist für deren Wohl und
Wehe verantwortlich.
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Frage 410 – Christoph Degen (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wie verteilen sich die 465 Intensivklassen an allgemeinbil-
denden Schulen auf die Schulformen Hauptschule, Real-
schule, integrierte Gesamtschule, kooperative Gesamt-
schule, Förderschule, Mittelstufenschule und Gymnasium
jeweils?

Antwort des Kultusministers Prof. Dr. R. Alexander
Lorz:

Intensivklassen zeichnen sich dadurch aus, dass die Seiten-
einsteigerinnen und Seiteneinsteiger der weiterführenden
Schulen zunächst keiner Schulform und keinem bestimmten
Bildungsgang zugeordnet sind. Wenn in der Regel nach ei-
nem Jahr hinreichende Deutschkenntnisse für den Besuch
einer Regelklasse erworben worden sind, entscheidet die
Klassenkonferenz, welche Schulform bzw. welcher Bil-
dungsgang besucht werden kann. Vor dem Hintergrund
der rechtlich vorgeschriebenen möglichst schnellen Inte-
gration in die Regelklassen sind daher besonders Gesamt-
schulen in kooperativer und integrierter Form als Stand-
orte geeignet, da nach der Intensivförderung in der Regel
hier der weitere Schulbesuch in dem geeigneten Bildungs-
gang/der geeigneten Schulform erfolgen kann.

In der hessischen Lehrer- und Schülerdatenbank (LUSD)
werden Intensivklassen nur nach den NDHS-Schulformen

– NDHS/PS: Primarbereich
– NDHS/S1: Sekundarbereich I
– NDHS/S2: Sekundarbereich II

eingetragen. Auf der Basis von Schulformen kann daher
für die Nachsteuerung von Intensivklassen zum 1. Novem-
ber 2015 nur folgende Verteilung der Intensivklassen an-
gegeben werden:

Bereich Intensivklassen
NDHS/PS 141
NDHS/S1 323
NDHS/S2 1
Summe 465

Frage 414 – Willi van Ooyen (DIE LINKE):

Ich frage die Landesregierung:

Werden Kinder von Asylsuchenden in der Hessischen Erst-
aufnahmeeinrichtung für Flüchtlinge (HEAE) – regelmä-
ßig oder zumindest auf Wunsch der Eltern – den Empfeh-
lungen der Ständigen Impfkommission (STIKO) am Robert
Koch-Institut entsprechend geimpft?

Antwort des Ministers für Soziales und Integration Ste-
fan Grüttner:

Das Robert Koch-Institut veröffentlichte am 05.10.2015
ein Konzept zur „Umsetzung frühzeitiger Impfungen bei
Asylsuchenden nach Ankunft in Deutschland“, das auch
neue und an die Situation angepasste STIKO-Empfehlun-
gen beinhaltet.

Zur Umsetzung dieser STIKO-Empfehlungen wurde ein
entsprechender Erlass erarbeitet und am 09.10.2015 vom
Hessischen Ministerium für Soziales und Integration ver-
sendet.

Seit dem 24.10.2015 werden Impfungen zeitgleich mit den
Erstuntersuchungen angeboten. Das Mindest-Impfangebot

richtet sich nach den Empfehlungen des Robert Koch-Insti-
tuts. Zu den angebotenen Impfungen gehört neben den all-
gemeinen Schutzimpfungen für alle Altersgruppen auch die
Impfung gegen Influenza.

In den Einrichtungen, in denen bislang keine Impfungen
mit der Erstuntersuchung erfolgt sind, werden diese in
konzertierten Impfaktionen angeboten und aktuell durchge-
führt.

Frage 415 – Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE):

Ich frage die Landesregierung:

Welchen Ermessens- und Entscheidungsspielraum haben
hessische Ausländerbehörden – insbesondere im Hinblick
auf drohende Obdachlosigkeit oder kalte Witterungsver-
hältnisse im Zielland – bei der Durchführung der Ausreise-
verpflichtung von Ausländerinnen und Ausländern nach
unanfechtbaren Entscheidungen des Bundesamtes für Mi-
gration und Flüchtlinge (BAMF)?

Antwort des Ministers des Innern und für Sport Peter
Beuth:

Nach § 60a Abs. 2 Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes kann ei-
nem vollziehbar zur Ausreise verpflichteten Ausländer eine
Duldung erteilt werden, wenn dringende humanitäre oder
persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen
seine vorübergehende weitere Anwesenheit im Bundesge-
biet erfordern.

Gefährdungen, die im Heimatstaat des abzuschiebenden
Ausländers drohen, sind im Allgemeinen als sogenannte
zielstaatsbezogene Abschiebungsverbote im Asylverfahren
vor dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge geltend
zu machen. Über die in der Frage angesprochene Fallkon-
stellation „drohende Obdachlosigkeit“ befindet daher das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge im Rahmen der
asylrechtlichen Prüfung. An eine Entscheidung des Bun-
desamtes für Migration und Flüchtlinge über das Vorlie-
gen von Abschiebehindernissen nach § 60 Abs. 2 bis 5 und
Abs. 7 des Aufenthaltsgesetzes ist die Ausländerbehörde
gebunden.

Wie ich bereits in der Beantwortung zu der Frage 409 aus-
geführt habe, kann die Entscheidung darüber, ob ein unab-
weisbarer Härtefall vorliegt und die Abschiebung aus hu-
manitären Gründen in der Gesamtschau des konkreten
Einzelfalles vorübergehend ausgesetzt wird, aus nachvoll-
ziehbaren Gründen nicht an einer Temperatur- bzw. Wet-
terangabe festgemacht werden.

Frage 416 – Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE):

Ich frage die Landesregierung:

Hat sie der Bitte vom Bundesministerium des Innern und
Auswärtigen Amt gemäß Schreiben vom 4. Mai 2015, dass
„grundsätzlich … kein Familienangehöriger aus Syrien
länger auf die Erfüllung seines Anspruches auf Famili-
ennachzug warten [sollte] als unbedingt notwendig“, ent-
sprochen und die erbetene Globalzustimmung für Fälle des
Nachzugs zu einem syrischen anerkannten Flüchtling er-
teilt?
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Antwort des Ministers des Innern und für Sport Peter
Beuth:

Die Landesregierung hat die Globalzustimmung am 30.
Juli 2015 erteilt.
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